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eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes
zur Anderung des Gesetzes liber das PaB-
wesen (Umdruck 551) ... . .MmscC

Anlage 3: Schriftlicher Bericht des Aus-
schusses fiir Finanz- und Steuerfragen
iber den Antrag der Fraktion der SPD
betr. zollfreie Einfuhr von Kaffee und
Tee im Reiseverkehr (Drucksache zu 1969) 7118 C

Die Sitzung wird um 14 Uhr 1 Minute durch
den Présidenten D. Dr. Gerstenmaier erdffnet.

Président D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung ist
eroffnet.

Die amtlichen Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen:

Der Herr Bundesminister der Finanzen hat unter dem
20. Mirz 1956 die Kleine Anfrage 233 der Abgeordneten
Hocherl, Dr. Graf (Miinchen), Lang (Miinchen), Demmelmeier
und Genossen betreffend Aufwertung bel Versicherungsaltspa-
rern (2120) beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache
2242 vervielfiltigt.

Meine Damen und Herren, ich darf das Haus
darauf hinweisen, daf3 ich heute neben der Bundes-
fahne die Fahne des Europarates habe setzen las-
sen. Diese Anordnung habe ich nach einer Verein-
barung im Altestenrat getroffen; wir méchten dem
Hause vorschlagen, darin eine Bestitigung von
Grundsétzen zu erblicken, die der Deutsche Bun-
destag in seiner Sitzung vom 26. Juli 1950 formu-
liert, ausgesprochen und bekriftigt hat.

Ich glaube, meine Damen und Herren, in die-
sem Zusammenhang und im Blick auf den heutigen
Punkt 1 der Tagesordnung noch folgendes sagen
zu diirfen. In der letzten Woche haben die deut-
schen Mitglieder der Gemeinsamen Versammlung
der Europidischen Gemeinschaft fiir Kohle und
Stahl einem EntschlieBungsentwurf zugestimmt,
und zwar einmiitig zugestimmt, fiir die Errichtung
einer Europiischen Zoll- und Marktunion. In An-
betracht der Bedeutung dieses Beschlusses und
auch in Anbetracht der erfreulichen Tatsache, daB
dieser BeschluB einstimmig gefaBt worden ist,
mochte ich den Damen und Herren, die aus un-
serem Hause dabei mitgewirkt haben, den Dank
des Hauses ausgesprochen haben.

(Allseitiger Beifall.)

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur
Tagesordnung. Ich rufe Punkt I auf:

Europadebatte.

Vor Weiterem gebe ich das Wort dem Herrn
Bundeskanzler zur Abgabe einer Erkldrung der
Bundesregierung.

Dr. Adenaver, Bundeskanzler: Herr Prisident!
Meine Damen und meine Herren! Die heutige
Debatte gibt einen willkommenen AnlaB fiir die
Bundesregierung, einige Erklirungen iiber ihre
Europapolitik abzugeben.

Ein positives Ergebnis des letzten Krieges war
die bei allen europiischen Vélkern durchbrechende
Uberzeugung, daB die Staaten dieses Kontinents
sich zu einer politischen und wirtschaftlichen Ein-
heit zusammenschlieBen miiten. Dieser Gedanke
hat Millionen von Menschen befihigt, die schwere

Not der Nachkriegszeit leichter zu ertragen. Er ist
auch heute eine der positiven Krifte in unserem
politischen Leben. Die Bundesrepublik — ich sage
bewuB3t nicht ,die Bundesregierung®, denn ich
meine das deutsche Volk, die deutschen Parteien,
das deutsche Parlament — hat seit ihrem Ent-
stehen im Jahre 1949 den europidischen Gedanken
zum Leitsatz ihres auBlenpolitischen Handelns ge-
macht.

Lassen Sie mich einige Beispiele anfiihren. Ein
wichtiger Schritt war unser Beitritt zum Europa-
rat 1950. Die Beratende Versammlung des Europa-
rats hat viel zur Bildung eines europdischen Be-
wulltseins beigetragen. Ihre Debatten, in denen
die Abgeordneten fiihrende Parlamentarier
aller Mitgliedstaaten — frei und ungehindert zu
den wichtigsten europdischen Fragen sprechen,
stehen auf einem hohen Niveau. Zahlreiche ein-
stimmig gefal3te Resolutionen haben den Regie-
rungen als Richtschnur fiir ihre politischen Ent-
scheidungen gedient. Ich denke dabei besonders
an die EntschlieBung der Beratenden Versamm-
lung vom Herbst vorigen Jahres, in der- die unlés-
bare Verbindung der Frage der deutschen Wieder-
vereinigung mit dem Problem der Sicherheit her-
vorgehoben wurde. Wir Deutsche haben von dieser
EntschlieBung mit Dankbarkeit und Genugtuung
Kenntnis genommen.

Aber auch in dem Organ des Europarats, in dem
die Regierungen vertreten sind, im Ministerkomi-
tee, sind wichtige Entscheidungen iiber eine engere
Zusammenarbeit gefallen. Ich nenne hier die Kon-
vention iiber Menschenrechte und Grundifreihei-
ten, die allen Einwohnern der Mitgliedstaaten die
demokratischen Freiheiten garantiert, und die eu-
ropiische Niederlassungskonvention, die einen be-
deutenden Schritt in Richtung auf Freiziigigkeit
in Europa darstellt.

Der Europidische Wirtschaftsrat, die OEEC, be-
fafit sich mit den wirtschaftlichen Problemen Eu-
ropas. Die Bundesrepublik hat, seit sie besteht,
auch in dieser wichtigen Organisation tatkraftig
mitgearbeitet. Wir verdanken es dem Européiischen
Wirtschaftsrat und der mit ihm verbundenen Eu-
ropaischen Zahlungsunion, wenn heute der Han-
del zwischen den europédischen Staaten bis zu 90 %o
liberalisiert ist und der Zahlungsverkehr sich rei-
bungslos abwickelt.

Im Friihjahr 1955 trat die Westeuropiiische
Union ins Leben. Sie umfaBt nicht nur einen Teil
der durchden Nordatlantikpakt zusammengeschlos-
senen Nationen und schlieBt sie zu einem regio-
nalen Verteidigungsbiindnis zusammen, sondern
sie enthalt zugleich wichtige Ansédtze fiir eine Ver-
tiefung der européischen Zusammenarbeit. Regel-
mifBige Sitzungen dienen z. B. dem Ziel, kulturelle
und soziale Errungenschaften eines jeden Mit-
gliedstaates auch den iibrigen Partnern zuging-
lich zu machen. Vor allem aber hat die Westeuro-
pdische Union zum erstenmal in der Geschichte ein
auf voller Gleichberechtigung beruhendes System
der Riistungsbeschrinkung und Riistungskontrolle
verwirklicht. Hierin liegt nicht nur ein Beweis ge-
genseitigen Vertrauens, sondern zugleich ein wich-
tiger Ansatzpunkt fiir die Lésung der Fragen der
Ristungsbeschriankung in einem weiteren Rahmen.

SchlieBlich haben wir die Europiische Gemein-
schaft fiir Kohle und Stahl. Hier wirken nicht nur
die Mitglieder der sechs Regierungen zusammen,
hier ist nicht nur ein eigenes wichtiges parlamen-
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tarisches Organ, die Gemeinsame Versammlung,
entstanden, — hier haben sich die sechs Mitglied-
staaten zu einem kilhnen weiteren Schritt ent-
schlos;en: sie haben einen Teil ihrer Hoheitsrechte
auf.eme iiberstaatliche, von den Weisungen der
Regierungen unabhiéngige Hohe Behdrde iibertra-
gen. Das in der Europiischen Gemeinschaft fiir
Kohle und Stahl erstmalig verwirklichte Prinzip
eines gemeinsamen Marktes hat sich bewihrt, Es
soll_te daher nicht auf Kohle und Stahl beschrinkt
bleiben, sondern mit der Zeit auf alle Wirtschafts-
gliter ausgedehnt werden. Die AuBenminister der
sechs Mitgliedstaaten der Montangemeinschaft
haben im Juni des vergangenen Jahres eine Sach-
verstindigenkonferenz einberufen, die voraussicht-
lich in Kiirze ihre Arbeiten abschlieBen und kon-
krete Vorschlige fiir die Errichtung eines allge-

mginen gemeinsamen europiischen Marktes machen
wird.

Zugleich beschiftigt sich diese Sachverstiandigen-
konfferenz mit dem Plan der Errichtung einer eu-
ropiischen Atomgemeinschaft, die, wie wir hoffen,
zZu emner engen Zusammenarbeit auf dem fiir die
zukiinftige industrielle Entwicklung auBSerordent-
lich wichtigen Gebiet der Gewinnung von Kern-
energie fiir friedliche Zwecke fiihren wird.

So sind eine Reihe festgefiigter Institutionen ent-
standen, die der europiischen Zusammenarbeit die-
nen. Weitere sind in Vorbereitung. Die Zusammen-
arbeit hat einen bisher in Europa nicht verwirklich-
ten Grad erreicht.

Wir sind aber noch nicht am Ziel. Mehr denn
je ist die Bundesregierung davon iiberzeugt, daB
die Kultur und die Freiheit, ja die Existenz Euro-
pas von seiner Fahigkeit abhingen, sich zu einer

(B) festen politischen Gemeinschaft zusammenzuschlie-

Ben. Zerrissen und uneinig wiirde Europa friiher
oder spiter dem Ansturm der Michte, die es be-
drohen, erliegen.

(Sehr richtig! in der Mitte.)

Geschlossen und einig kann es seinen Platz und
seine geistige Freiheit behaupten.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Ihnen, meine Damen und meine Herren, die Sie
Mitglieder der Beratenden Versammlung des Eu-
roparats, der Montangemeinschaft und der West-
europédischen Union sind, gebiihrt unser Dank fiir
das Geleistete. Ihnen ist aber auch die groBe Auf-
gabe gestellt, das BewuBtsein fiir die Notwendig-
keit des europiischen Zusammenschlusses immer
von neuem zu wecken und mit allen Kréaften fiir
die Verwirklichung dieses Zieles zu arbeiten.

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar-
teien.)

Prasident D. Dr. Gerstenmaler: Sie haben die
Erkldrung der Bundesregierung gehoért. Meine Da-
men und Herren, ich mache Ihnen den Vorschlag,
dafB3 wir nun in den Punkt I unserer Tagesordnung
eintreten und zuerst den Bericht des Herrn Abge-
ordneten Dr. Piinder héren. — Der Herr Abgeord-
nete Dr. Plinder hat das Wort.

Dr. Dr. h. ¢. Pinder (CDU/CSU), Generalbericht-
erstatter der Deutschen Delegation der Beraten-
den Versammlung des Europarates: Herr Prasi-
dent! Meine Damen und Herren! Heute hat unser
Deutscher Bundestag zweifellos einen ganz groBlen
Tag. Der Herr Prisident hat bereits darauf hinge-
wiesen, daB seit einer Stunde vor unserem Bundes-

haus die neue Flagge des Europarates weht, ann
prominenter Stelle am Portal I und hier driiben
am Prisidenteneingang. Damit ist unser Bundes-
tag, wie ich zu wissen glaube, das erste europé&ische
Parlament, das sich in dieser betont sichtbaren,
neuartigen Weise zum Europarat und seinen Zielen
bekennt. Wem es noch nicht klar war, welche Be-
deutung der heutige Tag fiir Europa hat, dem ist
es soeben klargeworden durch die Regierungserkla-
rung, die wir aus dem Munde des Herrn Bundes-
kanzlers gehért haben, eine Erkldrung, der wir
alle mit brennendem Interesse gefolgt sind.

Unsere Tagesordnung, die der Herr Prisident so-
eben aufgerufen hat, ist dementsprechend auch be-
sonderer Art. Unsere Delegation zur Beratenden
Versammlung des Europarates, als deren Sprecher
und Generalberichterstatter ich augenblicklich zu
Ihnen zu sprechen die Ehre habe, hat Wert darauf
gelegt, Ihnen in der Ihnen vorliegenden Mappe ein
ganz lebendiges konkretes Bild iiber die praktische
Arbeit des Europarates zu vermitteln. Auch dieser
Versuch diirfte im Kreise der 14 Mitgliedstaaten
des Europarates neuartig sein. Aber ein solcher
Versuch ist nach der Auffassung unserer deutschen
Delegation dringend geboten. Nach allen Erfahrun-
gen der letzten zehn Jahre — da kniipfe ich an das
an, was der Herr Bundeskanzler soeben auch gesagt
hat — genligt es eben nicht, in allgemeiner euro-
piischer Begeisterung zu machen, sich die Képfe heill
und rot zu reden und dann hinterher vielleicht er-
niichtert festzustellen, da doch wieder alles beim
alten geblieben ist. Dafiir sind die Probleme in
Europa viel zu ernst und schwierig. Das geeinte
Europa, das wir alle ersehnen, kommt nicht zu uns
durch einen einzelnen Verfassungsakt, sondern auf
sehr, sehr vielen Wegen. Ein einziger Schritt allein
geniigt nicht, aber auch kein einziger Schritt ist

tiberfliissig. Hier gibt es kein Entweder-Oder, son- (D)

dern nur ein Sowohl-als-auch.

An die Spitze meines Generalberichts méchte ich
zundchst den Dank der Delegation an Sie, Herr
Prisident, und den Altestenrat stellen, dafl es end-
lich moglich geworden ist, trotz der Fiille der {ibri-
gen Probleme, vor denen der Bundestag steht,
diesen heutigen Tag fiir diese Debatte auszusparen.

Unsere Delegation hatte schon frilher einmal
einen #hnlichen schiichternen Versuch unternom-
men, und zwar durch die Drucksache 927 vom
28. Oktober 1954. Damals hatte ich an den Herrn
Prasidenten geschrieben:

Zur Vorbereitung der in Aussicht genommenen
Aussprache iiber den Europarat gestatte ich
mir auftragsgemiB, 600 Exemplare der ,Mit-
teilungen des Euraparats” . . . zu libersenden.

Zu dieser Aussprache ist es — es ist nun schon
anderthalb Jahre her — nie gekommen. Da be-
kanntlich nur frische Broétchen gut schmecken,
méchte ich empfehlen, vielleicht unter Bezugnahme
auf diese meine Anregung diese Drucksache heute
als erledigt anzusehen.

Die heutige Tagesordnung befaBt sich also nicht
mit allen Problemen Europas, sondern ganz kon-
kret mit dem Europarat. Dies erscheint auch aus
allgemein politischen Gesiclitspunkten sehr wichtig,
wenn Sie an die demoskopischen Untersuchungen
denken. Eine solche Volksbefragung hat vor noch
gar nicht langer Zeit das erstaunliche Ergebnis er-
bracht, daB von den vielen Tausenden befragter
Deutscher in unserer Bundesrepublik zwar bis zu
800 sehr fiir eine Einigung Europas eingenommen
sind, daB dagegen gleichzeitig genau 500 der glei-
chen Tausende Befragter iiberhaupt nicht einmal
etwas von der Existenz des Europarates wuBten.
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Ich wunterstreiche: Wir sprechen heute vom
Europarat und nicht von allen augenblicklich
schwebenden europidischen Problemen. Ich unter-
streiche dies auch noch aus einem besonderen
Grunde, den ja eben auch der Herr Prisident schon
hat anklingen lassen. Ich habe leider nicht die Auf-
gabe, Thnen iber die Sondertagung des Montan-
parlaments in der vorigen Woche in Briissel zu be-
richten — liber den Spaak-Bericht iber die Integra-
tion Europas, den Gemeinsamen Markt, die Zoll-
union, iiber die einstimmig angenommene Ent-
schlieBung —, weil das nicht auf der Tagesordnung
steht und auch nicht Inhalt der Ihnen in der Mappe
vorliegenden Dokumente ist. Aber ich glaube, daf
diese Fragen in der anschliefenden Diskussion, die
ich ja lediglich einleite, zur Drucksache 2152 iiber
die Atomenergie und die Schaffung des Europi-
ischen Marktes doch anklingen werden.

Auch noch ein anderes Problem, das uns augen-
blicklich im Europarat sehr angeht, steht heute nicht
zur Debatte; aber ich darf es doch ganz kurz strei-
fen, da wir ja so selten Gelegenheit haben, iiber
den Europarat zu sprechen. Ich meine die bevor-
stehende Aufnahme der Bundesrepublik Osterreich
in denEuroparat als fiinfzehntes europiisches Land.
Die deutsche Delegation hat vor kurzem, als sie
durch das Generalsekretariat um ihre Auffassung
zu dem Aufnahmeantrag gebeten wurde, ihre Zu-
stimmung freudig erteilt, und wie
gestern aus StraBburg gehort habe, ist die Auf-
nahme Osterreichs in voller Einmiitigkeit auch von
allen anderen Mitgliedstaaten gebilligt worden. So
darf ich auch heute schon einen Grufl der Verbun-
denheit an Osterreich und seine kiinftige Delega-
tion im Europarat richten.

(Beifall.)

Wie zweckmiBig und notwendig die heutige Aus-
sprache liber Angelegenheiten des Europarats ist,
zeigt auch die Einstellung des Generalsekretariats
in Strafburg zu dieser heutigen Tagung. Auf meine
Einladung an den Herrn Generalsekretir und seine
Mitarbeiter in Straburg hin ist der Herr Stellver-
tretende Generalsekretar, Herr Dunstan Curtis,
mit fiinf seiner ersten Mitarbeiter heute hier er-
schienen.

(Beifall.)

Es ist mir eine besondere Freude, Sie, Herr Stell-
vertretender Generalsekretir Dunstan Curtis, mit
Ihren Herren Mitarbeitern hier herzlichst zu be-
griiBen. Ihr Herr Generalsekretir Marshal ist ja
selber, weil er augenblicklich auBerhalb Europas
weilt, in diesen Tagen verhindert, persénlich zu
kommen. Er hat mir aber gerade einen Brief ge-
schrieben, und im letzten Satz schreibt er — in
deutscher Ubersetzung des englischen Briefes —:
Ich kann nur hoffen, daB diesem aufriitteln-
den Beispiel des Deutschen Bundestages recht
bald von den Parlamenten der anderen Mit-
gliedstaaten gefolgt werden maochte. :
Ich kann mich diesem Wunsche des Herrn General-
sekretars nur aufrichtig anschlieBen.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie nun, ein-
mal das Heft zur Hand zu nehmen. Sie finden
gleich in unserem vorgehefteten Anschreiben vom
1. Mirz den Ausgangspunkt der Uberlegungen un-
serer Delegation. Es ist die EntschlieBung 70 der
Beratenden Versammlung gewesen, die Sie gleich
dahinter als Anlage in deutscher Ubersetzung vor-
finden. Wir haben iiberhaupt bei der Herstellung
dieses Heftes Wert darauf gelegt, Ihnen das Ein-
fihlen sehr leicht zu machen, indem wir hinter
jeden einzelnen Antrag, jede einzelne Entschlie-

ich gerade.

Bung, oder was es auch immer sei, den Ausgangs- ©

punkt geheftet haben. Sie haben die EntschlieBung
70 vor sich. Danach haben wir in der Versammlung
in StraBburg beschlossen:

Die Versammlung fordert die Abgeordneten
aus jedem Mitgliedstaat auf, alles in ihren
Kriften Stehende zu tun, um in geeigneten
Fallen in den nationalen Parlamenten eine
Aussprache iiber die Empfehlungen herbeizu-
fihren, mit welchen die Beratende Versamm-
lung das Ministerkomitee oder die nationalen
Parlamente um Stellungnahmen zu bestimm-
ten Fragen ersucht.

Um dieser uns selbst in StraBburg gestellten
Aufgabe gerecht zu werden, haben wir zur Sich-
tung des liberaus umfangreichen Materials von der
Delegation aus aus unserer Mitte einen Dreier-
ausschufl bestellt, dem die verehrten Kollegen
Graf von Spreti, Dr. Mommer und Dr. Becker an-
gehorten. Nachdem ersterer durch Ubertritt in den
auswairtigen Dienst aus unserem Kreise ausgeschie-
den ist, hat Herr Kollege Dr. Leverkuehn dankens-
werterweise die weitere Arbeit Gibernommen. Da
ich selber an diesen Arbeiten des Dreierausschusses
nicht so sehr beteiligt war, ist es mir ein Herzens-
bediirfnis, diesen vier Kollegen den Dank der Dele-
gation fiir die Uberaus miihselige Arbeit, die sie
dabei geleistet haben, auszusprechen.

(Beifall.)

Diesen Dank dehne ich aber auch aus auf unsere
Mitarbeiter im Delegationssekretariat und auf die
zustandigen Stellen in Ihrer Verwaltung, Herr Pri-
sident, fiir die Vorbereitung dieser etwas unge-
wohnlichen und vo6llig neuartigen Drucksache.

Die Vorarbeiten des Dreierausschusses sind dann

von der Gesamtdelegation in sehr eingehenden und (D)

sorgfiltigen Sondersitzungen iberprift und ab-
schliefend genehmigt worden. Ich lege sehr grofien
Wert darauf, meine Damen und Herren, festzustel-
len, daB alle diese EntschlieBungen unserer Dele-
gation in voller Einstimmigkeit gefaf3t worden sind,
wie sich denn tiberhaupt im Laufe der nun ver-
strichenen sechs Jahre gemeinsamer sachlicher Ar-
beit im Europarat eine sehr enge und harmonische
Zusammenarbeit aller Delegierten herausgebildet
hat. Nur in bezug auf einen einzigen Punkt, die
Drucksache 2112, iiber die nachher sicher noch ge-
redet werden wird — es ist aber kein grundsétz-
licher, sondern nur ein finanzieller Punkt —, liegt
ein Sonderantrag der SPD vor.

Ich brauche kaum hinzuzufiigen, daBl wir zu die-
sen Delegationssitzungen natiirlich auch das Aus-
wirtige Amt laufend eingeladen haben, das dann
auch vertreten war. Infolgedessen war die Bundes-
regierung durch ihre zustdndigen Stellen {iber den
geplanten Ablauf des heutigen Tages bis ins ein-
zelne laufend im Bilde.

Wie Thnen das Anschreiben gleich auf der ersten
Seite zeigt, haben wir der besseren Ubersichtlich-
keit halber die Fiille des Materials in sechs Grup-
pen unterteilt bzw. zusammengefaBt. Im ganzen
sind es — Sie werden das feststellen, wenn Sie das
Heft mit Aufmerksamkeit durchsehen, soweit Sie
es nicht schon durchgesehen haben — nicht weni-
ger als 21 Antrige, vier mindliche Ausschuibe-
richte und zwei Grofle Anfragen, die eine iiber
postalische Angelegenheiten, die andere iiber die
Ratifizierung von Konventionen; beide werden,
wie ich zuversichtlich hoffe, nachher seitens der
Bundesregierung wohl in zufriedenstellender Weise
beantwortet werden.
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Uber die vielen, beinahe 30 Probleme heute bis
in die letzte Einzelheit zu diskutieren, ist natiirlich

unmdoglich; das ist auch in keiner Weise vorgesehen.-

Ich bitte den verehrten HerrnPrisidenten, wenn ich
nach Unterstreichung nocheiniger Punkte abgetreten
sein werde, entsprechend den getroffenen Verab-
redungen noch Herrn Dr, Mommer und Herrn
Dr. Leverkuehn als Berichterstatter aufzu-
rufen, die meinen zusammenfassenden Bericht noch
erginzen werden. Herr Dr. Becker, der auch

zu unserem Kreise gehort, hat mich gebeten, ihn-

nicht als Berichterstatter einzuteilen, weil er durch
andere Dinge iiberlastet sei.

Die anschlieBende Diskussion wird dann er-
geben, ob und welche Antrige gleich heute — ich
hoffe, eine groBe Zahl — abschlieend erledigt
werden konnen und welche noch den zustéindigen
Ausschiissen {iberwiesen werden sollen. Ich darf
aus der Fiille der Probleme mit wenigen Worten
nur noch fiinf Einzelprobleme ansprechen.

Wenn Sie bis zur dritten Seite bldttern, so sehen

' Sie die Drucksache 2151, die, wie ich zuversicht-

(B)

lich glaube, nachher in der Diskussion eine be-
sondere Rolle spielen wird; denn sie verdient es.
Das ist die EntschlieBung der Beratenden Ver-
sammlung iiber die gemeinsame europidische Poli-
tik in den kiinftigen Ost-West-Konferenzen. Diese
EntschlieBung — ich brauche sie wohl nicht vor-
zulesen — beruht auf der gleich dahinter gehefte-
ten EntschlieBung der Beratenden Versammlung,
aus der ich nur auf die Ziffer 3 hinweisen will

Darin heifit es:
Die Versammlung

— des Europarats in StraBburg —
betont die Notwendigkeit einer raschen Wie-
dervereinigung Deutschlands auf Grund freier
Wahlen. Sie unterstreicht die Unzuldnglich-
keit und Gefihrlichkeit eines jeden Abkom-
mens iiber Europa mit der UdSSR, das diese
Wiedervereinigung nicht einschlieBt. Die enge
gegenseitige Abhingigkeit dieser Probleme
hat zwischen der deutschen Wiedervereinigung
und einem System der européischen Sicherheit
einen Zusammenhang geschaffen, der einen
parallelen Fortschritt im Hinblick auf die
Losung jedes dieser Probleme erfordert.

Diese EntschlieBung entstammt der Vorarbeit
und der Feder unseres verehrten franzdsischen
Kollegen de Menthon, des angesehenen frithe-
ren Prisidenten der Beratenden Versammlung,
und ich mochte schon namens der Delegation —
nachher wird es gewiB noch von anderer Seite
unterstrichen werden — unserem verehrten Kol-
legen de Menthon unseren aufrichtigsten Dank da-
fiir aussprechen, daB er diese grofziigige euro-
piische Linie vorgeschlagen und durchgehalten
hat.

(Beifall.)

Ich iiberspringe nun sehr viele Punkte, liber die
wohl meine Herren Kollegen sprechen werden, und
erwihne abschlieBend nur noch wenige andere
Punkte, zuniichst die Drucksache 2166, die Sie
ungefahr am Schluf des Heftes finden, betreffend
die kulturelle Zusammenarbeit im Rahmen des
Europarates. Dieser EntschlieBungsentwurf ist
gleichfalls von allen Fraktionen eingebracht wor-
den. In ihm wird festgestellt, ganz auf der Linie
einer EntschlieBung der Beratenden Versammlung,
daB ,der Europarat die am besten geeignete Ein-
richtung zur Férderung der kulturellen Zusam-

menarbeit seiner Mitgliedstaaten ist und die Ti- (O

tigkeit auf kulturellem Gebiet die Einheit der
Mitglieder zu stdrken habe“. In dieser Ent-
schlieBung wird ferner angestrebt, die Arbeiten
auf diesem Gebiet zwischen dem Europarat und
der Westeuropdischen Union, von der eben auch
der Herr Bundeskanzler gesprochen hat, aufeinan-
der abzustimmen,

Dann darf ich gleich zu dem nichsten Punkt, der
Frage der Forderung des ,Europiischen Schul-
tages“ — Drucksache 2167 — kommen. Wenn man
in Strafburg im Europarat sitzt, hat man manch-
mal das Empfinden, dal man dort in bezug auf
europaische Zusammenarbeit auf einzelnen Gebie-
ten schon weiter ist als in unserer Bundesrepublik
mit ihrer foderativen Struktur. Jedenfalls haben
die Delegierten der 14 Mitgliedstaaten in voller
Ubereinstimmung erklirt, daB unter allen Um-
stinden trotz aller pddagogischen Schwierigkeiten
ein solcher ,Europdischer Schultag® in den Schulen
der Linder des Europarats angestrebt werden soll.
Auch diesen Antrag mochte ich wirmstens Ihrer
Unterstiitzung empfehlen.

Damit komme ich zum vorletzten Punkt; was
hier zu sagen ist, ist ganz schnell gesagt. Der Herr
Prisident hat die Angelegenheit schon eingangs
erwidhnt. Es handelt sich um die Frage der Flagge
des Europarates. Sie wissen, daBl diese Flagge aus
einem blauen Fahnentuch mit einem Kranz von
12 goldenen Sternen besteht. Diese 12 goldenen
Sterne sollen keine bestimmte Zahl von Lindern
bedeuten, sondern sie sollen die Vielfalt der euro-
paischen Staaten symbolisieren. Wir zeigen heute
als erstes europiisches Parlament diese Flagge. In
dem Entschliefungsentwurf Drucksache 2168 bit-

ten wir die Bundesregierung und sidmtliche deut- ()

schen Landesregierungen, genau wie wir es heute
machen, bei jeder passenden Gelegenheit neben
der Bundesfahne und den Linderfahnen kiinftig
auch diese Flagge des Europarates zu zeigen.

(Sehr gut! in der Mitte.)

Zum Schluf komme ich noch auf einen Punkt,
der mir persodnlich sehr am Herzen liegt, da ich auf
dem Gebiet einigermaBen sachverstindig bin, weil
ich Vorsitzender des Haushaltsausschusses der Be-
ratenden Versammlung des Europarates bin. Es
handelt sich hierbei um ein sehr verdrieBliches
Thema. Nach der Satzung des Europarates, an der
wir im Awugenblick nicht viel &ndern kénnen, ist
die Zustindigkeit der Beratenden Versammlung
in Haushaltsfragen, obgleich es sich hierbei doch
um das urspriinglichste Recht eines Parlaments
handelt, eigentlich gleich null. Die Zustindigkeit’
in Budgetfragen liegt ausschlieBlich beim Minister-
rat. Damit miissen wir uns einstweilen abfinden.
Immerhin ist ein kleiner Fortschritt insofern er-
zielt worden, als der Ministerrat wvor anderthalb
Jahren genehmigt hat, daBl sich die Beratende
Versammlung einen Haushaltsausschufl bilden
kann. Aber dieser HaushaltsausschuBl kimpft bis
zu dieser Stunde noch sehr darum, wirklich aktiv
titig werden zu kdnnen. Das hat zu einer Ent-
schlieBung der Beratenden Versammlung gefiihrt,
die Sie auf der Riickseite der Drucksache 2170 vor-
finden, Darauf basiert auch der Antrag dieser
Drucksache, um dessen Annahme ich Sie herzlich
bitten moéchte. Denn nur wenn wir in solchen Fra-
gen wirklich von den nationalen Parlamenten ge-
tragen werden, kénnen wir allméhlich auch ge-
wisse Zustdndigkeiten des européiischen Parlaments
in Haushaltsfragen erreichen.
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Aber ganz unabhingig von dieser Frage der Zu-
stindigkeit, die mehr in das Gebiet des Staats-
und Vélkerrechts gehort, ist eine andere Frage. Sie
ist auch in dieser EntschlieBung angesprochen. Die
Etatansidtze der Beratenden Versammlung fiir kul-
turelle und informatorische Zwecke sind er-
schreckend niedrig; sie sind viel zu gering. Trotz-
dem stehen wir vor der Tatsache, daB selbst diese
viel zu geringen Ansétze in der letzten Zeit manch-
mal nicht einmal voll ausgenutzt worden sind. Das
sind unmégliche Dinge, Ich sage das, ohne irgend-
eine Kritik liben zu wollen. Alles muB erst lang-
sam anlaufen. Unsere verehrten Giste aus StraB-
burg mogen das nicht als eine persénliche Kritik
auffassen. Aber ich muB hier deutlich aussprechen:
Wir legen auBerordentlichen Wert darauf, daf3 der
Europarat gerade fiir informatorische Zwecke im
Budget mehr Mittel auswirft, als es bisher ge-
schehen ist, und daB3 diese Mittel auch wirklich
und zweckentsprechend angelegt werden. Sonst
brauchen wir uns nicht zu wundern, wenn — wie
es so oft heilt — ,unten nichts ankommt“. Es wird
gearbeitet, es wird wertvolle Arbeit geleistet —
das hat vorhin auch der Herr Bundeskanzler dank-
bar bestdtigt —, aber unten kommt nichts an. Die
Bevolkerung erfihrt nichts von den Dingen.

Nur ein kleines Beispiel zur Illustration: Sie
alle haben gestern oder heute, sozusagen zur Feier
des Tages, dieses kleine griine Heft — eine sehr
dankenswerte Zusammenstellung von der Presse-
und Informationsabteilung des Europarats — ,,Fiinf
Jahre Europa“ erhalten. Aber wenn Sie hinein-
schauen — nur auf die erste Seite —, sehen Sie,
daB dieses Heft — redaktionell — Mitte Mai 1954
abschlieBt. Diese Ausgabe, die uns freundlicher-
weise heute oder dieser Tage dediziert worden ist,
ist also schon recht alt und infolgedessen keines-
wegs mehr so interessant. Das sind tatsdchlich un-
mogliche Dinge, und ich darf die anwesenden Her-
ren Vertreter des Generalsekretariats sehr herz-
lich bitten, doch dafiir zu sorgen, daB wir nicht nur
reichlich, sondern auch wirklich akutes Material
bekommen, das infolgedessen interessant ist. Daf3
es aus dem Franzosischen oder Englischen ins
Deutsche libersetzt werden muf}, wissen wir natir-
lich; aber wenn da Schwienigkeiten sind, wiren
wir zweifellos in der Lage, hier etwas zu helfen.

Damit, Herr Prisident, meine verehrten Damen
und Herren, bin ich mit meinem Generalbericht
zu Ende und darf bitten, Herr Prisident, daB Sie
jetzt Herrn Dr. Mommer und Herrn Dr. Lever-
kuehn das Wort geben. Das Hohe Haus und damit
die deutsche Offentlichkeit werden dann durch
diese drei Referate einen einigermaBen umfassen-
den Uberblick {iber den BliitenstrauB bekommen,
den unsere Delegation an diesem Friihlingstag
1956 dem Deutschen Bundestag iiberreicht hat. Ich
mochte der Hoffnung Ausdruck geben, daB dieser
FriihlingsgruB auch zu einem guten Omen fiir
einen kommenden europiischen Friihling werde!

(Allseitiger Beifall.)

Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke dem
Herrn Generalberichterstatter und darf den Herrn
Abgeordneten Dr. Mommer als Mitberichterstatter
bitten, das Wort zu nehmen.

Dr. Mommer (SPD), Berichterstatter: Herr Pri-
sident! Meine Damen und Herren! Gestatten Sie
mir, einige zusétzliche Ausfithrungen zu einem
konkreten Thema zu machen, dazu nimlich, welche

Rolle wir, die Mitglieder der Beratenden Ver- (C)

sammlung, dieser heutigen Diskussion und Tages-
ordnung beimessen.

Wir sind uns alle dariiber im klaren, wie schwer
die Aufgabe ist, Europa zu bauen, dieses Europa,
dessen Volker vor elf Jahren noch im Kriege mit-
einander lagen. AuBlerdem gilt es, jahrhunderte-
alte Denkweisen zu dndern und jahrhunderte:a_lte
nationalstaatliche Institutionen umzuorganisie-
ren. Es geht darum, michtige Interessen zu uber-
winden. Manchmal gibt es auch das Hindernis, daf3
auch die Europaidee wie jede groBe Idee nicht dem
MiBbrauch entgeht und daB sie zur Tarnung von
Bestrebungen verwendet wird, die keine reinen
Wurzeln haben.

Um die Widerstdnde zu iliberwinden, bedarf es
eines gewaltigen politischen Druckes, nicht eines
einmaligen Druckes, sondern eines standigen,
zidhen, uber Jahrzehnte hinweg fortgesetzten poli-
tischen Druckes.

Den Ungeduldigen, die uns fragen: Was habt ihr
denn geleistet, was habt ihr realisiert?, sei dies
gesagt: Zehn Jahre sind eine kurze Zeit fiir Be-
strebungen von solchem Umfang. Der Europarat
besteht seit sechseinhalb Jahren, und man kann
von diesem historisch gesehen sehr jungen Bium-
chen keine reifen Friichte verlangen.

Ich mache diesen Hinweis nicht deshalb, weil
wir die Absicht hitten, mit dem zufrieden zu sein,
was wir getan haben. Der Europarat oder zumin-
dest die Beratende Versammlung ist nicht zufrie-
den mit dem, was bisher geschehen ist. Die Ver-
sammlung hat im vergangenen Jahr einmal Bilanz
uUber das gemacht, was in den ersten Jahren der
Existenz der Organisation geschehen ist, und aus
der Bilanz hat sie zu erkennen versucht, was auch
in ihrer Arbeitsweise gedndert werden mii3te und
kénnte, um in Zukunft wirksamer zu arbeiten,
mehr zu leisten.

Ich will nur wenige Worte liber das Organ des
Europarates sagen, das nach dem Statut das erste,
das entscheidende Organ ist, iiber den Ministeraus-
schufl, in dem die Mitgliedstaaten durch ihre
Aullenminister vertreten sind. Nach dem Statut
sollte da, beim Ministerausschull, die motorische
Kraft liegen, die zu mehr Einheit unter den Mit-
gliedvolkern filihren sollte. Wir sind uns aber alle
einig darin, dafl der Ministerausschul3 diese Rolle
nicht gespielt, seine Aufgabe in dieser Hinsicht
nicht erfiillt hat. Der Drénger ist das zweite Organ
gewesen, diese parlamentsidhnliche Institution der
Beratenden Versammlung. Der Ministerrat hat sich
vielmehr als Brems- und Verzogerungsorgan ge-
geniiber dem Dringen der parlamentarischen In-
stitution betédtigt. Die Vorschlige der Beratenden
Versammlung sind im MinisterausschuB in die
blirokratische Zerhackungsmaschine gekommen.
Haufig ist dabei nicht nach dem Grundsatz ver-
fahren worden, fiir die vielen Schwierigkeiten, die
es ohne Zweifel in der Durchfiihrung unserer Vor-
schldge gibt, jeweils eine Lésung zu finden, son-
dern, wie man in StraBburg gesagt hat, die Exper-
ten der Regierungen haben sich bemiiht, fiir jede
Loésung eine Schwierigkeit zu finden, um in den
Schwierigkeiten Entschuldigungen fiir die Nicht-
durchfiihrung des Vorschlags zu finden.

(Abg. Dr. Becker [Hersfeld]: Sehr gut!)

Ich bin nicht {iberzeugt, Herr Bundeskanz-
ler — da Sie vor mir sitzen —, daB3 unsere Refe-

(D)
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renten in dieser Hinsicht sehr viel besser sind als
die der anderen Mitgliedstaaten. Aber wir wollen
dariiber nicht streiten. Vielmehr méchte ich die
B.itte‘an Sie richten: wenn unsere Experten dort
hinreisen und sich an das Zerhacken der politi-
schen Vorschlige begeben, versehen Sie sie mit
der Direktive, mit der die Experten in Briissel
Jetzt im Anschluf an die Messina-Konferenz ver-
sehen wurden, nimlich nicht Schwierigkeiten, son-
dern Lésungen zu finden und den politischen
Gesichtspunkt iiber das kleine technische Detail zu
stellen und iiber die kleinen egoistischen Interes-
sen, die der Verwirklichung des gréBeren politi-
schen Plans entgegenstehen. Versehen Sie sie mit
der Instruktion, unsere Empfehlungen wenn mog-
lich zur Génze und fiir alle Mitgliedstaaten zur
Annahme zu bringen, wenn das nicht geht, dann
zumindest fiir einige, und zu Abschliissen zu kom-
men, die man im Europarat Teilabkommen zwi-
schen wenigstens einigen Mitgliedstaaten nennt.

Manchmal — das hat sich gezeigt — ist es auch
moglich, das, was die Beratende Versammlung
vorschlédgt, einseitig zu verwirklichen, ohne daB
man darauf wartet, daB auch andere das Verniinf-
tige und das Gute tun. Bisher haben nur wir Par-
lamentarier nach dieser Methode verfahren und
haben damit auf einigen Gebieten grofie Erfolge
gehabt. Es wire gut, wenn sich die Bundesregie-
rung das zu Herzen nihme und wenn auch die
hohen Beamten und Fachleute der Bundesregie-
rung diese Aufgabe bekdmen, zu priifen, wo es
moglich ist, ohne daB wesentliche nationale Be-
lange geschédigt werden, durch einseitiges Voran-
gehen gerade die Voraussetzung dafiir zu schaffen,
daf} die anderen nachziehen und so ein multilatera-
les System zusammenkommt.

Aber nun zu uns selbst, zu unserer Beratenden
Versammlung. Diese Versammlung ist ein einfluB-
reiches, aber ein villig machtloses Gebilde. Durch
keine Statutendnderung, glaube ich, kann man die-
ser Versammlung die Macht verleihen, die sonst
echten Parlamenten eigen ist. Wenn man das ver-
suchte, dann wiirde es zur Verkleinérung des Krei-
ses flihren, dann wiirde der Europarat sich nicht
mehr von der Tiirkei bis nach Island in seinen Mit-
gliedstaaten erstrecken. Deshalb, glaube ich, sind
alle Versuche, iber Statutenéinderung mehr Macht
zu bekommen, abwegig. Sie bringen Nachteile, die
die Vorteile wieder aufwiegen wiirden.

Es bleibt also auch der Beratenden Versamm-
lung nur, mit dem wenig wundertitigen Wasser
der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit zu ope-
rieren, und das hochste Erzeugnis, das wir in die-
ser Versammlung parlamentarisch zustande brin-
gen, ist eine mit Zweidrittelmehrheit angenom-
mene Empfehlung an den MinisterausschuB3, be-
stimmte Dinge zu tun. Im Ministerausschufl wird
nun diese Empfehlung in der Weise zerhackt, wie
ich es schon dargetan habe, und wenn wir Gliick
haben, gibt es dann die notige Einstimmigkeit, um
die Empfehlung der Versammlung zu einer Emp-
fehlung des Europarates an die Mitgliedregierun-
gen zu machen.

Sie sehen, wie schwer es ist, dahin zu gelangen.

Aber das ist noch nicht alles. Keine der einzel-
nen Mitgliedregierungen ist — auch wenn sie im
Europarat fiir den Vorschlag war — gezwungen,
entsprechend der Empfehlung zu verfahren.

Deswegen, meine Damen und Herren, komme
ich zu dem Schluf}, daf die Beratende Versamm-
lung ein machtloses Organ ist.

Aber ich sagte auch: sie ist ein einfluBreiches
Organ. Gliicklicherweise steht dieser Einflufl der
Machtlosigkeit gegeniiber, und iiber den Einfluf,
den sie hat, kann sie dann doch wieder auch poli-
tische Macht ausiiben. 132 Abgeordnete kommen
aus allen Parlamenten der 14, 15 Mitgliedstaaten,
und sie kehren dorthin zuriick. Wenn sie zu Hause
die Macht ausiiben, die sie dort in ihrem eigenen
nationalen Parlament haben, dann koénnen sie
ihren machtlosen StraSburger Empfehlungen zu
Hause Nachdruck verleihen, dann koénnen sie ihre
Regierung — wenn das notig wire — zwingen,
das zu tun, was sie in StraBburg fiir europiisch
notwendig gehalten haben.

Ich komme so zu dem Schlufi, da die Beratende
Versammlung eben doch Macht hat, und zwar so
viel Macht, wie ihre Mitglieder in ihren nationalen
Parlamenten fiir die StraBburger Sache auszuiiben
bereit und in der Lage sind.

Deshalb haben wir in StraBburg den Vorschlag
gemacht, die Empfehlungen und EntschlieBungen,
die wir dort fassen, in die Sprache der Antrige,
Gesetzentwiirfe, Anfragen usw. unserer nationalen
Parlamente zu iibersetzen und das nationale Par-
lament und die nationale Regierung fiir die euro-
piische Aufgabe einzusetzen. Das war der Sinn des
Vorschlags, der zur Erstellung der heutigen Tages-
ordnung und zu dieser Debatte fiihrte: liber den
Umweg des Parlaments doch europdische Leistun-
gen in diesem sehr lockeren Rahmen des Europa-
rates zustande zu bringen.

In dem Biindel, das wir Thnen vorlegen, gibt es
natiirlich groBe und kleine Dinge; es gibt dabei
SofortmafBnahmen und es gibt solche, die ihre Wir-
kung erst in der Zukunft tun kodnnen.

Allen gemeinsam ist dieser Grundgedanke: wir
wollen hier keine groBlen europiischen Beteuerun-
gen von uns geben, wir wollen uns nicht mit Pro-
klamationen begnligen, sondern wir wollen das
hier und jetzt Mogliche, das nétigenfalls ohne Ge-
genseitigkeit Mogliche, tun, um Europa zu verin-
dern, um Europa in Richtung auf mehr Einheit zu
verdndern, auf eine Einheit, die der Mehrung der
Freiheit und des Wohlstandes der europiischen
Volker dienen wird.

(Allgemeiner Beifall)

Président D. Dr. Gerstenmaler: Als dritter Be-
richterstatter hat der Abgeordnete Dr. Leverkuehn
das Wort.

Dr. Leverkuehn (CDU/CSU), Berichterstatter:
Herr Prisident! Meine Damen und Herren! Mein
Teil der Berichterstattung geht auf meine Mitglied-
schaft im Wirtschaftspolitischen Ausschufl des
Europarates zuriick. Er ist also durchaus konkret
und soll sich kurz mit dem beschéftigten, was an
praktischen Vorschliagen vor Ihnen liegt. Das sind,
wie Herr Kollege Mommer eben schon gesagt hat,
zum Teil Dinge, die klein erscheinen, wie PaBfor-
malitdten, Formalitdten in Flughédfen, Fragen des
Fiihrerscheins, Autobahnsymbole und dergleichen.
Aber, meine Damen und Herren, fiir den europé-
ischen Staatsbilirger sind diese Dinge, wenn er von
Land zu Land reist und wenn er sich zu dem ent-
wickeln soll, was uns vorschwebt — vom Ange-
horigen seines Staates zu einem Europder —, von
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) Bedeutung, und wir sollten ihnen unsere Aufmerk-

—

samkeit nicht versagen. Auch das Paflwesen und
die Zollgesetzgebung gehéren in diesen Rahmen.

Ein weiteres Wort ist, glaube ich, zu dem um-
fangreichen wirtschaftlichen Programm notwendig,
das aus einigen der Antrage zu Ihnen spricht. Einer
der leitenden Herren der Montanunion hat einmal
den Zweck der ganzen Montanunion in Luxemburg
dahin zusammengefait: eine fiinfprozentige He-
bung des Lebensstandards in den Montanunions-
lindern in jedem Jahre. Das ist ein sehr konkret
und einfach formuliertes Ziel, und, meine Damen
und Herren, es ist das soziale Ziel. Ob und wann
es verwirklicht werden kann, wissen wir nicht;
aber wir wissen immerhin aus dem letzten, dem
siebenten Bericht der Organisation fiir Européische
Wirtschaftliche Zusammenarbeit, der uns gerade
zugegangen ist, dafl in den Jahren 1953 und 1954
die Produktivitit in den europiischen Lindern um
59/p und im Jahre 1955 sogar noch etwas mehr ge-
stiegen ist. Nun, die Steigerung der Produktivitat
ist etwas anderes als die Steigerung der Lebens-
haltung; aber sie stehen in enger Beziehung zu-
einander. Ohne eine Steigerung der Produktivitit
gibt es keine Steigerung der Lebenshaltung.

Warum ist eigentlich von dem gemeinsamen
Markt soviel die Rede? Ich glaube, wir sollten uns
das bei einer solchen Diskussion doch noch einmal
vor Augen fiihren. Was uns dabei vorschwebt, ist
eigentlich immer das Gebiet der Vereinigten Staa-
ten von Amerika mit seinem ungeheuren Umfang,
mit seinen natiirlichen Schitzen und mit seiner
sehr grolen Einwohnerzahl. Daf3 die Lebenshaltung
in keinem Teil der Erde hoher ist als in den Ver-
einigten Staaten, ist bekannt, und wenn wir den
Gegenpol, die Sowjetunion betrachten, so ist fest-
zustellen, daf3 auch dort in den letzten Jahrzehnten
erhebliche Steigerungen der Produktivitit zu ver-
zeichnen sind. Aber gerade hier ist das Verhaltnis
zwischen der Steigerung der Produktivitdt und der
Steigerung der Lebenshaltung noch keineswegs
das, was von russischer Seite in Anspruch genom-
men wird.

Hier, meine Damen und Herren, miissen wir uns
nun tUberlegen, ob und inwieweit dieser gemein-
same Markt zur Steigerung der Lebenshaltung in
den einzelnen Teilen Europas beitragen kann und
beigetragen hat. Wir kommen zu dem Ergebnis,
daf3 das in sehr verschiedenem Grade der Fall ist.
Es gibt auch in Europa Wirtschaftsgebiete, welche
den Einwohnern keineswegs eine befriedigende Le-
benshaltung gewdhren. In diesem Zusammenhang
ist man an den Wirtschaftspolitischen Ausschufl
des Europarates mit der Bitte herangetreten, die-
jenigen Gebiete, welche am wenigsten an der Stei-
gerung der Lebenshaltung in Europa teilgenommen
haben, einer Untersuchung zu unterwerfen und
Vorschldge zur Besserung zu machen. Es handelt
sich um Siiditalien, Griechenland und die Tiirkei.
Gruppen des Wirtschaftspolitischen Ausschusses
sind in diesen Landern gewesen und haben um-
fangreiche Berichte erstattet. Sie machten, beson-
ders in Italien, schon Vorarbeiten bedeutungsvoller
Art, vor allen Dingen durch den jlingst verstor-
benen Senator und friheren Minister Vanoni.

Nun steht vor uns die Frage: Welche Moglich-
keiten bietet die heutige Apparatur des Europa-
rates oder der Organisation fur Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit, Vorschlage und Pline, die auf diese
Weise entwickelt werden, in die Tat umzusetzen?
Da sieht es noch sehr schlecht aus. Wenn wir war-

ten wollen, bis eine Organisation, die in etwa der (€

Organisation fuir Wirtschaftliche Zusammenarbeit
entsprechen wiirde, gestaltet worden ist, werden
wir sehr lange warten miissen.

Der Sinn der Antrige, die heute vor Ihnen lie-
gen, geht dahin, zu priifen, ob es nicht richtiger
ist, dafl wir praktisch von einem Lande aus an-
fangen, und zwar von der Bundesrepublik aus.

- In dem Antrag Drucksache 2154 betreffend Wirt-
schaftshilfe fiir Siideuropa ist die Frage angespro-
chen, ob und inwieweit zu solchen Zwecken die
Mittel des ERP-Sondervermogens oder Mittel des
Bundeshaushalts herangezogen werden konnen.
Zwischen dem ERP-Sondervermdgen, also dem,
was wir als Marshallplanhilfe bekommen haben —
im breiten Sinn gesprochen —, und den europi-
ischen Belangen besteht ein sehr enger Zusammen-
hang. In dem Abkommen iiber wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit vom 15. Dezember 1949, das die
Basis flir das ERP-Sondervermdégen bildet, ist aus-
driicklich gesagt, da3 die Regierung der Bundes-
republik Deutschland der Organisation fiir Euro-
péische Wirtschaftliche Zusammenarbeit, die auf
Grund der am 16. April 1948 in Paris unterzeich-
neten Konvention {iber europiische wirtschaftliche
Zusammenarbeit gebildet wurde, als Mitglied bei-
getreten ist. Diese Abmachungen sind spiter ge-
legentlich der Schuldenregelung in die Abmachun-
gen zwischen der Bundesrepublik und der Regie-
rung der Vereinigten Staaten {iber die Abtragung
des Teils der Nachkriegshilfe iibernommen wor-
den, der von den Vereinigten Staaten angefordert
worden ist. Auch im Eingang dieses Abkommens
wird darauf hingewiesen, dafl die Bundesrepublik
in dem mit den Vereinigten Staaten abgeschlosse-
nen und am 15. Dezember 1949 unterzeichneten

Abkommen iiber wirtschaftliche Zusammenarbeit (D)

bestimmte Dinge anerkannt und durchzufiihren
unternommen hat. Wenn man sich also jetzt ent-
schlieBt, daf3 die Marshallplanhilfe, die den euro-
péischen Lindern gewihrt worden ist, umgewan-
delt wird in eine Marshallplanhilfe fiir die Teile
Europas, die bisher der wirtschaftlichen Entwick-
lung nicht in vollem Umfang haben folgen kénnen,
so ist das eine logische Weiterentwicklung, und es
sollte nicht schwerfallen, die gewissen kleinen
Hemmungen, die durch die bisherigen Abmachun-
gen in bezug auf die Verwendung der Gelder und
die Laufzeit von Krediten usw. noch vorhanden
sind, nunmehr zu beseitigen.

Darf ich Sie abschlieflend zur Illustration dessen,
was hier gemeint ist, an eine Anekdote aus der
Bismarckschen Zeit erinnern: Bismarck steht mit
zwei seiner Freunde am Fenster eines Hauses,
und unten auf der StraBe geschieht ein Ungliick.
Nun wird gesagt: der erste der Freunde machte
dazu eine geistvolle Bemerkung, der zweite gab
eine Empfehlung, wie dort zu helfen sei, und nur
der dritte ~—— Bismarck selbst — stiirzte hinunter,
um zu helfen.

Meine Damen und Herren, hier wird gebeten,
dafl wir nicht nur geistvolle Bemerkungen machen,
daB wir nicht nur Empfehlungen geben, sondern
dafl wir nunmehr mit der Tat eingreifen!

(Allseitiger Beifall.)
Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke dem
Herrn Berichterstatter Dr. Leverkuehn,

Damit, meine Damen und Herren, kommen wir
zu der Begriindung und Aussprache. Im Altesten-
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rat haben wir uns dariiber unterhalten, wie wir
verfahren wollen. Ich habe Thnen auf Grund die-
ser Aussprache den Vorschlag zu machen, dal wir
zunichst im Rahmen der Unterabschnitte der ara-
bischen Ziffern, also der Ziffern 1, 2, 3, 4 und 5,
diskutieren; wenn notwendig, miissen diese Unter-
abschnitte wieder in die besonderen Antréige auf-
geteilt werden, die mit Buchstaben bezeichnet sind.
Ich hoffe, dal wir einige Kapitel dennoch verbin-
den konnen, etwa die Unterabschnitte 3 und 4;
vielleicht ist es sogar moglich, die Unterabschnitte 2
und 3 miteinander zu verbinden.

Meine Damen und Herren, ich gehe weiter da-
von aus, dal das Haus damit einverstanden ist,

daB wir die Begriindung und die Aussprache, so- |

weit moglich, immer miteinander verbinden. —
Ich hore keinen Widerspruch und gebe deshalb zu-
nichst das Wort zur Begriindung und gleichzeitig
zur Aussprache dem Herrn Abgeordneten Professor

Dr. Schmid zu der ganzen Ziffer 1.

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Herr Préasident!
Meine Damen und Herren! Als die Beratende
Versammlung des Europarates am 26. Oktober des
letzten Jahres ihre EntschlieBung 87 {iber eine ge-
meinsame européische Politik in den kiinftigen
Ost-West-Konferenzen faBte, stand die Genfer
AuBenministerkonferenz vor der Tiir. Der Geist
von Genf wehte durch die Staatskanzleien. Die
GroBen der Welt lachelten sich an. Die Menschheit
fafite neue Hoffnung., Diese Konferenz hat nicht
die Ergebnisse gezeitigt, die man von ihr erhofft
hatte. Die Volker sind enttduscht worden. Die
groflen Michte vermochten sich nicht iiber die Be-
reinigung der Differenzen zu verstindigen, die sie
in so verhingnisvoller Weise trennen und sie im
Kalten Krieg verharren lassen. Manch einer kénnte
darum denken, die in der EntschlieBung 87 der Be-
ratenden Versammlung ausgesprochenen Grund-
sdtze seien damit gegenstandslos geworden und
verdienten nur, in den Papierkorb der Weltge-
schichte geworfen zu werden. Dem ist aber nicht
so. Die Erklarung 87 enthilt ein ganzes politisches
Programm, das iiber die jeweiligen Wechselfille
der Zeit hinaus Giiltigkeit behilt, bis es endlich
einmal zum Friedensschlu im Kalten Krieg ge-
kommen sein wird. Man kénnte vielleicht sagen,
dafBl es zum mindesten einige der wichtigsten Vor-
aussetzungen einer jeden moglichen Friedenspoli-
tik in einer Welt, die wie die unsere in zwei Blocke
aufgeteilt ist, aufstellt. In dieser Erkldrung hat
die Beratentle Versammlung — und ich mdchte
betonen, dafl ihr das zur Ehre gereicht — mit einer
Reihe von Dogmen gebrochen, die jahrelang die
Grundlage der politischen AuBlerungen der Mehr-
heit der Beratenden Versammlung gewesen
waren, als da sind der Glaube, es geniige, Europa
selbst zu einer Militarmacht zu machen, um die
Welt dem Frieden nidherzubringen; die Vorstel-
lung, ein engerer Zusammenschlufl der europaischen
Staaten einschlielich der Bundesrepublik werde
mit Sicherheit durch sein blofles Schwergewicht
die Wiedervereinigung Deutschlands im Gefolge
haben; die Meinung, mit der Herstellung eines bes-
seren, eines guten Verhiltnisses zwischen Deutsch-
land und Frankreich seien die entscheidenden und
letzten Hiirden genommen. Ja, es fanden sich ge-
legentlich Stimmen, die in StraBburg uns Deut-
schen vorwarfen, wir seien schlechte Européier,
weil wir die Wiedervereinigung unseres Vater-
landes zum obersten Ziel unserer Politik machen
wollten.

Das ist nun anders geworden. Man begniigt sich
jetzt in StraBburg nicht mehr mit europiischer
Euphorie, man nimmt die Probleme mehr als bis-
her als Funktion der Fakten, man durchdenkt
sie besser und nahert sich so bestimmten Vorstel-
lungen an, von denen man frither sagte, daB sie
nur verneinende Kritik enthielten. Es ist in
StraBburg klargeworden — und das ist gut so —,
daB das Wort, das Cavour einmal in die Geburts-
wehen Italiens hineinrief: ,Italia fard da se —
Italien wird sich selber schaffen, fiir Europa nicht
gelten kann. Man hat erkannt, daB Europa nicht
aus sich selbst heraus und durch sich allein ge-
macht werden kann, sondern daf3l es nur im Zusam-
menhang mit einer von allen Beteiligten aner-
kannten Neuordnung der Welt entstehen kann,
wenn es sich nicht darauf beschrinken will, eines
der Heerlager im Kalten Kriege zu sein und zu
bleiben — und wenn es das wollte, so wire das
ein schlimmer Entschluff. Man hat erkannt, daf$§
eine Politik der Verschiarfung der Gegensitze, der
Versteifung der Positionen nicht zur Versténdi-
gung der Gegner im Kalten Weltkrieg fiihren
kann, sondern daB3 nur eine Politik der Entspan-
nung dies zu leisten vermag. Entspannung 148t
sich aber nicht nur durch bloB8e verbale Versiche-
rungen herbeifithren; sie ist wie jede Wendung
im Bereich des Politischen nur moglich auf Grund
eines Wandels der Tatsachen oder auf Grund eines
Wandels in der Bewertung von Tatsachen. Diese
Tatsachen miissen geschaffen werden, sie bilden
sich nicht von selbst.

Die Spannungen, unter denen die Welt so bitter
leidet, die ihr so teuer zu stehen kommen, sind
die Folge des Militrauens des einen gegen den
andern. MiBtrauen entsteht, wenn Staaten sich
bedroht fithlen oder wenn Nationen glauben, daB
man ihnen die Verwirklichung ihres Lebensinter-
esses unmdoglich machen will. In diesem Zustand
versuchen die Staaten, sich im Wettriisten zu iiber-
trumpfen, oder sie verschlieBen sich in ihrem
Groll, und beides ist schlecht. Es entsteht ein Cir-
culus vitiosus: dieses Mifitrauen erzeugt Wett-
riisten, und das Wettriisten wverstirkt das MiB-
trauen, und so geht es weiter.

Darum meine ich, daB die Resolution 87 recht
hat, wenn sie feststellt, dafl eine Politik der Ent-
spannung wirksam nur parallel mit einer Politik
der Abriistung gefithrt werden konne. Entspan-
nung und Abriistung bedingen sich gegenseitig.
Ich habe manchmal den Eindruck, daB man bei
uns in Deutschland nicht geniigend orientiert ist
liber alles, was schon im Bereich der Vereinten
Nationen geschehen ist, um einer Lodsung des Pro-
blems der Abriistung nidherzukommen. Der Unter-
ausschuBl, den die Vereinten Nationen eingesetzt
haben, hat wirksame Arbeit geleistet. Es sind dort
nicht nur unvereinbare Standpunkte einander kon-
frontiert worden, sondern auf manchen Gebieten
des Problems ist man sich tatséchlich von beiden
Seiten ndhergekommen und hat man sich sogar
partiell zu einigen vermocht, wenngleich auf wich-
tigen Gebieten dieses Problems die Einigung noch
aussteht, Hier hat ein Vorschlag der britischen und
der franzoésischen Regierung einen besonderen Bei-
trag geleistet, und mir scheint es richtig und gerecht
zu sein, daBl die Resolution, von der ich spreche,
diesen Regierungen einen besonderen Dank aus-
spricht. Man sollte hier noch einen Namen nennen,
den Namen des Mannes, der fiir die franzdsische
Regierung in dieser Kommission die Verhandlun-
gen fithrt und von dem wohl die meisten schopfe-
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rischen Gedanken gekommen sind, die einen Kom-
promiB3 wenigstens als moglich erscheinen lassen,
den Namen Jules Moch, und man sollte diesem
Manne danken.

Der Herr Bundeskanzler hat im Zusam-
menhang mit dem Abristungsproblem von der
Westeuropiischen Union gesprochen und sie als
eine Art Modell fiir eine mogliche allgemeine
Riistungsbeschrinkung dargestellt. Ich weill nicht,
ob man ihm bei dieser Beurteilung unbedingt fol-
gen muB. Ich habe Zweifel, ob wir heute in Deutsch-
land auf dem rechten Wege sind, wenn wir jetzt,
wo die Abriistungsverhandlungen in eine entschei-
dende Phase treten, daran gehen, eine Bundeswehr
aufzustellen, deren Mannschaftsbestand weit iiber
das hinausgehen soll, was uns im Falle eines Ab-
riistungsabkommens im héchsten Falle zugestanden
werden wiirde.

(Beifall bei der SPD.)

Versdumen wir denn wirklich so viel, wenn wir
warten? Glaubt man, daB3 die paar deutschen Divi-
sionen, die wir in den n#chsten Jahren aufstellen
koénnen, wirklich etwas zu unserem und anderer
Schutz beitragen konnen, zu einer Zeit, da zahl-
reiche Streitkrafte der NATO offenbar daflir ver-
wendet werden sollen, den EinfluB des weilen
Mannes im silidlichen Teil des Mittelmeerbeckens
aufrechtzuerhalten?

(Beifall bei der SPD.)

Ich glaube es nicht. Ich glaube aber, dal wir durch
unser Verhalten der Sowjetunion Vorwinde lie-
fern, ohne die sie es auf der Abriistungskonferenz
und in den Verhandlungen des Unterausschusses
der UNO erheblich schwerer hitte, sich den fran-
z6sisch-britischen Vorschldgen zu widersetzen. Ich
meine auch nicht, daf} der hauptsichliche Zweck der
Schaffung der Westeuropaischen Union gewesen
sei, Riistungsbeschrédnkungen einzufiihren, sondern
der hauptsichliche Zweck war doch der, den bishe-
rigen Riistungen in Europa noch deutsche Riistun-
gen hinzuzufiligen,
(Sehr richtig! bei der SPD)

Riistungen, die allerdings quantitativ und qualita-
tiv beschrénkt sein sollen. Aber Abriistung war
weill Gott nicht der priméire Zweck der WEU!

Die EntschlieBung der Beratenden Versammlung
stellt fest, daB} sich die Sicherheit Europas, der Welt
nicht auf der Grundlage der Teilung Europas ver-
wirklichen lasse. Damit ist nichts anderes gesagt,
als daBl die Wiedervereinigung Deutschlands ein
unverzichtbarer Faktor einer jeden Sicherheitspoli-
tik sein muB.

(Beifall bei der SPD und rechts.)

Hier mochte ich eine Warnung aussprechen.
Manche glauben, daB man mit einer konkreten
Wiedervereinigungspolitik erst dann beginnen kén-
ne, wenn die Abriistungspolitik schon zum Erfolg
gefiihrt habe. Das ist nicht richtig und wire ver-
hingnisvoll.

(Sehr gut! bei der SPD.)

Beide Ziele miissen gleichzeitig und gemeinsam an-
gegangen werden.

(Beifall bei der SPD))

Bei der Komplexitat der politischen Verhiltnisse,
wie sie unsere Welt heute aufweist, kann man Po-
litik gar nicht anders treiben, als daB man auf ver-
schiedenen Ebenen verhandelt, um dann schlieBlich
in Parallelverhandlungen zu einer Einigung iiber

ein Ganzes zu kommen. Manche Erkldrungen eini-
ger franzdsischer und auch britischer Staatsménner,
die in letzter Zeit gefallen sind, haben mich mit
Sorge erfiillt. Man kann der Welt nicht laut genug
zurufen: In diesen Dingen gibt es kein Nachein-
ander, sondern nur ein Miteinander und Neben-
einander!

(Beifall bei der SPD.)

Wenn die Resolution in diesem Zusammenhang
von Festigkeit und Wachsamkeit spricht, so ist das
zu begriiBen. Doch darf man unter Festigkeit nicht
Phantasielosigkeit verstehen; man sollte darunter
den Willen verstehen, sein politisches Vermégen zu
immer neuen Initiativen einzusetzen. Die Wach-
samkeit darf nicht die des Kettenhundes sein, son-
dern sollte eher der des Geburtshelfers gleichen,
der sich bereit hilt, dem Neuen, das entstehen will,
die notigen Hilfen zu geben.

(Sehr gut! bei der SPD.)

Wir begriiBen es auch, wenn in der Resolution
davon gesprochen wird, dal die europiische Soli-
daritit nicht gelockert werden soll. Ja, wir mdch-
ten, daBl sie immer mehr verstirkt werde. Aber
Erhaltung und Verstiarkung der européischen Soli-
daritdat schlieBen doch nicht aus, daB bestehende
politische Vertragssysteme durch bessere ersetzt
werden, wenn sie uns eher dem Ziele zufiihren
kénnen, das doch unser aller gemeinsames Ziel
ist.

Wenn wir von Solidaritit sprechen, sollten wir
eines nicht vergessen: Demokratie verpflichtet zu
Solidaritat {iber die Grenzen hinweg. Man hat —
die Herren Berichterstatter haben es getan — von
den ,unterentwickelten Gebieten“ in Europa ge-
sprochen. Ich mag dieses Wort ,unterentwickelte
Gebiete“ nicht; denn im Verhiltnis zu diesen Ge-
bieten, die wir heute die ,,unterentwickelten® nen-
nen, sind wir vor Jahrhunderten die ,Unterent-
wickelten“ gewesen, und wir sollten doch auch
nicht vergessen, dafl in diesen Gebieten die Wiege
unserer europdischen Kultur gestanden hat!

(Sehr richtig! bei der SPD.)

Ich meine, daBl es zu den Postulaten der demo-
kratischen Solidaritdt in Europa gehoren sollte,
daB wir von uns aus alles tun, um den Voélkern, die
bei der ersten industriellen Revolution schlechter
weggekommen sind als wir, zu helfen, sich selber
weiterhelfen zu koénnen.

(Beifall bei der SPD.)

Opfer, die wir hier bringen, werden reiche Friichte
tragen. Warum sollte es denn nicht einen inner-
europiischen Marshallplan geben konnen, und
warum sollte dabei nicht ein Land — die Bun-
desrepublik — die Initiative ergreifen kén-
nen? Niemand wird ihr das dahin auslegen, als
wolle sie dabei eine groBmannssiichtige Rolle spie-
len und sich als den Besten der guten Européer
hinstellen. Man wird vielleicht sogar begreifen, da3
gerade wir Deutschen eine besondere Verpflichtung
empfinden, in Europa anderen Europidern zu hel-
fen, gerade wir Deutschen, in deren Namen so man-
chem europidischen Lande Boéses angetan worden
ist.

Man sollte das Problem der Hilfe fiir diese Ge-
biete nicht so sehr als ein nur dkonomisches Pro-

lem betrachten, wir sollten darin eine der groBen
Aufgaben und Verpflichtungen gerade des Euro-
pidertums in uns sehen. Ich werte als eine der wich-
tigsten Feststellungen der Resolution den Satz, dalB3
kein Abkommen mit der Sowjetunion getroffen
werden diirfe, das die Wiedervereinigung Deutsch-
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lands nicht einbeschlieit, also daB} es keine Eini-
gung der GroBen auf der Grundlage des Status quo
in Deutschland geben diirfe.

Konsequenterweise wird weiter festgestellt, daB
die Wiedervereinigungspolitik und die Sicherheits-
politik parallel nebeneinander gefiihrt werden
miiBten und daB dabei die Fortschritte in der Ab-
riistungspolitik ein wichtiger Beweger dieser ge-
samten Politik werden konnten.

In der Tat — ohne ein Sicherheitsabkommen
wird es keine Wiedervereinigung geben, ohne Wie-
dervereinigung wird es an der wichtigsten Voraus-
setzung fiir das Zustandekommen eines allgemei-
nen Sicherheitsabkommens fehlen, urld ohne Ab-
riistung kann kein Sicherheitssystem wirksam
funktionieren.

(Beifall bei der SPD.)

Wenn man ernsthaft von Sicherheit spricht, sollte
man nur Vorhaben ins Auge fassen, die dem We-
sten wie dem Osten die gleichen Sicherheitschan-
cen geben. Hierzu ein allgemeines Wort. Es hat
keinen Sinn, dariiber zu streiten, ob sich der Osten
zu Recht oder zu Unrecht bedroht fiihlt. Entschei-
dend ist, daB3 er sich offenbar bedroht fiihlt und
sich entsprechend einrichtet. Das gleiche gilt natiir-
lich auch fiir den Westen. Es ist schade, aber es ist
so, daB3 in diesen Bereichen der Politik die Sub-
jektivitdt vor der objektiven Situation den Vorrang
hat. Man muBl dem Rechnung tragen. Der Westen
wird nicht zulassen, daB ein wiedervereinigtes
Deutschland Teil eines sowjetischen Machtblockes
wird, und die Sowjetunion wird nicht zulassen, dafl
ein wiedervereinigtes Deutschland Teil eines atlan-
tischen Machtblockes wird, den sie als gegen sich
gerichtet betrachtet.

Die Losung kann nicht die Neutralisierung
Deutschlands sein, sondern die Lésung kann nur
die Schaffung eines Sicherheitssystems sein, das
allen Beteiligten Sicherheit gibt und jedem Part-
ner dieses Vertragssystems die Funktionen zuord-
net, die er bei der Aufrechterhaltung der eigenen
Sicherheit und der Sicherheit der anderen auszu-
iiben hat. Dabei koénnen diese Funktionen durch-
aus verschieden sein. Sie brauchen weder qualita-
tiv noch quantitativ gleichartig zu sein.

Die Resolution spricht davon, dafl ein wieder-
vereinigtes Deutschland die gleichen Rechte haben
miisse wie alle anderen Staaten und dafl kein
Zwang Dbestehen durfe, irgendwelchen Militar-
biindnissen beizutreten. Aber, meine Damen  und
Herren, es ist doch — leider, sage ich — sehr un-
wahrscheinlich, daf3 irgendeine Macht, die die Wie-
dervereinigung Deutschlands verhindern koénnte,
der Wiedervereinigung zustimmt, solange nicht
wenigstens eine vage Einigung iiber den militéri-
schen Status eines wiedervereinigten Deutschlands
erfolgt ist! Auch das bedingt die Parallelitit von
Sicherheits- und Wiedervereinigungspolitik. Denn
was notwendig ist, kann nur auf den drei Ebenen
ausgemacht werden, von denen ich gesprochen
habe.

Die Resolution spricht noch weiter von der be-
sonderen Rolle, die die GroBSimichte bei dieser
Politik spielen sollen. Die GroBméichte sollen die
Grundlinien dieser Politik feststellen. Ich glaube,
daBl es richtig ist, das auszusprechen. Denn in der
Tat, seit es ein rationales politisches System in
der Welt gibt, hat es immer besondere Funktionen
gegeben, die nur von Staaten ausgelibt werden
konnten, die entsprechende Machtmittel zur Ver-
fligung hatten — das sind die GroB8maéchte —, die

anderen Staaten hatten Geschichte mehr oder
weniger zu erleiden. Aber die Resolution fahrt
fort, daBl bei der endgiiltigen Einigung die Zustim-
mung aller Beteiligten herbeizufiihren sei.

Man sollte nicht glauben, die Resolution meine,
daB den Nicht-GroBmichten nichts anderes tbrig-
bleibe als passives Verhalten. Die Nicht-GroS3-
michte kénnen in diesem Proze durchaus etwas
tun. Sie koénnen dabei eine sehr wichtige Rolle
spielen. Sie kénnen nidmlich durch die ihnen mdg-
liche Politik, die Politik der GroBfmaichte in Be-
wegung und in die richtige Richtung bringen. Diese
Aufgabe und Moglichkeit sollte man in der Bun-
desrepublik nicht {ibersehen. Die Bundesregierung,
die Bundesrepublik h at die Mdglichkeit, auf die
Politik der GroBfmaichte EinfluB zu nehmen; sie
kann ihre Richtung zum mindesten mit bestimmen.

Diese Sitze sind der wesentliche Inhalt der Re-
solution, der zuzustimmen wir Sie bitten. Diese
Resolution ist geboren aus der Erkenntnis, dafl es
im Feld der groBen Politik im Grunde keine Ein-
zelprobleme gibt, die fiir sich allein und aus sich
allein heraus gelést werden konnten, sondern daB
alle diese Dinge im Verhiltnis kommunizierender
Rohren zueinander stehen und daB alle ,,Spaltun-
gen“ in der Welt, die Spaltung Deutschlands,
Koreas, Indochinas und anderswo nichts anderes
sind als Erscheinungsformen des Kalten Krieges;
daB die Positionen, die die Maichte darin ein-
nehmen, strategische Positionen sind und daf keine
Macht eine strategische Position raumt, solange
dieser Kalte Krieg dauert. Deswegen ist das pri-
mire aller Ziele, ohne dessen Erreichung wahr-
scheinlich keines dieser brennenden Probleme wird
voll geldst werden konnen, der Friedensschluff im
Kalten Krieg.

Das setzt voraus, daBl man zunichst einmal fest-
stellt, was sich denn in der Welt seit einem Jahr-
zehnt gedindert hat, und es setzt voraus, daff man
den Mut hat, die Volker zu befragen, welche In-
halte und welche Formen sie ihrer nationalen
Existenz geben wollen, mit anderen Worten, daBl
man den Volkern freie Wahlen gestattet.

(Beifall bei der SPD. — Sehr richtig! rechts.)

Dafiir muB eine allgemein anerkannte Ordnung
gefunden werden, und diese Ordnung mufl ge-
sichert werden durch ein System kollektiver
Sicherheit, das ohne Abriistung nicht funktionie-
ren kann; ich habe schon ausgefiihrt, warum. Hier
kann man ernsthaft nur verhandeln, wenn man
bereit ist, in die Verhandlung gerade die Dinge
hineinzunehmen, die den Konflikt schaffen und
die Trennung herbeifithren. Es hat keinen Sinn,
zu verhandeln, wenn man gerade das, was den
Konflikt aufrechterhilt, aus den Verhandlungen
heraushalt.

Eines soll hier in aller Deutlichkeit ausgespro-
chen werden: Die Schaffung der Voraussetzungen
fiir die Wiedervereinigung Deutschlands ist nicht
die Sache der Regierungen in Bonn und in der
sowjetischen Zone, sondern ist Sache der Michte,
die die Spaltung Deutschlands verursacht haben
und aufrechterhalten. Aus dieser Verantwortung
kénnen sie sich nicht selber entlassen, auch nicht
dadurch, daB sie Souveridnitdten verleihen, mit
denen die Volker nichts zu tun haben.

(Beifall bei der SPD. — Sehr richtig! rechts.)

Was die Abriistung so schwierig macht, ist der
Umstand, daBl der Mensch neue Energiequellen er-
schlossen hat, Energiequellen, die er zu Waffen
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umzubilden vermag. Deswegen ist es richtig und
zu begriiBen, daB die Beratende Versammlung des
Europarates in ihrer EntschlieBung 89 sich zu dem
Problem der Organisation der Herstellung atoma-
rer Energie geduBlert hat. In dieser Resolution
wird auch die Schaffung eines gemeinsamen Mark-
tes empfohlen. Darin ist der Erkenntnis Ausdruck
gegeben, dafB3 eine optimale Ausweitung der euro-
paischen Wirtschaft nur moglich ist durch ein
gemeinsames Vorgehen auf dem neuen Gebiet, das
allen Staaten die Moglichkeit gibt, die atomare
Energie flir industrielle Bestrebungen zu nutzen.
AuBerdem empfiehlt diese Resolution die Errich-
tung einer europiischen Energiekommission und
bezeichnet deren Errichtung als dringlich.

Auf der Grundlage dieser Resolution haben sich
im Januar dieses Jahres politisch verantwortliche
Miénner aus einer Reihe europiischer Lander ver-
sammelt. Sie haben auf die Initiative Jean Mon-
nets hin das Aktionskomitee fiir die Vereinigten
Staaten von Europa gebildet, und sie haben am
18. Januar dieses Jahres einstimmig eine Resolu-
tion beschlossen. Fiinf Fraktionen dieses Hauses
empfehlen Thnen, meine Damen und Herren, die-
ser Resolution durch Ihren Beschluf3 Thre Zustim-
mung zu geben und die Bundesregierung zu er-
suchen, entsprechend zu handeln.

Diese Resolution will ein Aktionsprogramm fir
die Staaten Europas schaffen, damit Europa in der
zweiten industriellen Revolution, die nunmehr
tiber unseren Kontinent kommt, nicht verliert, da-
mit es nicht industrieller Hinterwald wird, damit
nicht ein sinnloser Wettbewerb zu bosen Fehl-
leistungen fiihrt, damit keine neuen Griinderjahre
mit allen politischen, 6konomischen und sozialen
Schiden entstehen, die in solchen wildwuchernden
Griinderjahren aufzutreten pflegen.

Der wesentliche Inhalt dieser Resolution ist: Es
sollen Anlagen zur Erzeugung atomarer Energie
nur geschaffen werden, um atomare Energie aus-
schlieBlich fiir friedliche Zwecke und in keinem
Falle fiir kriegerische Zwecke auszunutzen.

(Beifall bei der SPD.)

Damit ist freilich der territoriale Anwendungs-
raum beschrankt. Es gibt in Europa Staaten, die
nicht bereit sind, darauf zu verzichten, Atomwaffen
herzustellen. Diese Staaten werden nicht ordent-
liche Mitglieder der zu schaffenden Euratom-Orga-
nisation werden konnen.

Jingst hat es in Briissel auf einer anderen Kon-
ferenz Meinungsverschiedenheiten gegeben, so daB
es dort nicht zu einer einstimmigen Annahme der
Pariser Resolution gekommen ist. Es wurde gel-
tend gemacht, der Verzicht auf militdrische Ver-
wendung der atomaren Energie bedeute eine Art
von Entmannung Europas. Ich glaube nicht, daB
das der Fall ist. Ich glaube, daf3 der Verzicht auf
militdrische Ausnutzung der atomaren Energie
einen wesentlichen Beitrag flir die Entspannung
der politischen Atmosphire in der Welt leisten
wird!

(Beifall bei der SPD.)

Ich bin der Meinung, daf3 dieser Verzicht ein sehr
wirksames Mittel wire, um etwas von dem MiB-

frauen abzubauen, das alle Dinge auf dieser Welt

vergiftet. Und ich glaube an den Nutzen eines Be-
kenntnisses, daB3 nicht alles, was fiir den Krieg
tauglich ist, auch fiir den Krieg bereitgestellt wer-
den mufl! Wenn Europa selber atomare Waffen
herstellt, wird die eine oder die andere der —

sagen wir — ,urspriinglichen“ Atommadichte darin
vielleicht eine Bedrohung des bisherigen Gleich-
gewichts fiirchten. Wer weiB3, welche MaBBnahmen
sie dann treffen wird! Ich glaube, daBl es von ent-
scheidender Bedeutung fiir die politische Entspan-
nung ist, daB gerade wir Europder erkldren, die
atomare Energie ausschlieBlich fiir friedliche
Zwecke nutzen zu wollen.

(Beifall bei der SPD.)

Die Resolution sieht weiter vor, daB3 eine Euro-
pdische Kommission fiir die Atomenergie errichtet
werden soll, eine Kommission, die nicht nur ein
Koordinationsorgan sein soll, sondern eigene Be-
fugnisse haben und sich auf ein gemeinsames Man-
dat stlitzen konnen soll. Der Grund fiir die Errich-
tung dieser Kommission liegt nicht etwa in einer
Art von dirigistischem Fanatismus der Urheber
der Resolution von Paris. Der Grund ist ein an-
derer. Man will eine solche Kommission schaffen,
weil die Erfahrung béser Jahrzehnte gezeigt hat,
daf3 im Bereich lebenswichtiger Schliisselindustrien
mit Monopolcharakter eine wirksame Kontrolle
nur durch Ubertragung der Verfiigungsgewalt auf
parlamentarisch kontrollierte Organe moglich ist.
Das ist der entscheidende Sinn des Verlangens, die
Kommission zu errichten.

Zum Zwecke der Kontrolle soll diese Kommis-
sion alle Kernbrennstoffe in den Gebieten, die
unter die Zustidndigkeit der Vertragspartner fallen,
erwerben koénnen. Unter die Zustdndigkeit der
Vertragspartner fallen auch ihre Kolonien und
ihre Uberseeischen Mandatsgebiete. Die Kommis-
sion soll das Eigentum an diesen Kernbrennstoffen
auf jeder Stufe der Verantwortung behalten, und
sie soll sie an die Verbraucher ohne irgendwelchen
Unterschied verteilen. Aulerdem soll sie das Recht
haben, die Lizenz fir die Errichtung von Anlagen
zur Erzeugung atomarer Energie zu vergeben.

Das dritte Anliegen der Resolution ist, da eine
echte parlamentarische Kontrolle errichtet werden
soll, eine internationale parlamentarische Kon-
trolle, ausgelibt durch eine Gemeinsame Versamm-
lung, die echte parlamentarische Kompetenzen ha-
ben soll. Neben ihr soll ein Ministerrat und neben
diesem ein Beratender Ausschufl stehen.

Diese neue Gemeinschaft will sich nicht abschlie-
Ben, sie will die Tir fur jeden offenhalten, der
sich ihr anschlieffen will. Staaten, die, weil sie
atomare Energie auch flir militdrische Zwecke ge-
brauchen wollen — die also deswegen nicht ordent-
liche Mitglieder werden kénnen —, sollen die Mog-
lichkeit haben, sich der neuen Gemeinschaft zu
assoziieren.

Weiter soll diese Kommission alleiniger Ver-
tragspartner sein, wenn mit dritten Landern Ver-
trige liber den Erwerb von Kernbrennstoffen ab-
geschlossen werden sollen. Das bedeutet — und das
muf3 man sich ganz klarmachen —, da3 kein Staat
und keine nationale Industriegruppe mehr Kern-
brennstoffe fiir sich allein wird erwerben kénnen.

Man sollte den Text der Resolution ernst neh-
men. Man sollte die Worte so nehmen, wie sie
gemeint sind, und sollte nicht meinen, sie inter-
pretieren zu miissen. Es ist ganz offensichtlich so,
daB die Urheber der Erklarung wollten, dafl die
Kommission ein Monopol auf Bestimmung der Ver-
fiigungsrechte iiber die Kernbrennstoffe haben
soll. Man hat geglaubt, daf3 damit ein gefdhrlicher
Einbruch in das Prinzip des Privateigentums er-
folge. Ich glaube, dal man so ein Scheinproblem
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aufstellt. Herr René Mayer, der Prisident der

Hohen Behérde der Montanunion, hat in seiner Rede
vom 16. Mirz dieses Jahres sich dhnlich gedufert.
Es hat doch noch immer in der Rechtsgeschichte
Dinge gegeben, die nicht in den allgemeinen Ver-
kehr gegeben wurden, die res extra commercium.
Warum sollte dann nicht eine so gefdhrliche Mate-
rie, wie es die Kernbrennstoffe sind, zu einer Sache
erkliart werden, die nicht dem allgemeinen Waren-
verkehr zur Verfligung steht, sondern nur unter
Kontrolle dafiir zustdndiger Organe verwandt und
weitergegeben werden kann?

Finf Fraktionen des Hauses ersuchen die Bun-
desregierung, mit den in Frage kommenden Regie-
rungen Verhandlungen auf der Grundlage der Er-
klarung des Aktionskomitees fiir die Vereinigten
Staaten von Europa vom 18. Januar 1956 zu fithren
und dafiir zu sorgen, dafl3 die Voraussetzungen ge-
schaffen werden, daB moglichst viele europdische
Staaten unter Annahme dieser Prinzipien sich zu
der Gemeinschaft ,,Euratom® zusammenschlieBen.

Gleichzeitig ist in dieser Resolution der Wunsch
ausgesprochen, daB ein europdischer Markt gebil-
det werden solle. Hier mochte ich warnend sagen:
die Schaffung des Gemeinsamen Marktes soll nicht
die Voraussetzung fiir die Einrichtung von ,Eura-
tom* sein. ,,Euratom® soll nach der Resolution, die
die Grundlage unserer Antrige ist, auf jeden Fall
geschaffen werden. Hoffen wir, daB es dann den
Gemeinsamen Markt nach sich ziehen wird.

Es wurde davon gesprochen, daBl heute eine ent-
scheidende Sitzung unseres Parlaments stattfinde;
es wurde darauf hingewiesen, daBl die Europa-
flagge aufgezogen worden ist. Ich mochte das als
ein Sinnbild dafiir deuten, daB wir uns klar dar-
{iber sind, daB Europa nur in unseren Parlamenten
geschaffen werden kann, geschaffen auf der Grund-
lage frei gefaBiter Entscheidungen der frei gewiihl-
ten Vertretungen der freien Nationen dieses Kon-
tinents.

Wir Sozialdemokraten sind zu Beginn dem
Europarat miBtrauisch gegeniibergetreten. Es hat
uns nicht gefallen, da man mit uns zusammen
offenbar das Saargebiet als selbstédndigen Staat in
die Volkergemeinschaft einschmuggeln wollte. Es
hat uns auch nicht gefallen, daBB man zu allererst
von militdrischen Dingen gesprochen hat, als wir
nach StraBburg gehen sollten. Aber es hat sich in
StraBburg einiges gedndert. Es herrscht dort
heute ein realistischerer Geist, ein offenerer Geist
als in dem Jahre, da man uns aufgefordert hat,
dem Europarat beizutreten. Mit vielem, das in den
letzten Jahren geschaffen wurde, ist man aus dem
Bereich der Illusionen und der Dogmen herausge-
treten, ist man auch herausgetreten aus dem Be-
reich der Deklamationen.

Mit der Annahme der Resolutionen, die uns vor-
gelegt worden sind, verlassen wir das bloBe Pro-
jekteschmieden und machen wir uns ans Bauen,
ans Bauen nicht mit Stoffen, die uns in den Hén-
den zerrinnen konnten, nein, diesmal mit Stoffen,
die fest genug sind, das Fundament fiir Europa zu
mauern. Und hier sollten wir alle zufassen!

(Beifall bei der SPD, in der Mitte und
rechts.)

Préasident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen
und Herren, Sie haben die Einbringung und Be-
grindung der Antrige unter Ziffer 1 gehort.
Gleichzeitig haben wir damit die Beratung ver-
bunden.

Ich gebe nun das Wort flir den Tagesordnungs-
punkt 1 a dem Herrn Abgeordneten Kiesinger.

Kiesinger (CDU/CSU): Herr Prisident! Meine
Damen und Herren! Der Herr Prisident hat dem
Kollegen ProfessorSchmid dasWort zu gleicher
Zeit zur Begriindung und zur Aussprache gegeben.
Es ist etwas ungewohnlich. Ich habe keinen Grund,
die MaBnahme des Herrn Présidenten zu kriti-
sieren; ich mochte nur, um MiBverstindnisse zu
vermeiden, und bej allem Respekt flir die Begriin-
dung, die der Herr Kollege Schmid gegeben hat,
annehmen, daB diese Begrlindung doch wohl nur
in seinem Namen und im Namen seiner Fraktion
abgegeben wurde, so daB das, was ich nun zu sa-
gen habe, etwas Ahnliches in meiner Position dar-
stellen wird.

Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter! Das ist ganz sinngemiB
und richtig. Wenn wir schon ein so ungewdhnliches
Verfahren einschlagen — das aber in Anbetracht
der Fiille von 28 Antrigen und Gesetzentwiirfen
notwendig geworden ist —, dann muB natiirlich
das, was dem einen recht ist, dem andern billig
sein. Insofern bestehen ganz sicher von seiten des
Hauses keine Bedenken dagegen, wenn der Herr
Abgeordnete Kiesinger seinerseits etwas zur Be-
griindung der Antréige sagt.

Bitte, fahren Sie fort!

Kiesinger (CDU/CSU): Meine Damen und Her-
ren! Wir haben in den letzten Jahren in Europa
so viele Motionen, Resolutionen, europiische Werk-
tags- und Sonntagsreden zu héren bekommen, dafl
jeder Politiker, der auf seinen guten Ruf achtet,
sich vorsieht, nicht in den Fehler zu verfallen, die
plétschernde Flut permanenter europiischer Be-
redsamkeit fortzusetzen. Es gibt immer noch hoch-
gemute Leute, die glauben wie etwa Herr
Spinelli —, man kénne durch einen Sturm —
wie er sich ausdriickte - ,des europiischen Vol-
kes auf die Bastionen der Nationalstaaten“ die
europiiische Sache weitertragen. Ich will Herrn
Spinelli nicht korrigieren; aber ich glaube doch,
daB es besser ist, das Problem nfichtern zu sehen
und erst einmal daflir zu sorgen, daB die europi-
ischen Volker — den sie gibt es und leider noch
kein européisches Volk — sich fiir die europiische
Sache bereit machen. GewiB, es gibt auf der ande-
ren Seite auch jene ,Realisten® — wie sie sich
nennen —, die es immer gegeben hat, wenn etwas
GroBes und Neues begann, jene ,Realisten®, die,
als das Eisenbahnwesen in Europa sich ausbreiten
wollte, ausrechneten, daB das eine Angelegenheit
sei, die niemals zu Ende gedeihen konne, jene
»Realisten®, die dem Plan einer deutschen Zoll-
union entgegengehalten haben, so etwas lasse sich
nicht realisieren. Friedrich List, der im vergange-
nen Jahrhundert gegen sie das Wort gesprochen
hat vom Mautner. vom Zdllner, der der schlimmste
Feind der Deutschen sei, hat recht behalten. Wir
koénnten sein Wort heute auf Europa lUbertragen
und sagen, der Mautner. der Z&llner — nichts ge-
gen unsere braven Zollbeamten selbst! — sei der
schlimmste Feind der Europder.

Wir haben ein Biindel von Drucksachen vorlie-
gen, die heute von diesem Hohen Hause entschie-
den werden sollen. Zu diesem Biindel, das eine
auBerordentlich wertvolle Arbeit von Mitgliedern
der Beratenden Versammlung des Europarates
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darstellt, hat sich die Drucksache 2151 gesellt, die
uns, wohl etwas unversehens, in eine kleine aulen-
politische und gesamtdeutsche Debatte hineinge-
leitet hat. Aber da nun einmal diese Drucksache
mit dabei war, muf3te man ja auch zu ihr Stellung
nehmen, und es war nicht zu verwundern, daf3 der
Vertreter der sozialdemokratischen Fraktion seine
Interpretation der Billigung der EntschlieBung 87
der Beratenden Versammlung des Europarates
itber eine gemeinsame europiische Politik in den
kiinftigen Ost-West-Konferenzen dargelegt hat.
Soweit er Gedanken ausgesprochen hat, die ge-
meinsam sind, will ich nichts wiederholen. Ich
werde also im wesentlichen versuchen, zu den
Punkten Stellung zu nehmen, die er besonders
hervorgehoben hat und in denen ich in der Beur-
teilung von ihm abweiche. Ich darf darauf hinwei-
sen, daB es sich dabei keineswegs nur um das all-
gemeine Problem der Ost-West-Beziehungen han-
delt, und greife den Satz der EntschlieBung her-
aus, der sagt:

Die Versammlung ist der Auffassung, da die
Verwirklichung eines vereinigten FEuropas
mehr denn je eine Notwendigkeit ist.

Darum geht es uns auch heute, und zwar gerade
mit unseren konkreten und manchmal trockenen
und niichternen Antrigen.

Nun haben wir in den letzten Jahren in der Ver-
wirklichung eines vereinigten Europas mancherlei
Enttiuschungen — ich sagte es schon — und Riick-
schlige erlebt. Der Ausdruck schon: ., Verwirk-
lichung eines vereinigten Europas“, wird ja von
den Mitgliedern der Beratenden Versammlung des
Europarats und wird inden einzelnen européischen
Lindern sehr verschieden interpretiert. Das ist
nun einmal nicht anders; die Ansichten gehen
auseinander, und man muf} sich in einer Formel
zusammenfinden. Ich will nicht verschweigen, dafl
meine politischen Freunde in dieser Formel nach
wie vor das sehen, was wir#mmer gesehen haben,
nimlich die Herbeifiihrung einer so engen Ver-
einigung und Verbindung der europiischen Staa-
ten, daB man eines Tages wirklich von den ver-
einigten Staaten von Europa sprechen kann.

(Beifall in der Mitte und rechts.)

Man muB das einmal wieder deutlich sagen; denn
es ist so gefdhrlich, unter dem Ausdruck »Vereinig-
tes Europa“ ganz einfach alles verstehen zu k'ch}—
nen, ja sogar, daB man ein vereinigtes Europa in
Wahrheit nicht will. Es gibt in der Tat manche
Leute in Europa, die diese Formel im Munde fiih-
ren und trotzdem das vereinigte Europa nicht
wollen.

(Abg. Dr. Mommer: Wer ist das?)

— Herr Mommer, Ihnen brauche ich das nicht zu
erzédhlen.

Wir haben Riickschlige auf dem Gebiete des
Versuches einer militdrischen Integration Wgst—
europas erlebt, aber auch bei dem Versuch,. eine
politische Gemeinschaft zu bilden. Die derzeitigen
Anstrengungen konzentrieren sich nunmehr auf
eine wirtschaftliche Integration, wenn dieses Wort
auch manchmal lieber nicht gebraucht wird, um
Leute, die gegeniiber dem Begriff Integration all-
zu emnfindlich geworden sind, nicht abzuschrek-
ken. Wenn wir also das Wort Integration auf das,
was in Briissel beraten und beschlosseen worden

ist, auch nicht anwenden wollen, so lassen wir doch (C)

keinen Zweifel dariiber, daB wir auch hier eine
europdische Verbindung erstreben, die so eng wie
nur irgend moglich ist.

Wir haben uns in dieser Sache die Aufgaben
geteilt. Zu dem Problem ,Gemeinsamer Markt und
Euratom“ wird nachher mein Kollege Professor
Furler Stellung nehmen, der ja der Vorsitzende
des Politischen Ausschusses der Gemeinsamen
Versammlung der Montanunion ist und die Dinge
dort eingehend mitberaten hat.

Man begegnet hiufig in Europa dem Vorwurf:
Thr Anhinger einer besonders engen européiischen
Vereinigung bemiiht euch gar nicht um Argumente;
fiir euch ist das Wort Integration selbst ein Argu-
ment. Nun, meine Damen und Herren, ich glaube,
dafl das nicht stimmt, und ich mufi der Gegenseite,
die diesen Vorwurf gelegentlich erhebt, einen an-
dern Vorwurf machen, nidmlich den, daB, wenn
man sich gelegentlich gegen die europiische Inte-
gration ausspricht, die Grinde fiir diese Gegner-
schaft sehr viel spirlicher ausgebreitet werden,
als wir unsere Grunde fiir die Integration dar-
legen. In einem Gesprich mit englischen Kollegen
haben diese mir jiingst freimiitig zugestanden,
wenn man etwa von Groflbritannien aus gegen
den Gemeinsamen Markt Stellung nehme, dann
miusse man andererseits zugeben, da man sich in
GrofBbritannien noch nicht sehr viele Gedanken
dariiber gemacht habe, warum man eigentlich da-
gegen Stellung nehme und welches die guten
Griinde fiir diese ablehnende Stellungnahme seien.
Ich wiirde es auBerordentlich begriien, wenn in
der kommenden europiischen Diskussion iiber den
Gemeinsamen Markt derartige Argumentationen
nachgeliefert wiirden.

Fiir die Notwendigkeit des europiischen Zu-
sammenschlusses heute noch einmal die Griinde
zu wiederholen, ist wirklich tiberfliissig. Aber ich
moéchte doch betonen, daB seit der Genfer Konfe-
renz, zu der die EntschlieBung 87 der Beratenden
Versammlung des Europarats gefalt worden ist,
wiederum einiges geschehen ist. Ich bin mit Pro-
fessor Schmid durchaus der Meinung, daB} wir hier
nicht zu einem in der Vergangenheit liegenden
Faktum noch nachtréglich unser Ja sagen, sondern
daf diese EntschlieBung nicht {iberholt ist. Sie gilt
weiter, und zwar so, daB3 wir sie zusammen sehen
miissen mit den Ereignissen, die inzwischen statt-
gefunden haben. Oder bezweifelt jemand in die-
sem Hause, daf uns die Ereignisse seit Genf kei-
nen Anlafl geben, die Dinge optimistischer zu be-
trachten, als es in der Resolution 87 geschehen ist,
ja daBl das Wort, der europiische Zusammenschluf3
sei notwendiger denn je, heute, in dieser Stunde,
noch mehr gilt als damals in den Tagen von Genf?

Wir haben in der Zwischenzeit das Schauspiel
des 20. Parteitages der Kommunistischen Partei
der Sowjetunion gesehen. Wir haben groBe pro-
grammatische Erkldrungen der Fiihrer der Sowjet-
union gehort, darunter vor allen Dingen auch die
beiden Versicherungen, dal es zwar die Moglich-
keit der friedlichen Koexistenz, wie sie in den
vergangenen Monaten immer wieder verk{indet
worden ist, gebe, daBl man aber liberzeugt sei, daB
sich die Weltrevolution durchsetzen werde und daB
es vor allen Dingen keinerlei ideologische Koexi-
stenz gebe, d. h. dal man sich zur Durchsetzung
der Weltrevolution des ideologischen und propa-
gandistischen Kampfes bedienen werde. Das 148t



A

®)

7084

2. Deutscher Bundestag — 137. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 22. Mérz 1956

(Kiesinger)

die Mahnung zur europdischen Einigung durch die
Reprisentanten der gesamten europdischen offent-
lichen Meinung noch bedeutsamer erscheinen als
im vergangenen Jahr.

Professor Schmid hat gemeint, diese Entschlie-
Bung zeige einen Wandel des Denkens in der Be-
ratenden Versammlung des Europarats an; man
habe dort mit fritheren Dogmen gebrochen, die
etwa den Inhalt gehabt hidtten, es geniige, Europa
zu bauen, um der Probleme Herr zu werden,
es geniige, Europa aufzuriisten, um dadurch ein
Schwergewicht zu schaffen, dessen Druck die uns
quilenden Probleme zur Losung drédngen werde,
und dergleichen mehr. Ich glaube nicht, Herr Kol-
lege Schmid, daBl Sie mit dieser Interpretation
recht haben. Wenn man die Arbeit der Beratenden
Versammlung des Europarats in den vergangenen
Jahren unvoreingenommen betrachtet, 148t sich
selbstverstindlich eine Entwicklung feststellen.
Aber diese Entwicklung erkliart sich ganz einfach
daraus, daB die Zeit vorangeschritten ist und daf3
sie neue Probleme gestellt hat. In der Grundhal-
tung stellt die EntschlieBung eine ganz logische
und konsequente Entwicklung des politischen
Denkens der offentlichen Meinung Europas dar.
Nach meiner Auffassung hat kein Bruch mit ver-
alteten Dogmen stattgefunden. Deswegen glaube
ich auch, IThre Bemerkungen dariiber, dal nunmehr
ein realistischerer Geist im Europarat eingekehrt
sei und daB man infolgedessen das alte Mifitrauen,
das die sozialdemokratische Fraktion dem Europa-
rat gegeniiber gezeigt habe, nun nicht mehr zu
zeigen brauche, auf meine Weise verstehen zu
dirfen. Man hitte vielleicht auch sagen konnen:
Ihr von der CDU und von den anderen Parteien
habt seinerzeit stiirmisch unseren Eintritt in die
Beratende Versammlung des Europarates gefor-
dert, wir waren dagegen; inzwischen haben wir
eingesehen, dafl wir unrecht hatten.

(Abg. Dr. Mommer: Die Sache ist anders!
— Abg. Dr. Schmid [Frankfurt]: Umge-
kehrt ist’s!)

— Nun ja, Sie miissen mir erlauben, die Dinge
von der andern Seite zu sehen. Aber dariiber will
ich gar nicht mehr lange streiten, sondern ich will
Thnen ganz einfach meine Freude dariiber aus-
driicken, daf3 die Bereitschaft zur Zusammenarbeit
im Europarat und bei anderen europidischen Un-
ternehmungen nun da ist.

Meine Damen und Herren, ich muBl ein Wort
zum Problem der Sicherheit sagen und zu all dem,
was damit zusammenhingt. Aus den Worten von
Professor Carlo Schmid klang so ein wenig her-
aus, als ob in der wichtigen Resolution 87 eine
Anderung der politischen Grundstimmung der Be-
ratenden Versammlung des Europarats zum Pro-
blem der Sicherheit herausgelesen werden konnte,
eine Anderung — so war es doch wohl gemeint —
in Richtung auf die von der sozialdemokratischen
Fraktion seit langem vertretene politische Kon-
zeption. Auch das kann ich nicht billigen. Ich
glaube nicht, daB die Resolution, so vorsichtig sie
in einzelnen Sitzen natiirlich gehalten sein muBte,
diesen Sinn hat. Sie sagt an einer Stelle ausdriick-
lich:

Eine gemeinsame versthnliche, jedoch feste
und wachsame Haltung der demokratischen
Staaten ist unbedingt erforderlich, um dieses
Ziel

— némlich die Entspannung und die Sicherheit fiir

alle —
zu erreichen. Die Wachsamkeit muBB in einer
fortdauernden Festigung der europiischen
Solidaritdt zum Ausdruck kommen. Sollte sie
dagegen auf Kosten einer gelockerten euro-
paischen Solidaritdt erreicht werden, so wire
zu beflirchten, dafl die Entspannung nicht von
Bestand ist und zu einer Verschlimmerung der
Lage fihrt.

Meine Damen und Herren, diese europiische Soli-
daritdt ist nun aber unteilbar. Es gibt nicht ge-
trennte Solidaritidten, etwa auf wirtschaftlichem
oder kulturellem Gebiet, es gibt eben auch — und
gerade da — eine Solidaritdt in all jenen Dingen,
die zur Verteidigung Westeuropas gegeniiber der
grofien Bedrohung unserer Zeit erforderlich sind.

Ich will nicht mehr auf die hundertmal wieder-
holten Argumente und Gegenargumente zu die-
sem Thema eingehen, weil wir heute eine solche
Debatte nicht flihren wollen. Selbstverstédndlich ist
es uns um Abriistung zu tun. Selbstverstidndlich
geht es uns um Entspannung, weil wir ganz genau
wissen, daB es ohne das zu einer Einigung nicht
kommen wird und daB wir ohne das schlieBlich
auch nicht die Losung unseres wichtigsten deut-
schen Problems erreichen werden. Aber es ist ein
irrefiihrendes Argument, wenn man glaubt sagen
zu miissen, eine Politik, die sich der allgemeinen
Tendenz zur Weltabriistung anschlieBt, kdnne nicht
zu gleicher Zeit in Erfiillung der Verpflichtungen,
die wir in den Pariser Vertrigen iibernommen
haben, dafiir eintreten, dal in Deutschland ein
Heer aufgestellt wird. Das ist nur ein scheinbarer,
bei oberfldchlicher Betrachtung sich ergebender
Widerspruch.

(Beifall bei der CDU/CSU und rechts.)

Nach wie vor besteht ja fiir uns das Problem, nicht
nur uns selbst zu verteidigen. sondern im Rah-
men der vertraglichen Veroflichtungen, vor allen
Dingen im Rahmen der Westeurondischen Union
und in Verbindung mit der Nordatlantischen Ver-
teidigungsgemeinschaft. jene Pflicht und Schuldig-
keit. die uns als deutschen Politikern obliegt. zu
erfiillen und dafiir zu sorgen, daf} die Freiheit un-
seres Vaterlandes und Westeuropas nicht bedroht
werden kann.
(Beifall bei der CDU/CSU.)

Professor Carlo Schmid sasgte. der Osten fithle
sich nun einmal bedroht. der Westen natiirlich
anch. In einem gewissen Sinne ist das richtig, ob-
wnh! gerade die Kundgehingen anuf dem 20 Partei-
konsrel der Kommunistischen Partei der Sowiet-
1nninn nicht sehr viel von einem Gefithl des Be-
drohtseins cezeigt haben. Das Problem der allge-
meinen Abriistune und der damit in Zusammen-
hang stehenden Entspannung muB verfolgt wer-
den. Aber glanbt iemand in diesem Hause, dafl
trotz sewiscer Erfolge. die sich anbahnen kénnten,
dieses Problem so bald und in so kurzer Zeit ge-
13t werden kénnte. daR Westeurona es sich leisten
kinnte. schutz- und schildlos 711 hleiben? Das wire
ein furchtbarer. ein Jebensgefihrlicher Irrtum.

Herr Kolleoce Schmid. es ist eine Vermutung von
Thnen. die. glanbe ich. durch keinerlei Fakten ge-
eHitzt wird. dafl. wenn es zu einem Ahvriistunes-
#harainkommen kime. notwendis die Zahl der der
Rundesrennhlik zugestandenen Truppen verringert
werden miiBte.

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt]: Eine Frage!)
— Bitte!

€
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Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Herr Kollege Kie-
singer, ist Thnen nicht bekannt, dal man sich in
dem Unterausschul der NATO auf folgende Zif-
fern geeinigt hat: die ganz groBen Staaten 1,5 Mil-
lionen Soldaten, Frankreich und England 650 000,
die Gbrigen Staaten, darunter auch Deutschland —
ein wiedervereinigtes Deutschland nota bene —,
maximal 200 000?

Kiesinger (CDU/CSU): Ich glaube nicht, dafi das
eine feste Einigung ist, Herr Kollege Schmid.

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Auf diese Zahlen
hat man sich geeinigt; sie werden publiziert.

Kiesinger (CDU/CSU): Eine Einigung, die sich
bei einem endgiiltigen Abriistungsakkord heraus-
stellen sollte. Wenn in diesem Unterausschufl wirk-
lich eine solche Einigung zustande kommen sollte
— ich kann Ihnen tatsichlich im Augenblick nicht
sagen, ob eine solche vorliegt —, dann ist weiter-
hin nicht gesagt, dafl bei einer endgiiltigen glo-
balen Bereinigung des Problems notwendigerweise
die Zahl der Truppen der Bundesrepublik derart
reduziert werden wird. Es gibt aber auch noch ein
anderes Argument, ndmlich das Argument, daB
driiben in der sogenannten DDR, wenn ich recht
unterrichtet bin, bereits etwa 300 000 Bewaffnete
stehen. Davon wird leider nur allzu selten ge-
sprochen.

Wir kénnen das Problem der Abristung gewil
nicht behandeln, ohne dabei, wie es geschehen ist,
des Problems der Wiedervereinigung zu gedenken.
Was Professor Schmid dariiber gesagt hat, kann
ich zum groBen Teil unterstiitzen, Es ist tatséch-
lich so, da das Problem der Wiedervereinigung
nicht getrennt von den groflen europdischen Pro-
blemen bchandelt werden kann, weil es zu den
groBen europiischen Problemen selbst gehort. Es
darf also unter keinen Umstdnden in die Schub-
lade geschoben werden, und gerade deswegen sind
wir besonders dankbar, da die EntschlieBung 87
auf diesen Gesichtspunkt mit solchem Nachdruck
hingewiesen hat.

Wir haben — das gehort ja auch zur Frage der
Entwicklung der Dinge — den jiingsten Briefwech-
sel zwischen dem sowjetischen Ministerprisidenten
Marschall Bulganin und Président Eisenhower zur
Kenntnis genommen und sind dem Présidenten
der Vereinigten Staaten von Nordamerika aufler-
ordentlich dankbar dafiir, daf3 er in seiner Antwort
auf das Schreiben des Marschalls Bulganin sofort
darauf hingewiesen hat, dafl er sich eine Loésung
der groBen Probleme ohne das sofortige Anpacken
des Problems der deutschen Wiedervereinigung in
Freiheit nicht denken konng. Herr Kollege Mom-
mer hat vollkommen recht gehabt, wenn er darauf
hinwies, dal diese groBen Probleme, die uns noch

lange, leider noch sehr lange beschiftigen werden,

uns nicht daran hindern diirfen, andere Probleme,
die frither gelost werden kdnnen, anzupacken und
zu lésen. Ich stimme in dicsem Punkte vollkommen
mit ihm Gberein und bin ihm persénlich auch fir
die Initiativen, die er auf diesem Gebiete ergriffen
hat, herzlich dankbar. Wir miissen tatsdchlich den
Weg gehen, dann, wenn in den europiischen Ge-
spréchen die groBen europiischen Probleme nicht
recht vorwértskommen, iber die Moglichkeiten,
die wir haben, d. h. iiber die Entscheidungsmdoglich-
keiten unseres Parlaments — und andere mogen
es uns dann nachtun; wir wéren sogar froh, wenn
sie es uns vormachten —, die praktischen Regelun-

gen zu treffen, die heute schon zu einer Uberwin- (©)

dung der nationalstaatlichen Barrieren Europas
fliihren konnen.

Ich habe bei einer anderen Gelegenheit in diesem
Hause jener groBartigen und zugleich diisteren
Prophetie Alexis de Tocquevilles gedacht, in der er
tuber RuBland und die Vereinigten Staaten von
Amerika schon im Jahre 1835 sagte: Der Ursprung
dieser Lénder ist verschieden wie ihre Wege, und
doch scheint jedes von ihnen nach einem geheimen
Plan der Vorsehung berufen zu sein, eines Tages
in seinen Hinden die Geschicke der halben Welt
zu halten. — Heute, nach so langer Zeit, 1duft uns
bei dieser Prophetie eine leichte Génsehaut tiber
den Riicken. Aber, meine Damen und Herren, wir
bekennen uns nicht zu dem Fatalismus, dafl dies so
sein miisse. So gewaltig die Riesenméichte um uns
herum herangewachsen sind und so gewaltig neue
Riesenméchte in anderen Gegenden unseres Pla-
neten in den kommenden Jahrzehnten erstarken
werden, so sicher ist es, dafl es in unsere Hénde ge-
geben ist, dieses Europa, von dem einmal die Pri-
gung unseres Planeten ausgegangen ist, durch Zu-
sammenfassung aller seiner Kridfte wiederum in
eine Position unserer Welt zu riicken, die der Ehre
und dem Ruhm seines alten Namens, der Intelli-
genz und Kultur seiner Bevidlkerung wiirdig ist.
Diesem groBlen Ziele dient auch der verhiltnis-
méBig bescheidene, aber konkrete Beitrag, den wir
hier heute leisten.

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Prdsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der
Abgeordnete Dr. Becker.

Dr. Becker (Hersfeld) (FDP): Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Die Freien Demokraten brau-
chen ein européisches Alibi nicht zu beweisen. Sie
haben von jeher im Europarat, in der Westeuro-
péischen Union, in der Montanunion und auch in
den Verfassungsausschiissen, die die europiische
Verfassung hatten schaffen sollen, mitgearbeitet.
In der auBlenpolitischen Debatte vom 2. Dezember
vergangenen Jahres habe ich namens der Freien
Demokraten deren Standpunkt gerade zur Europa-
frage dargetan. Ich brauche deshalb heute nicht
sehr viel dariiber zu sagen.

Wir werden nach wie vor mit Hingabe, aber mit
dem durch die Ereignisse der letzten Jahre — Ab-
lehnung der EVG und Zuriicktreten des Enthusias-
mus fiir Europa — nun gebotenen Realismus —
Herr Kiesinger wird den Realismus richtig ver-
stehen; er beruht auf Erfahrung und nicht auf
Voreingenommenheit — unser Ziel weiterverfolgen.

(Abg. Kiesinger: Realismus in Anfithrungs-

strichen!)

Ich bin iberzeugt, daB gerade in der deutschen
Jugend manche glauben, es gehe nicht schnell
genug mit der europdischen Einigung. Denen
mochte ich wie schon so manchmal zurufen, daB sie
sich an das Beispiel und die Entwicklung anderer
Staaten halten moéchten. Die Vereinigten Staaten
von Amerika sind auch .nicht von heute auf mor-
gen geworden, und bis aus den vier Waldstiatten
der Schweiz die groBe jetzige Eidgenossenschaft
der Schweiz entstanden ist, ging viele Zeit hin.
Bis das Konigreich Italien sich im 19. Jahrhundert
gefunden hat, dauerte es seine Zeit, und auch in
unserem deutschen Vaterland hat es im 19. Jahr-
hundert von jenem ersten Auftreten deutscher
Studenten auf der Wartburg i Jahre 1817 bis

D)
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zum Jahre 1871, als das Reich entstand, seine Zeit
gedauert. Die Entwicklung ging tiber Hohen und
durch Tiefen, und wir erreichten doch unser Ziel.
Geduld und Ausdauer werden hier nétig sein.

Nun zu der uns vorliegenden Drucksache Nr. 87
des Europarates noch zwei kurze Bemerkungen,
auf die ich mich beschrinken mochte. Wenn wir
bei internationalen Zusammenkiinften sind, dann

" haben wir trotz aller Verstidndnisbereitschaft, die

(B)

wir bei unseren Gespréchspartnern finden, sehr oft
das Gefiihl daB im Hintergrund doch immer noch
die Erinnerung an die letzten beiden Weltkriege
steht. Es ist ja natiirlich, da Narben schmerzen,
und trotzdem werden wir Deutschen immer dar-
auf verweisen dirfen, dafl wir trotz dieser Erfah-
rung, die die Welt mit uns gemacht hat, als Velk
absolut friedfertig sind und nichts sehnlicher als
den Frieden wiinschen.

(Beifall bei der FDP.)

Der zweite Weltkrieg geht formell auf Konto
Deutschland, aber tatsidchlich nur auf das Konto
einer Herrschaftsclique, die uns damals in Gewalt
hatte. Die Folge dieses Krieges ist leider, dal wir
als Volk die Konsequenzen tragen miissen. Aber
wir konnen nach der psychologischen Seite hin
immer darauf verweisen, daf} dieser Krieg nie das
Werk des deutschen Volkes war, sondern nur das
Werk einer Gewaltherrschaft. Uber den ersten
Weltkrieg zitiere ich das bekannte Wort von Lloyd
George, der gesagt hat — und er muB} es ja wissen;
er war dabei —, ,daB diesc Welt in den ersten
Weltkrieg hineingeschlittert ist®.

Wenn wir aber weiter in der geschichtlichen Ver-
gangenheit zurickschauen, dann wird klar, da§
dieses deutsche Volk zu den friedfertigsten Vol-
kern der Welt gehort. Wir haben zwar auch im
19. Jahrhundert hie und da Kriege auf dem euro-
pdischen Kontinent gefiihrt, aber wenn man das
einmal mit den Kriegen vergleicht, die andere
Volker gefithrt haben, stehen wir durchaus nicht
an der Spitze, sondern in der Reihenfolge erst ganz
weit hinten. Und wenn ich an die drei groflen
Michte denke, dann darf ich feststellen: gegeniiber
GroBbritannien und Irland hat dieses deutsche
Volk iiberhaupt nie einen Krieg gefiihrt, sondern
es war sehr oft sogar mit ihm verbiindet.

(Abg. Dr. Mommer: Legen Sie grofien
Wert auf diese Feststellung in diesem
Rahmen?)

— Jawohl], darauf lege ich Wert. — Mit den USA
haben wir selbstverstdndlich auch nie Krieg ge-
habt.

Ich will daraus schlieBen und folgern, da3 dieses
deutsche Volk den Frieden will und damit auch
seinerseits nach der subjektiven Seite hin den Vor-
aussetzungen Rechnung tragen will, die hier in
dieser EntschlieBung mit den Worten genannt
sind, daBl jedes Abkommen in Europa im Osten
und im Westen die gleiche Sicherheit bieten soll.
Wenn wir nach Osten schauen, unserem ostlichen
Nachbar zu, dann kénnen wir feststellen, da} wir
in der Vergangenheit, in der Zeit vor den beiden
Weltkriegen auch mit RuBlland 150 Jahre lang
Frieden gehabt haben. Das ist die erste Feststel-
lung, die ich treffen mochte.

Die zweite bezieht wsich auf die Frage der
Wiedervereinigung. Wir haben aus der Presse
entnommen, daf man in der Sowjetunion in den
letzten Tagen das Vorhandensein ,schrecklicher

Irrtimer“ hat feststellen konnen, ,,schrecklicher
Irrtiimer“ auf dem Gebiet der Innenpolitik, zu-
riickzufiihren auf die Wesensart eines Mannes, der
durch Jahrzehnte hindurch in einsamer Hohe an
der Spitze einer groBen Macht thronte. Es steht
uns nicht an, uns in die innenpolitischen Fragen
eines anderen Landes einzumischen; aber wir kén-
nen doch die Frage aufwerfen, ob nicht diese
wSchrecklichen Irrtiimer“ — hervorgerufen aus der
Wesensart eines Mannes —, die jetzt auf dem
Gebiet der Innenpolitik in RuBland an das Tages-
licht gezogen worden sind, nicht auch auf dem
Gebiete der Aulenpolitik aus dem gleichen Grunde
begangen worden sind. Ist es nicht ein schreck-
licher Irrtum der russischen Seite, zu glauben, man
kdonne ein Volk auf die Dauer zerreiBen? Ist es
nicht ein schrecklicher Irrtum, zu glauben, man
kénne ein Volk spalten und damit dem Frieden
dienen? Ist es nicht ein schrecklicher Irrtum — um
in dem Wortbild aus dem Osten zu bleiben —, zu
glauben, daf man Volker anderer Nationalitat,
anderen Wesens dauernd unterjochen konne? Und
ist nicht der Osten der Meinung, dafl er gewisser-
maflen im Kreuzzug gegen den Kolonialismus
alten Stils an der Spitze steht und dabei selbst in
innerer Unwahrhaftigkeit einen Kolonialismus
neuen Stils mit der Schaffung der Satellitenstaaten
des Ostens schafft? Ich habe das Gefiihl, da man
diese Frage, ob nicht auf dem Gebiet der AuBen-
politik schreckliche Irrtiimer — um in dem Jargon
zu bleiben — vorgekommen sind, in absehbarer
Zeit doch auch einmal priifen konnte. Wir sind
bereit, dariiber zu debattieren. Ich glaube, daB auf
der Abriistungskonferenz und bei der Zusammen-
kunft, die in London bald stattfinden wird, auch
mit den Herren, die die Sowjetunion vertreten,
einmal {iber diese Frage debattiert werden kdnnte
im Lichte der Erkenntnis, die sie jetzt auf dem
Gebiete der Innenpolitik selbst gewonnen haben.
Denn die Resolution 87 schlieft mit den Worten,
die in diesem Zusammenhang von Bedeutung sind,
daB die Versammlung des Europarats daran er-
innert, daB sich der Westen nicht endgliltig mit
der Unterdriickung der nationalen Unabh#ngigkeit
und der politischen Freiheit vieler Voélker Mittel-
und Osteuropas abfinden konne.

(Beifall bei der FDP.)

Président D. Dr. Gerstenmaier;: Das Wort hat der
Abgeordnete Euler.

Euler (DA): Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wir miissen uns bei jeder Europadebatte
und auflenpolitischen Debatte bewuBt sein, daB sich
in diesen Jahren das kiinftige Schicksal der eurc-
piischen Vilker entscheidet. Es sind Jahre der
Vorbereitung, die das Gesicht der kiinftigen Ent-
scheidungen bestimmen. Dariiber darf die relative
Stille nicht hinwegtduschen, die nach einer langen
Periode sowjetischer Aggressionen nunmehr im Zei-
chen der von Moskau aus gegebenen Koexistenz-
parole entstanden ist. Diese Stille ist triigerisch.
Sie verleitet den Westen zur Unterschitzung der
in der Situation liegenden Gefahren, und sie ver-
leitet insbesondere zur falschen Einschitzung des
sowjetischen Willens, der sich eingestandener-
mafBen — was man gerade erkennt, wenn man die
Deklamationen und Reden des Moskauer Partei-
kongresses verfolgt — jetzt darauf konzentriert, im
friedlichen Wettbewerb der Koexistenz, wie das
nun genannt wird, neue Machtpositionen zu ge-
winnen oder deren Gewinnung vorzubereiten.
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Dabei zielt die demonstrativ zur Schau getragene
Friedfertigkeit auf die Einschldaferung des Wider-
standswillens und auf die Aufweichung der Wider-
standsfront ab, die die Sowjets wéhrend ihrer letz-
ten aggressiven Phase selbst gegen sich geschaffen
haben. Den europdischen Volkern — das mulB} in
dieser Lage ins Gedichtnis zuriickgerufen werden
— war es schon nach dem Ersten Weltkrieg aufge-
geben, die européische Foderation hervorzubrin-
gen, den Weg zu den Vereinigten Staaten von
Europa hin anzutreten. Die Verfehlung dieser Auf-
gabe in den zwanziger und dreiBiger Jahren fiihrte
zum Zweiten Weltkrieg. Die Verfehlung der euro-
péischen Aufgabe in den vor uns liegenden Jah-
ren miilte den Untergang der européischen Volker
besiegeln, und keines bliebe wahrscheinlich davon
ausgenommen.

Nichts Schlimmeres kdnnte geschehen, als in die-
sen Jahren das zu tun, worauf die Sowjets speku-
lieren, nédmlich einen Riickfall in das national-
staatliche Denken und seine auf den einzelnen
Nationalstaat abgestellte Machtpolitik des neun-
zehnten Jahrhunderts zu vollziehen. Das liefe auf
die Verleugnung aller Erfahrungen des 20. Jahr-
hunderts hinaus, sowohl der negativen Erfahrun-
gen vor dem Zweiten Weltkrieg wie der positiven
Erfahrungen seit dem Beginn der Hervorbringung
der europdischen Einheit in den Jahren nach 1948.

Wenn wir die Erfahrungen des 20. Jahrhunderts
deuten, so tritt uns doch die selbstverschuldete
Enge Europas, die Abriegelung der einzelnen Na-
tionalstaaten hinter trennenden Grenzwillen als
furchtbare Warnung entgegen. Die Politik der aus
eifersiichtigem Machtstreben geborenen gegenseiti-
gen Absperrungen ist im Kulturellen und Wirt-
schaftlichen nichts anderes als ein Programm der
kiinstlichen Selbstverarmung der europiischen
Volker, die, wenn sie wieder Platz griffe, das Elend
und die permanente Krise zur Katastrophe der
europilischen Staaten verdichten miifite, zur Kata-
strophe von Staaten, die in der heutigen welt-
politischen Sicht nur Kleinstaaten sind gegeniiber
der Kraft der kontinentalen Riesenrdume, Uber
die die USA und die Sowjetunion verfligen. Die
griindlich verwandelte Welt wiirde die Integration
und Foéderation Europas auch dann notwendig
machen, wenn die sowjetische Gefahr Uberhaupt
nicht bestiinde. Das wird nur allzu selten ausge-
sprochen, was allerdings versténdlich ist in Anbe-
tracht der Tatsache, daB sich die Erfahrungen auf-
dridngen, die gerade aus der Gefihrdung Europas
vom Osten her auftreten. Aber es wiirde auch ohne
diese Ostliche Gefahr gelten, daB Europa aus der
iber sich selbst verhingten Enge und Armut nur
herauskommt, wenn es durch die Beseitigung der
nationalstaatlichen Barrikaden eine wirtschaftliche
und kulturelle Einheit wird, deren groBe Leistungs-
fahigkeit allein einen Massenwohlstand erzeugt,
der in der nationalstaatlichen Vereinzelung, im Zu-

stand der balkanisierten Zerstiickelung Europas

niemals erreichbar ist. So hidngt es von den euro-
péischen Volkern selbst ab, ob sie weil hinter dem
Wohlstand zurtickbleiben wollen, der die Ver-
einigten Staaten von Amerika auszeichnet, oder ob
sie den Anschluff an die amerikanischen Lebens-
moglichkeiten finden wollen.

Andererseits diirfen wir selbstverstindlich nie-
mals die Erfahrung der Jahre nach 1945 verleug-
nen, die darin liegt, dafi die biirgerliche und poli-
tische Freiheit der europidischen Volker in dem

heute vorhandenen Umfange nur durch die soli-
darische Anstrengung der gesamten freiheitlichen
Welt errungen und bewahrt wurde. Daf3 das kiinf-
tige Festhalten der Vereinigten Staaten von Ame-
rika und GroBbritanniens an einer konsequenten
Friedenspolitik zur Bewahrung und Ausdehnung
des freiheitlichen Raums in Europa nur sicherge-
stellt ist, wenn die europaischen Volker selbst ihre
Kraft fiir diesen Zweck vereinen und gemeinsam
einsetzen, sollte eine unantastbare Grundwahrheit
bleiben. Wer sie verleugnet, der steckt tiefer, als
er sich eingestehen will, in einem parasitdren Den-
ken, das von anderen kostspielige Anstrengungen
erwartet, deren man im Vertrauen auf diese an-
deren selbst enthoben sein méchte. Dabei wird ver-
kannt — und wir stehen immer wieder in der Ge-
fahr dieses Verkennens —, daf3 ein Volk wie das
amerikanische nicht allein die Schutzwehraufgabe
fiir den Frieden und fiir die Sicherheit der euro-
pdischen Voélker auf die Dauer {ibernehmen kann
und libernehmen wird, wenn die européaischen Vol-
ker nicht aus ihrem eigenen Lebensinteresse her-
aus das tun wollen, was zur Erhaltung des Friedens
und der Sicherheit in ihrem engsten Lebensbereich
erforderlich ist.

Wir haben nun aus dem Munde des Herrn Kol-
legen Schmid erneut den alten Rat der Sozial-
demokratie gehért, mit der Aufstellung der Bun-
deswehr zu warten. Wir haben in den vergangenen
Jahren immer wieder gehort, es sei richtig, zu
warten. Wenn wir diesen Ratschligen gefolgt
wiéren, dann wiren wir seinerzeit nicht dem Euro-
parat beigetreten, wir wiren nicht der Montan-
union beigetreten,

(Sehr richtig! in der Mitte)

©

wir wiren wahrscheinlich auch nicht der OEEC (p)

beigetreten, und es wire weder die EVG noch,
nach deren Scheitern am franzosischen Widerstand,
ersatzweise die Westeuropiische Union zustande
gekommen,

(Sehr gut! in der Mitte.)

Alles, was inzwischen in Europa geschehen ist zur
Vereinigung Europas, zur Vorbereitung seiner Fo-
deration, zur Verwirklichung der Vereinigten
Staaten von Europa als eines gerade auch von uns
angestrebten Endzustandes, all das wire unter-
blieben. Und man muf sich fragen: Wie wire dann
die Situation der europiischen Vélker, einmal im
Verhiltnis untereinander und zum andern im Ver-
haltnis gegentiber der Sowjetunion? Wie wire
dann die Verhandlungslage gegeniiber der Sowjet-
union inzwischen geworden?

Erler (SPD): Herr Abgeordneter, gestatten Sie
mir eine Frage?

Prdsident D. Dr. Gerstenmaer: Erlauben Sie eine
Frage?

Evler (DA): Bitte schon!

Erler (SPD): Herr Abgeordneter Euler, ist Thnen
nicht bekannt, daBl sich die Sozialdemokratische
Partei jederzeit fiir die Zusammenarbeit im Euro-
péischen Wirtschaftsrat in Paris, in der OEEC aus-
gesprochen hat, daB sie tatkréftig dafiir eingetreten
ist, die wirtschaftliche Zusammenarbeit in dem
groflen Bereich der OEEC mit allen Mitteln zu for-
dern und daBl es nicht eine einzige Abstimmung
oder Erkliarung im Bundestag gegeben hat, in der
sich die Sozialdemokratie gegen die OEEC ausge-
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sprochen hat? Sie haben eben das Gegenteil be-
hauptet. Wie erkldren Sie diesen Widerspruch?

Euler (DA): Es ist doch gewiB3, Herr Kollege Erler,
daB die Sozialdemokratie hier all den MaBnahmen,
die durch gesetzliche Akte — —

Erler (SPD): Ich frage nach der OEEC, Herr
Kollege Euler. AuBlern Sie sich bitte dazu.

Euler (DA): Wir haben auch in den Debatten
liber die OEEC feindliche Stellungnahmen gehort,
auch wenn keine Abstimmungen tber diese Fragen
stattfanden.

(Abg. Erler: Das ist nicht wahr! — Abg.
Wehner: Das ist eine Liige!)

Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Euler, einen Augenblick. Herr Abgeordneter
Wehner, ich rufe Sie zur Ordnung. Der Ausdruck
ist nicht parlamentarisch.

(Abg. Wehner: Es ist dennoch eine Liige!)

— Ich rufe Sie zum zweitenmal zur Ordnung, Herr
Abgeordneter,

(Abg. Wehner: Rufen Sie den Abgeord-
neten Euler auch zur Ordnung!)

und mache Sie auf die Folgen eines dritten Ord-
nungsrufes aufmerksam.

(Zuruf von der SPD: Es war dennoch die

Unwahrheit! — Abg. Erler: Aber dann

soll der Kollege Euler die Wahrheit sagen

und sie nicht entstellen! — Weitere Zurufe
von der SPD.)

Fahren Sie fort, Herr Abgeordneter.

Euler (DA): Ich habe auf all die Tatsachen hin-
gewiesen, die vollig feststehen, die Sie in keiner
Weise abstreiten kénnen.

(Abg. Wehner: Der Mann kann dort oben
das Gegenteil der Wahrheit behaupten! —
Weitere Zurufe von der SPD.)

Ich bin allerdings der Auffassung, daB auch im
Zuge dieser Debatten hier Ausfiihrungen germacht
worden sind, die zumindest die Auffassung zu-
lassen, daB eine Gegnerschaft der Sozialdemokratie
auch auf diesem Gebiet vorhanden ist.

(Abg. Erler: Sie sprechen nicht die Wahr-
heit, Sie verleumden! — Weitere Zurufe
von der SPD.)

Préisident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter. Herr Abgeordneter
Erler, ich rufe Sie zur Ordnung.

(Zuruf von der SPD: Warum?)

— Ich mache darauf aufmerksam, meine Damen
und Herren, daBl der Prisident nicht dazu da ist,
in Kontroversen sachlich Stellung zu nehmen, son-
dern daB er ausschlieflich dafiir zu sorgen hat,
daB3 der parlamentarische Stil nicht verletzt wird.

(Beifall in der Mitte. — Zurufe von der SPD.)

Wenn Sie anderer Meinung sind, dann steht Thnen
hier das Wort zu, und Sie konnen im Rahmen der
parlamentarischen Debatte Ihre gegenteilige Auf-
fassung vertreten.

(Sehr richtig! in der Mitte.)

Herr Abgeordneter Euler, fahren Sie bitte fort. (€)

(Abg. Erler: Jedem Argument bin ich zu-
ganglich, einer Verleumdung nicht!
Abg. Erler verldBt den Sitzungssaal.)

Evler (DA): Ich darf mich nun der entscheiden-
den Argumentation des Herrn Kollegen Dr. Schmid
zuwenden. Er hat erneut davor gewarnt, die Aus-
fiihrung der Pariser Vertrige fortzusetzen. Er
mochte mit der Vollziehung der Aufstellung deut-
scher Divisionen erneut zuwarten. Ich darf doch
die Frage stellen: wieviel Truppen haben wir
eigentlich aufgestellt? Besteht eigentlich in néherer
Zeit die Gefahr, dal wir bei unseren Defensiv-
maBnahmen jenes MaB} erreichen oder iiberschrei-
ten, das bei internationalen Abriistungsabreden
fliir uns gesetzt werden koénnte? Wir haben jetzt
6000 Mann gegeniiber den fast 300 000, die in Ost-
deutschland stehen. Wir erleben alle Tage, daB im
sowjetisch besetzten Bereich Biirgerwehren aufge-
stellt und bewaffnet werden. Sollen wir warten,
die erforderlichen MaBnahmen zur Durchfithrung
abgeschlossener Vertrdge zu ergreifen,

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt]: Eine Frage,
Herr Abgeordneter!)

bis Einigungen zustande gekommen sind? Nein,
wir sollten schnellstens nachholen, was schon allzu
sehr verzdégert wurde.

Président D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Euler, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Euler (DA): Bitte sehr!

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Sie sprachen von
den 6000 Mann, die niemanden bedrohten. Wollen
Sie es dabei belassen?

Euler (DA): Nein; aber bis wir in die GréBen-
ordnung kommen, die von dem Unterausschufl der
Vereinten Nationen jetzt genannt worden ist, bis
also die 200 000 Mann stehen, vergeht leider noch
erhebliche Zeit.

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Halten Sie es dann
fiir richtig, daB man die Planung auf der Grund-
lage von 500 000 Mann durchfiihrt?

Evler (DA): Auch diese Planung halte ich fiir
richtig, weil noch nicht abzusehen ist, welche Wen-
dungen die Abriistungsverhandlungen gerade unter
dem Gesichtspunkt nehmen, daB wir ja in einer
besonders gefihrdeten geographischen Lage sind
und auBerdem die Aufstellung konventioneller
Truppen ein anderes Gesicht gewinnt, wenn es zu
der Bannung des Atomkrieges kommt.

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Glauben Sie, daf3
man die Chancen der Abriistungskonferenz damit
fordert?

Evler (DA): Ich glaube, daB man die Bemiihun-
gen, in der Abristung iiberhaupt zu einem kon-
kreten Verhandlungsergebnis zu kommen, damit
in keiner Weise erschwert,

(Sehr gut! in der Mitte)

vielmehr koénnten oder miiiten die Bemithungen
des Westens eigentlich gerade zur Folge haben,
daB die Sowjets bereit werden, konkrete Kon-
trollen zuzugestehen, an deren Verweigerung die
Abriistungsverhandlungen bisher gescheitert sind.

(D)
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Es ist schliefllich nicht zu verkennen, daf3 gerade
durch die Pariser Vertridge wie iliberhaupt durch
alles, was bisher zur Konsolidierung und Verein-
heitlichung Europas geschah, die Vorbedingungen
dafiir verbessert werden, im Zuge einer geschlosse-
nen Friedenspolitik des Westens optimale Lé&sun-
gen in den Verhandlungen mit den Sowjets Uber
die europiischen Probleme und tber das wich-
tigste von ihnen — die deutsche Wiedervereini-
gung — zu erreichen, die besten Lésungen, die
liberhaupt denkbar sind, wenn die europé&ischen
Staaten ein in kultureller, wirtschaftlicher, politi-
scher und nicht zuletzt militdrischer Hinsicht
krisenfestes, leistungsfihiges Europa bauen.

Der Gedanke, der in der EntschlieBung ausge-
sprochen ist, ist véllig richtig, daB heute mehr
denn je die Schaffung Europas erforderlich ist.
Deshalb ist es ganz falsch zu behaupten, daB die
Bemithungen um die Fortsetzung der européischen
Integration das gemeinsame Bemiihen der west-
liche Welt um Durchsetzung der auf Freiheit ge-
griindeten Einheit Europas die deutsche Wieder-
vereinigung erschweren konnte. Die Sowjets war-
ten nur darauf, daBl die europiischen Vélker den
Erkenntnissen der letzten Jahre abtriinnig wer-
den. Jeder Rickfall in das {iberkommene, tradi-
tionelle europidische Denken, wie es insbesondere
im 18. und 19. Jahrundert mit der Tendenz zur
nationalstaatlichen Isolierung in Europa seine Aus-
priagung erfuhr, verstirkt die sowjetischen Hoff-
nungen, die europiischen Staaten auflerhalb ihres
Machtbereichs gegeneinander ausspielen, sie ent-
gegen ihrem wahren Lebensinteresse in eine Situa-
tion bringen zu konnen, in der sie sowjetischen
Pressionen nachgeben miissen,

Die Spekulation auf den Zerfall der europédischen
und dariiber hinaus der gesamten westlichen
Widerstandsfront hat die Sowjets zu der Haltung
gebracht, aus der heraus sie seit Genf erkliren,
fiir die deutsche Wiedervereinigung sei jetzt die
Zeit noch nicht reif. Die Zeit wird nach sowjeti-
scher Auffassung dann gekommen sein, wenn sich
die Bereitschaft des Westens einstellt, einen Preis
fiir die Wiedervereinigung zu zahlen, der ganz
Deutschland in die Situation bréchte, dem sowjeti-
schen EinfluB auf verhingnisvolle Weise ausge-
liefert zu sein.

"Aus diesen Erwigungen halten wir eisern daran
fest, daB der Weg zur europiischen Integration
fortgesetzt werden mufl, damit ein echter Friede

(Zurufe von der SPD)

und in diesem Frieden eine Sicherheit fiir die
europdischen Volker erreichbar wird, und dies in
der Weite eines Raumes, der allein Gewdahr fir
eine erhebliche Entfaltung des Wohlstandes aller
beteiligten Voélker gibt. Dabei sind wir durchaus
von der Uberzeugung durchdrungen, daB der Weg
miihevoll sein wird, dafl immer wieder gegen Fehl-
entwicklungen, Fehlkonstruktionen mit ihren
momentanen Ermattungen und Enttduschungen
anzukdmpfen sein wird. Aber gerade deshalb brau-
chen wir nicht schwankende und verzweifelte
Européer, sondern entschiedene und mutige Ver-
fechter des Europagedankens. Deshalb brauchen
wir gerade keine Europiéer, die nach der ersten
Enttduschung, wie sie durch das Scheitern der
EVG in Frankreich eintrat, lamentieren, wie das
ja Herr Dr. Dehler in den letzten Monaten
mehrfach tat:
(Abg. Wehner: Hoéren Sie doch auf, hier
Thre rarteiwésche zu waschen!)

Europa habe seine Sternstunde verpaBit, sondern
wir miissen daran festhalten, unbeirrt das Ziel
Europa zu verfolgen,

(Abg. Wehner: Feine Leute!)

weil wir glauben, da nur dadurch Europa seine
Sternstunde noch einmal erreicht,

(Weitere Zurufe von der SPD.)

Die aus momentanen Fehlschligen erwachsene
Hoffnungslosigkeit gegeniiber Europa verstirkt
die Hoffnungen der Sowjets auf Europa. Je zahl-
reicher die Sprecher in Westdeutschland werden,
die, wie Herr Dr. Dehler, Riickfillen in das
19. Jahrhundert erliegen, um so geringer werden
die Chancen fiir gute europiische Lésungen und
fiir die Erreichung der gesamtdeutschen Freiheit
im Rahmen solcher Ldsungen.

(Zurufe von der SPD: Seinem Landesver-

band durfte er das nicht sagen! Das ist der

neue Stil! — Weitere Zurufe von der SPD.)

— Doch, das habe ich schon vor dem Landesver-
band gesagt.

(Abg. Dr. Mommer: Ausgelacht hat man
Sie! Rausgeworfen hat man Sie! — An-
haltende Zurufe von der SPD.)

Ein Satz aus der Uelzener Rede des Herrn

Dr. Dehler vom September vorigen Jahres:
(Zuruf von der SPD: Horen Sie doch auf!
— Anhaltende Unruhe links. Glocke
des Préasidenten.)

»Die europdischen Plidne waren zu hoch, und alle
Integrationsversuche haben gezeigt, dafl der
Glaube an die Nation uniiberwindlich ist“, gerade
ein solcher Satz zeigt, worum es geht, denn der
Glaube an die Nation, von dem wir allerdings sehr
viel halten,
(Abg. Neumann: Reden Sie nicht vom
Glauben!)

setzt voraus, daBl die europidischen Voélker in ge-

meinsamen Bemithungen den Weg finden, der ihre
Existenz sichert und ihre Erhaltung ermdoglicht.

(Sehr richtig! rechts.)

Der Glaube an die Nation und der Glaube an die
Einigung Europas schlieBen einander nicht aus,
sondern sie rufen einander; sie stehen im Verhalt-
nis der wechselseitigen Abhingigkeit.

Wenn Herr Dr. Dehler neuerdings, Anfang Mirz,
in Hamburg sagen konnte:
(Erneute erregte Zurufe von der SPD:
Horen Sie doch auf! Schmutzige Wische!
— Anhaltende Unruhe links.)

»Wir erlagen der Mystik, dem Glauben an einen
europdischen Staatenbund; unter Verleugnung un-
serer Grundsédtze haben wir geglaubt, die Europa-
pline mitmachen zu sollen“,
(Zuruf von der SPD: Waschen Sie Ihre
schmutzige Wische woanders!)

so legen meine Freunde von der Demokratischen
Arbeitsgemeinschaft
(schallendes Geldchter bei der SPD —
Zurufe: Abtreten! — Glocke des Prisi-
denten)

grofen Wert darauf, klarzulegen, daB wir nicht
zu denen gehoren, von denen hier in majestati-
schem Plural die Rede war,
(erneuter Zuruf: Waschen Sie Ihre dreckige
Wische zu Hause!)

©
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und wir setzen dem sehr vernehmlich unsere an-
dere Auffassung entgegen.

(Zurufe von der SPD: Wer sind ,wir“?!
Der groBie Stilist Euler! — Anhaltende
Unruhe. — Glocke des Prisidenten.)
Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen
und Herren, ich muBl bitten, den Redner aus-
sprechen zu lassen.

(Zuruf von der SPD: Er soll seine
schmutzige Wische woanders waschen!
— Weitere Zurufe von der SPD.)

Evler (DA): Auch wenn Sie noch viel lauter da-
zwischenrufen, werde ich mich nicht hindern las-
sen, unsere Uberzeugung sehr deutlich auszuspre-
chen, indem ich sage: Es bleibt das Ruhmesblatt
der Koalition, der die Demokratische Arbeitsge-
meinschaft angehért und deren Arbeit wir weiter-
hin nach unserer besten Uberzeugung mit tragen
werden, wie wir das in den vergangenen Jahren
getan haben, — es bleibt das Ruhmesblatt der ge-
meinsamen Politik der Koalitionsparteien,

(Zurufe von der SPD: Aufhoéren! — wei-
tere anhaltende Zurufe von der SPD —
Glocke des Priasidenten)

dal wir eine Wirtschafts- und AuBenpolitik ver-
folgt haben, die unablissig und stetig darauf ge-
richtet blieb, die Bundesrepublik zu einem nicht
zu erschiitternden Bollwerk der Freiheit zu machen,

(Beifall bei den Regierungsparteien
Lachen bei der SPD)

die Bundesrepublik zu einem Stabilisierungsfaktor
fiir das Europa und fiir die gesamte westliche Welt
werden zu lassen,

(Erneute lebhafte Zurufe von der SPD.)

Nur diese Politik hat das Vertrauen in der Welt
zum deutschen Volk geschaffen, dafl es sich noch
lohne, auf das neue Deutschland zu setzen, und
nur diese Politik konnte andererseits jene Ent-
fesselung der Schaffenskraft erreichen, die die
beste Antwort auf die vorangegangene Hilfe der
westlichen Welt war.

Wir setzen uns mit Nachdruck ein fiir die grad-
linige Fortsetzung dieser AuBlen- und Wirtschafts-
politik der Koalition; denn nur in der Linie dieser
Auflenpolitik kann ein Europa und ein Deutsch-
land erreicht werden, das ebenso einig wie frei ist.

(Beifall bei den Regierungsparteien. —
Anhaltende Zurufe von der SPD.)

Prdsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der
Abgeordnete Dr. Gille.

Dr. Gille (GB/BHE): Herr Prisident! Meine
Damen und Herren! Als wir vor einigen Stunden
unter der Fahne des Europarates die grofe Euro-
padebatte im Deutschen Bundestag begannen,
haben wir alle wohl nicht erwartet, daB sie einen
derartigen Verlauf nehmen wiirde, wie wir ihn
in den letzten Minuten erlebt haben.

(Zustimmung beim GB/BHE, bei der SPD
und bei Abgeordneten der CDU/CSU.)

Es ist doch méglich, zum Thema ,Europa“ zu spre-
chen und so viel zu sagen, ohne innenpolitische,
vollig nebensidchliche Streitfragen in die Debatte
hineinzutragen.

(Erneute Zustimmung.)

Ich bin auch nicht der Meinung, daB es den
Zielen und dem Ergebnis dieser Aussprache im
Deutschen Bundestag gedient hat, daB wir etwas
zu sehr in die Linie einer allgemeinen auBenpoli-
tischen Debatte gekommen sind.

Ich habe nicht die Ehre, der deutschen Delega-
tion in StraBburg anzugehoren. Ich glaube aber
doch, hier sprechen zu dirfen. Denn das soll ja
eigentlich auch so etwas wie ein Leistungsbericht
der deutschen Delegation sein, der heute —dem
Hause vorgelegt wird. Ich will mich bemiihen, in
wenigen Bemerkungen das zum Ausdruck zu brin-
gen, was ich im Namen meiner politischen Freunde
zum Gedanken Europa und zu den Dingen, die uns
hier konkret vorliegen, zu sagen habe.

Meine Damen und Herren! Als am 26. Oktober
1955 der Europarat seine EntschlieBung 87 annahm,
war das schon ein Ereignis von einer Bedeutung,
die nicht leicht {ibersehen werden konnte. Es war
wenige Tage vor dem Beginn der zweiten Genfer
Konferenz. Als man damals den Wortlaut das
erstemal vor Augen bekam, erfiillte einen doch
ein Gefiihl der Genugtuung, wie weit und immer-
hin erfolgreich der Weg gewesen ist, der bei den
Bemiithungen um die Schaffung eines einigen Eu-
ropa inzwischen zuriickgelegt werden konnte.

Wir wollen dem Europarat auch noch nachtréag-
lich dafiir danken, daB er in dieser — wie wir da-
mals hofften — sehr entscheidenden Situation so
deutlich aussprach, daf eine Sicherheit und eine
Befriedung in Europa ohne eine Wiedervereini-
gung des gespaltenen Deutschland nicht mdglich
sei.

(Beifall beim GB/BHE und bei Abgeord-
neten in der Mitte und rechts.)

Wir wollen dafiir danken, daB dieses Wort damals
gefallen ist. Wir wollen auch dafiir danken, daf
man in jener Stunde den Gedanken der europé-
ischen Solidaritit, der Solidaritit aller européa-
ischen Vélker herausstellte. Wir freuten uns be-
sonders, daB man in dieser EntschlieBung nicht nur
von einer Teilung Deutschlands, sondern von einer
Teilung Europas sprach, und mit ebenso groBer
Genugtuung empfanden wir die Formulierung, die
darauf hinwies, daB im Osten Europas, wo auch
die Heimat vieler Millionen Deutscher ist, heute
Unfreiheit und Sklaverei herrscht und daf3 der
Europarat sich zu der Auffassung bekenne, dafl
dies eines Tages im gesamten Raum Osteuropas
anders werden miisse.

Meine Damen und Herren! Das Reizvolle des
Umstandes, daB wir fiinf Monate nach dieser Ent-
schlieBung heute in einer Europadebatte zu diesen
Dingen Stellung nehmen, liegt darin, dal — wie
Herr Kiesinger ganz richtig bemerkte — inzwi-
schen ja einiges geschehen ist.

Und nun ganz wenige Bemerkungen zu dem,
was geschehen ist und worauf es jetzt nach unse-
rer Auffassung entscheidend ankommen sollte.

Die Abriistungsbesprechungen in London haben
begonnen. Das Ergebnis ist noch nicht abzusehen.
Aber wenn man die ersten Pressenachrichten in
den heutigen Morgenzeitungen liest, wenn man
von mehreren Phasen liest, innerhalb deren man
groBle, weitreichende Plde durchfithren will, und
dann weiter liest, daB die Frage der Wiederver-
einigung friithestens in der zweiten Phase wieder
einmal akut werden kénne — meine Damen und
Herren, dann kénnen wir hier im deutschen Par-
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lament nur zum Ausdruck bringen, daf wir Uber
diese Zeitrdume und Terminplédne, die man sich
dort offenbar setzt, auf das tiefste bestiirzt sind.
Denn wie lange die erste Phase des Abristungs-
plans dauern wird, ist noch nicht abzusehen.

Ich freue mich, dafl eine Reihe von Rednern, und
zwar voOllig unabhingig von der parteipolitischen
Einstellung, heute betont haben — und ich méchte
mich dem anschlieBen —, dal wir unter allen Um-
stdnden daran festhalten miissen, daB jeder Schritt
zur Sicherheit, zur Entspannung und auch zur Ab-
ristung nur gemeinsam mit den Pldnen zur deut-
schen Wiedervereinigung von uns gesehen und
gutgeheilen werden kann.

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.)

Wenn wir den Inhalt und die Bedeutung der Ent-
schlieBung des Europarats vom 26. Oktober 1955
richtig sehen und richtig werten, kénnen wir der
Auffassung sein, da der Europarat zu dieser von
mir eben angeschnittenen Frage gar keinen ande-
ren Standpunkt einnehmen kann. Ich mgchte mei-
nen, dafl die deutsche Auffassung im Europarat
einen Eideshelfer hat, dessen Einflu8 in voller
Wirksamkeit zur rechten Zeit angesprochen und
eingeschaltet werden sollte. Wir haben in unserem
schweren Ringen nicht so viele echte Mitkdmpfer,
die die Dinge im Grunde genau so sehen wie wir.
Der Europarat hat sich in der Offentlichkeit Eu-
ropas zu diesem Zusammenklingen aller Entspan-
nungsbemiithungen mit den Schritten zur deut-
schen Wiedervereinigung, die auch die Teilung
Europas auflésen und iiberwinden soll, bekannt.
Wir mdchten hoffen, dal der Europarat die nichste
Gelegenheit nicht voriibergehen lassen mége, um
auch nach all dem, was seit Oktober geschehen
ist, noch einmal nachdriicklich zu bekunden, daB
er mit dem deutschen Parlament und seiner Re-
gierung auf dem Standpunkt steht: Jeder Schritt
Entspannung gemeinsam mit einem Schritt zur
Wiedervereinigung!

Meine Damen und Herren, einen zweiten, ganz
kurzen Gedanken! Ich hoffe, daB ich nicht den
Zwischenruf bekomme, ich versuchte jetzt eine
kleine Suppe zu wirmen. Herr Professor Carlo
Schmid hat heute, indem er die Wirkungsméglich-
keiten der gegenwirtigen Organisation des Euro-
parats schilderte, den Satz ausgesprochen: ,Euro-
pa kann nur in unseren Parlamenten geschaffen
werden”. Ich darf an diese prédgnante Formulie-
rung des gegenwirtigen Organisationsstandes an-
kniipfen und an das Haus die ernste Frage richten,
ob man es fir méglich hilt, daf eine Fraktion die-
ses Hauses von der aktiven Mitarbeit im Europa-
rat ausgeschlossen bleiben soll. Ich mdchte hoffen,
daB aus der Stimmung und aus den Erfahrungen
der heutigen Debatte heraus das Haus sich in dem
dafiir zusténdigen Gremium einmal {iberlegen
wird, ob es wirklich, da die Arbeit fiir Europa in
den Parlamenten geleistet werden muf, auf die
Dauer ertréglich ist, eine Fraktion von dieser Ar-
beit auszuschlieBen.

Im iibrigen, meine Damen und Herren, bekenne
ich mich namens meiner politischen Freunde ohne
jeden Vorbehalt zu dem Gedanken ,Europa“. Wir
werden jeden Schritt begriilen und mitgehen, der
durch praktische Taten und Handlungen diesen
zerrissenen Erdteil zu einem immer festeren Ge-
flige zusammenschlieBt.

(Beifall beim GB/BHE, bei der SPD und
vereinzelt in der Mitte.)

Pridsident D. Dr. Gerstenmaler: Damit, meine
Damen und Herren, ist die Beratung zu Punkt 1 a
erledigt. Ich glaube, wir verfahren am besten so,
da8 wir die Abstimmungen dann durchfiihren,
wenn die Unterabteilung 1, die Unterabteilung 2
usw. beendet sind.

Zunichst kommen wir zu Punkt 1 b, der mit dem
Punkt 1c verbunden ist, also zu den Atomfragen.
Nach der Beratung dieser Punkt Punkte 1b und
1 ¢ wird noch einmal das Wort zum ganzen Unter-
abschnitt 1 erteilt.

Zunichst hat das Wort zu den Punkten 1 b und
1 ¢ der Herr Bundesminister fiir Atomfragen.

StrauB, Bundesminister fiir Atomfragen: Herr
Prisident! Meine Damen und Herren! Nach der
grundsitzlichen Erklarung des Herrn Bundes-
kanzlers darf ich zu den Punkten 1b und 1c der
Tagesordnung von heute Stellung nehmen.

Die Bundesregierung nimmt auf Grund der Ent-
schlieBung von Messina vom 2. Juni 1955 an den
Arbeiten des Regierungsausschusses der Mitglied-
staaten der Europidischen Gemeinschaft fiir Kohle
und Stahl in Briissel teil. Nach den Ergebnissen
der AuBenministerkonferenz der sechs Linder am
11. und 12. Februar dieses Jahres ist mit einem
abschlieBenden Bericht des Regierungsausschusses
bald zu rechnen. Der Leiter der Briisseler Sach-
verstandigenkommission, AuBenminister Spaak,
hat mitgeteilt, daB dieser endgiiltige Bericht in der
Zeit zwischen dem 18. und 20. April den Delega-
tionsleitern zur Verabschiedung vorgelegt und am
25. April den AuBenministern zugestellt werden
soll. Fir die zweite Hilfte des Monats Mai ist eine
weitere AuBenministerkonferenz vorgesehen, auf
der die Beschlusse fiir die Ausarbeitung eines Ver-
trags gefafit werden sollen.

Daneben ist die Bundesregierung auch im Rah-
men der OEEC an den Vorbereitungen fiir eine Zu-
samenarbeit auf dem Atomenergiegebiet in einem
gréBeren europidischen Rahmen beteiligt. Auf die
EntschlieBung des Ministerrates der OEEC vom
29. Februar 1956, in der die Bildung eines Sonder-
ausschusses fiir Fragen der Atomenergie vorge-
sehen ist, darf ich in diesem Zusammenhang ver-
weisen.

Die Bundesregierung ist mit den tbrigen Mit-
gliedern der Européischen Gemeinschaft fiir Kohle
und Stahl und mit den Mitgliedstaaten der OEEC
darin einig, daB die Arbeiten in Briissel zu denen
der OEEC nicht in Gegensatz stehen, sondern viel-
mehr beide in sorgsamer Koordinierung geférdert
werden sollen.

Ich darf einige Sidtze aus der Erkldrung, die aus
diesem Anlafl von der Bundesregierung am 29. Fe-
bruar in Paris abgegeben worden ist, verlesen. Es
heifit dort:

Unsere Regierung war immer der Meinung,
daBl die zwei Atomprojekte, das Euratom und
das OEEC-Projekt, keine Alternative im Sinne
eines Entweder-Oder darstellen, sondern daf3
sie Raum lassen fiir eine Lésung des Sowohl-
als-Auch, d. h. fiir eine enge Zusammenarbeit
der sechs Messina-Miéchte auf dem Gebiet der
Atomkraft, durch die eine Verwirklichung des
OEEC-Plans nicht unmoglich gemacht, sondern
im Gegenteil geférdert werden sollte.

Ich habe weiter ausgefiihrt:

Ich bin wirklich davon {iiberzeugt, dal beide
Losungen in Einklang gebracht werden koén-
nen, wenn der Wille hierzu vorhanden ist. Ich
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persdnlich glaube, dal der Euratom-Plan, der
bis jetzt noch nicht im einzelnen ausgearbeitet
ist, derart angepaBt werden kann, daB auch
diejenigen Linder, die nicht zu den Messina-
Staaten zihlen, aufgefordert werden konnen,
an der Verwirklichung des Euratom-Plans we-
nigstens in Teilen mitzuarbeiten. Wir sind da-
von Uberzeugt, daB die Erforschung und Ent-
wicklung der Atomkraft fiir friedliche Zwecke
um so schneller zu praktischen Ergebnissen
fiilhren wird, je mehr européiische Voélker fiir
diesen gemeinsamen Zweck ihre wissenschaft-
lichen Kenntnisse und ihre finanziellen Mittel
zusammenlegen. Deshalb halten wir es fir
richtig, um das Sowohl-als-Auch zu erreichen
und das Entweder-Oder zu vermeiden, daB die
zukiinftige Arbeit am Euratom- und am OEEC-
Projekt bei voller gegenseitiger Unterrichtung
durchgefithrt wird, wobei immer zu beachten
ist, daB3 die beiden Pline in Einklang gebracht
werden missen. Ich glaube sogar,

— heiBt es schlieBlich in dieser Erklirung von
Paris —

daB wir einen gemeinsamen AusschuB} zu ge-
gebener Zeit einsetzen sollten, dessen Auf-
gabe es wire, die beiden Pliane zu koordinieren.

Sowohl im Rahmen der Arbeiten in Briissel als
auch derjenigen der OEEC werden die in dem An-
trag Drucksache 2152 und in der in deren Anlage 1
aufgefithrten EntschlieBung 89 der Beratenden
Versammlung des Europarates vom 26. Oktober
1955 sowie die in dem Antrag Drucksache 2229 ge-
forderten MaBnahmen, im besonderen die Fragen
der institutionellen Ordnung einer kiinftigen euro-
pdischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Kernenergie gepriift und erdrtert. Die Ergebnisse
dieser Arbeiten, die von der Bundesregierung nach-
driicklich geférdert worden sind und auch weiter-
hin geférdert werden, miissen abgewartet werden.

Ich mochte in diesem Zusammenhang noch nicht
auf die Einzelfragen eingehen, zu denen die Bun-
desregierung bei der parlamentarischen Beratung
der geplanten Vertrige noch ausfithrlich Stellung
nehmen wird.

Ich darf mit einigen allgemeinen Bemerkungen
schlieBen. Erforschung und Verwertung der Atom-
energie fiir friedliche Zwecke ist fur die politische
und wirtschaftliche Stellung der einzelnen beteilig-
ten Nationen und des gesamten europdischen Kon-
tinents von einer in der Zukunft dauernd wachsen-
den, in ihrer Tragweite noch nicht libersehbaren
Bedeutung. Diese Aufgabe erfordert internationale
und teilweise iibernationale Zusammenarbeit, d. h.
Zusammenlegung der finanziellen, technischen,
wissenschaftlichen und personellen Mittel. Nicht
zuletzt erfordert sie auch den gemeinsamen Markt
auf dem gesamten Atomgebiet. Dieser gemeinsame
Markt soll aber nach Auffassung der Bundesregie-
rung nicht fiur sich allein nach dem Muster des
Gemeinsamen Marktes fiir Kohle und Stahl, son-
dern als Bestandteil eines allgemeinen gemein-
samen Marktes, der in Stufen verwirklicht werden
kann, errichtet werden.

Die Bundesregierung wird die Verhandlungen in
den genannten Gremien in der Uberzeugung und
von dem Standpunkt aus fithren, daB3 europaische
Zusammenarbeit und freie nationale Entfaltung
auf dem Gebiet der Verwendung der Atomenergie
fir friedliche Zwecke keinen Gegensatz darstellen
und keinen Gegensatz darstellen diirfen. Sie wird
den Grundsatz vertreten: So viel Freiheit wie mog-

lich, so viel Bindung wie nétig, — um den Zweck
einer raschen Auswertung der Atomkraft und einer
ausreichenden Kontrolle gegen Gefahr und MiB-
brauch fiir alle europiischen Volker zu erreichen,
um damit gleichzeitig aber auch auf das politische
Ziel der Schaffung der Vereinigten Staaten von
Europa hin einen weiteren Schritt vorwirts zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU und rechts.)

Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der
Herr Bundesminister fiir Wirtschaft.

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundesminister fiir Wirt-
schaft: Herr Prasident! Meine Damen und Herren!
Die auf die Errichtung eines gemeinsamen Mark-
tes hinzielende EntschlieBung der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates entspricht den Grund-
siatzen und Zielen der von der Bundesregierung
seit dem Jahre 1949 verfolgten politischen Grund-
linie sowie der konsequent verfolgten wirtschafts-
und handelspolitischen Konzeption. Die freie Zu-
sammenfassung der sachlichen und menschlichen
Produktivkriifte auf iibernationaler Grundlage —
das ist der dkonomische Ausdruck eines gemein-
samen Marktes — schafft die besten Voraussetzun-
gen, um durch eine weit gespannte Arbeitsteilung
zu einer hoheren Leistungsergiebigkeit aller betei-
ligten Volkswirtschaften und damit zu einer freie-
ren und besseren Lebensgestaltung der Menschen zu
kommen. Die Verwirklichung einer solchen Politik
wird das Gefiihl der Solidaritidt zwischen den Vél-
kern verstirken und geeignet sein, Notstdnde zu
liberwinden. Die sittliche Verpflichtung, mit der
Erhdhung des Lebensstandards und der Schaffung
materiellen Wohlstandes gleichzeitig dafiir Sorge
zu tragen, daB Menschen nicht unter unwiirdigen
Lebensbedingungen verkiimmern, ist zugleich auch
geeignet, den freien Voélkern Europas eine neue
Aufgabe und neue Ideale zu setzen. Diese Politik
wird darum auch im politischen Bereich wesentlich
zu einer inneren Befriedung und zum BewuBtsein
der unlésbaren Zusammengehdrigkeit fithren.

Dieses groBe Ziel einer immer engeren Verflech-
tung der nationalen Volkswirtschaften zu einem
gemeinsamen Markt wird um so vollkommener
und erfolgreicher verwirklicht werden kénnen,
wenn dieser selbst sich {iber a11e 6konomischen Be-
ziehungen und Funktionen erstreckt. Mag fiir eine
Ubergangszeit auch an Einzel- oder Teilldsungen
gedacht sein, so darf doch niemals auBer acht ge-
lassen werden, daB ein die Volkswirtschaften zer-
gliederndes, atomisierendes Verfahren mit der
Vorstellung eines gemeinsamen Marktes sogar in
Widerspruch stehen wiirde. Unsere Anstrengungen
miissen deshalb darauf gerichtet sein, iiber die An-
niherung der heute noch uneinheitlichen Wirt-
schafts- und Handelspolitik, der Statuierung glei-
cher Spielregeln und der Beseitigung diskriminie-
render und protektionistischer Praktiken einen
echten Leistungswettbewerb mit allen seinen
segensreichen wirtschaftlichen und sozialen Folgen
sicherzustellen.

Die Verwirklichung eines gemeinsamen Marktes
wird unter den beteiligten Lindern auch die
Sozialpolitik auf neue und gedeihliche Grund-
lagen stellen. Um der Sorge zu begegnen,
daB mit einer Zusammenfithrung oder Zu-
sammenfiigung der Volkswirtschaften der eine
oder andere Wirtschafts- oder Gewerbezweig in
diesem oder jenem Lande in Bedringnis geraten
wiirde und voriibergehend soziale Hirten in Er-
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scheinung treten kénnten, ist bei den Messina-Be-
schliissen bereits vorgesehen worden, fiir Zwecke
notwendig werdender Umschulung oder Umsied-
lung einen Anpassungsfonds und fiir Zwecke der
Schaffung neuer produktiver Erwerbsmoglichkei-
ten einen gemeinsamen Investitionsfonds zu er-
richten. Selbstverstidndlich muB auch die Verwen-
dung dieser Fonds der gemeinsamen Politik einer
fruchtbaren Arbeitsteilung im freien Leistungs-
wettbewerb Rechnung tragen und darf darum

nicht Ziige einer bloBen Subventionierung an-
nehmen.

Die Bundesregierung wird diese Ziele nicht nur
aus Grinden wirtschaftlicher Vernunft und poli-
tischer ZweckmiBigkeit mit allen Kriften zu for-
dern suchen, sondern sie fiihlt sich der européi-
schen Idee auch aus geistiger und sittlicher Hal-
tung heraus verpflichtet. Die Bundesregierung hat
diese ihre Haltung in allen der internationalen Soli-
daritdt und Zusammenarbeit dienenden Institutio-
nen, wie z. B. im Rahmen der OEEC, der Europii-
schen Zahlungsunion, des Internationalen Wih-
rungsfonds, des GATT, und bei der Schaffung der
Montanunion eindeutig bekundet. Sie hat den
international gesetzten Richtlinien und Empfeh-
lungen wie z. B. der Ausweitung der Liberalisie-
rung, der Beseitigung von Subventionen im zwi-
schenstaatlichen Handel, der zunehmenden Befrei-
ung des Zahlungsverkehrs, der Uberwindung bi-
lateraler Beziehungen und anderem mehr in weit-
gehendem Umfang entsprochen und sogar — ich
erinnere an die konjunkturpolitischen Zollsenkun-
gen — selbst einseitige MaBnahmen in Richtung
auf eine Intensivierung des Warenverkehrs ergrif-
fen. Ich darf darauf verweisen, daB8 ich mehr als
jeder andere Staatsmann in Europa immer wieder
die Forderung nach frei konvertierbaren Wihrun-
gen als der Krdonung einer echten und organischen
Integration erhoben habe. Wir spiiren es heute
deutlich genug, daB die unzureichende Ordnung
und Verbindung der Volkswirtschaften die Wir-
kung konjunkturpolitischer MaBnahmen in be-
dauerlicher Weise abschwécht. Die starke Initiative
der Bundesregierung ist jedenfalls unbestreitbar.
Sie wird auch mit groBter Energie und Zielstrebig-
keit an der Verwirklichung eines gemeinsamen
Marktes mitarbeiten und alle Bestrebungen unter-
stiitzen, den Kreis der solcherart zusammenarbei-
tenden Linder zu erweitern. Aus dieser Sicht wird
die Bundesregierung bei den Beratungen iiber
einen gemeinsamen Markt ihren EinfluB dahin
geltend machen, daB dieses neue dkonomische Ge-
bilde nicht nur im Innenverhiltnis gr6Bere Frei-
zligigkeiten setzt, sondern auch nach auBlen jed-
wede diskriminierende oder protektionistische
Politik vermeidet. Der gemeinsame Markt soll
innerhalb der freien Welt keine Trennungsstriche
ziehen, keine neuen Kontraste setzen, sondern die
Zusammenarbeit auf weltweiter Grundlage for-
dern und erleichtern. Der gemeinsame Markt wird
auch unter politischem Aspekt seine Aufgabe dann
am besten erfiillen, wenn dieser neben den hier
beschriebenen 6konomischen und sozialen Wirkun-
gen ein geistiger Hort der Freiheit wird und den
Menschen neben dem Gefiihl wachsender sozialer,
Okonomischer und politischer Sicherheit den Glau-
ben an die Erfiillung einer groBen Aufgabe und
an eine gliickliche Zukunft vermittelt.

(Beifall in der Mitte und rechts.)

Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der (©

Abgeordnete Dr. Furler.

Dr. Furler (CDU/CSU): Herr Prisident! Meine
Damen und Herren! Bevor ich auf mein eigent-
liches Thema, namlich auf die européische Organi-
sation fiir Atomenergie und die Errichtung eines
gemeinsamen Marktes, eingehe, mochte ich einer
Bitte meines Fraktionsfreundes Kiesinger ent-
sprechend kurz auf die groBfen auBenpolitischen
Auseinandersetzungen zuriickkommen, von denen
wir vorhin im Zusammenhang mit der ersten Ent-
schlieBung des Europarates gehért haben. Sie er-
innern sich, dal eine dramatische Situation inso-
fern entstanden war, als Herr Kollege Professor
Schmid an Herrn Kiesinger die Frage richtete, ob
ihm bekannt sei, daB in der UNO-Kommission eine
Einigung iiber die Zahl der klassischen Streitkriifte
erzielt worden sei. Es wurden fiir die GroBmichte
1 bis 1,5 Millionen und fiir Frankreich 650 000
Mann genannt, und es wurde gesagt, daB sich die
iibrigen Staaten dann mit einer Stérke bis zu
200 000 Mann begniigen miiten.

Nach den letzten vorliegenden Nachrichten ist
eine Einigung lber Zahlen in dieser Kommission
weder friither noch heute erfolgt. Der neueste
Stand ist der, dal nach dem britisch-franzésischen
Abriistungsvorschlag im Gegensatz zu friiheren
Vorschligen keine Hochstziffern fiur konventio-
nelle Streikrédfte vorgesehen sind. Es ist vorge-
sehen, daB die Hochststirken auf einer spiteren
Konferenz, in der alle Lander ihre Auffassungen
geltend machen koénnen, festgesetzt werden. Es
wurde friiher auf Grund gegenseitiger Vorschlage
liber die Zahlen gesprochen, auch tiber die 1 bis
1,5 Millionen und die 650 000, die einmal von der
britisch-franzgsischen Delegation vorgeschlagen
wurden. Dieser Vorschlag wurde spiter von der
russischen Seite mit gewissen Modifikationen und
Abdnderungen, darunter der sowjetrussische
Gegenvorschlag, die Stidrke der Streitkrifte der
librigen Staaten auf bis zu 200000 Mann zu be-
grenzen, aufgegriffen. Aber eine Einigung ist nicht
erzielt worden. Da Herr Kiesinger vorhin hier eine
Erkldrung nicht abgeben konnte, habe ich dies in
seinem Auftrag getan.

Nun zu den weiteren Resolutionen des Europa-
rates und zu der Erkldrung des Monnet-Komitees,
die Gegenstand der gegenwirtigen Debatte sind.
Sie wissen, daB der Gedanke, die friedliche Ver-
wertung der Atomkraft in einer Gemeinschaft
durchzufithren, und der Gedanke, diese Gemein-
schaft auf eine wirtschaftliche Gemeinschaft aus-
zudehnen, der vor allem ein gemeinsamer Markt
zugrunde liegen soll, auf zwei Urspriinge zurlick-
geht, einmal auf anregende Beschliisse, die die Ge-
meinsame Versammlung der Montanunion schon
Tinde 1954, und zwar auf Anregung des franzdsi-
schen Delegierten Teitgen gefafBt hat, zum anderen
auf Anregungen aus der Messina-Konferenz vom
Juni vergangenen Jahres. Beide Wege wurden be-
gangen. Die Gemeinsame Versammlung hat eine
Arbeitsgruppe eingesetzt, die nunmehr in Briissel
umfangreiche Berichte vorgelegt hat, in denen
beide Probleme, Euratom, wie man es spéter
nannte, und Gemeinsamer Markt, behandelt wer-
den. Die Messina-Konferenz hat eine Sachverstin-
digenkommission gebildet, deren Arbeiten Mo-
nate hindurch sehr intensiv waren und deren Er-
gebnisse inzwischen von dem die Kommission lei-
tenden belgischen AuBenminister Spaak mehrfach
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miindlich dargestellt worden sind und die dem-
nichst in einem schriftlichen Bericht niedergelegt
werden.

Die Gemeinsame Versammlung der Montan-
union hat sich mit beiden Fragen auf ihrer Briisse-
ler Sitzung in der vergangenen Woche befaBt. Der
Europarat nimmt nicht Bezug auf eigene Titig-
keiten, sondern auf diese beiden Motivierungen,
die ich soeben dargelegt habe. Die EntschlieBungen
unterstiitzten sowohl die Bestrebungen einer ge-
meinsamen Organisierung der Atomkraft als auch
die Entwicklung eines gemeinsamen Marktes.

Zunichst zu Euratom. Die Idee, von der sowohl
die Arbeiten der Messina-Konferenz wie die der
Gemeinsamen Versammlung ausgehen, ist die, daB
wir in Europa, wenn wir die Dinge getrennt in den
einzelnen Staaten behandeln, aus dem Riickstand,
der ganz offensichtlich gegeniiber den groBen
Méchten besteht, tiberhaupt nicht mehr heraus-
kommen werden. Der konkrete Gedanke war: die
sechs Staaten, die schon in der Montanunion ver-
bunden sind, sollen sich auch zusammenfinden, um
die friedliche Verwertung der Atomkraft durch
Zusammenlegung ihrer Krifte zu aktivieren. Man
war sowohl bei den Sachverstindigen der Messina-
Konferenz wie in der Gemeinsamen Versamm-
lung der Auffassung, es geniige hierzu nicht, daB
sich alle europdischen Staaten in einer internatio-
nalen Form wie etwa in der der OEEC zusammen-
schléssen, sondern man miisse eine Gemeinschaft
grinden, und zwar nicht der Organisation wegen,
nicht der Institutionen wegen, sondern deshalb,
weil nur die engste gemeinsame Arbeit und nur
eine eigene Handlungsfihigkeit dieser Gemein-
schaft die notwendigen wirtschaftlichen Erfolge
}l)il.r_ingen, die hochste Leistungsfihigkeit erzielen

onne.

Dieses Euratom-Projekt, dieses Zusammenfiigen
der Krafte der sechs westeuropiischen Kontinen-
talstaaten, sollte nicht ausschlieBlich sein und
gegen irgend jemanden gerichtet sein. Auch die
Monnet-Erklarung — die ja der Initiative von
Messina und der Gemeinsamen Versammlung
neuen Antrieb geben will — sagt: Natiirlich steht
der Beitritt oder die Assoziierung zu dieser Gemein-
schaft allen anderen europiischen Staaten offen.
Was soeben Herr Minister StrauB festgestellt hat,
ist auch die Auffassung des Monnet-Komitees: daB
namlich die beiden Gestaltungen sich nicht aus-
schlieBen, daB man sehr wohl innerhalb der gro-
Ben europiischen Organisation der 17 oder 18
Staaten, die die OEEC bilden, diese engere, kraft-
vollere, wirkungsvollere Gemeinschaft griinden
kbnne, die sich dann in die anderen Beziehungen
einfiige.

Es ist interessant, daB auch die EntschlieBung
des Europarates, die schon einige Zeit zuriickliegt
und vor dem OEEC-Projekt gefaft wurde, sagt,
die Organisation, die man fiir die friedliche Aus-
wertung der Atomkraft schaffe, miisse zu diesem
Zweck diejenigen wirklichen Befugnisse erhalten,
die sie zur Erfillung der ihr {ibertragenen Auf-
gabe bendétige. Also auch da wird eine handlungs-
fahige Gemeinschaft gefordert.

Nun ist man sich iiber eine Reihe von Punkten
vollig einig. Man ist sich dariiber klar — ich
brauche das im einzelnen nicht zu wiederholen —,
daB3 diese Gemeinschaft der Forschung materiellen
und ideellen Auftrieb geben miisse, daB sie die

Forschungsprogramme koordinieren, daB sie Dop- (C)

pelarbeit und unrationelles Vorgehen verhindern
solle. Man ist sich auch dariiber einig, daB gewisse
besonders teure und besonders risikovolle Anlagen
gemeinschaftlich zu errichten sind, so z. B. eine An-
lage zur Isotopentrennung. Eine solche Anlage ist
auBerordentlich teuer und tragt das groBe Risiko
des technischen Uberholtwerdens in sich. Man will
auch das Recht der sechs Staaten koordinieren.
Man will ein wirkungsvolles Sicherheitssystem —
ich komme darauf noch zuriick —, und man fordert
eine parlamentarische Kontrolle der Institutionen,
die entstehen. Man schligt im Interesse einer
rationellen Gestaltung vor, diese parlamentarische
Kontrolle durch die schon vorhandene Gemein-
same Versammlung der Linder der Montanunion
durchzufiihren.

Allerdings sind drei Probleme noch offen, die
ich kurz behandeln will. Zwei von ihnen haben
verhindert, daB man in Briissel zu einer einheit-
lichen Resolution tiber Euratom kam. Es ist meines
Erachtens notwendig, diese Dinge weiter zu klé-
ren, um zu einer Einigung zu gelangen, Wir diir-
fen nicht an irgendwelchen Formulierungen fest-
halten und doktrinire Streite fiuhren. Wir
wollen zu einem Ergebnis gelangen. Ich be-

tone, es kam in Briissel zwar Kkeine gemein-
schaftliche EntschlieBung zustande; aber alle
Fraktionen haben erklirt: Wir wiinschen, daB

sich die Sachverstindigen mit diesen Problemen
weiter befassen und daB sie endgiiltige Berichte
vorlegen. DaB man sich noch nicht gemeinsam ent-
schlieBen konnte, besagt nicht, daB man sich iiber-
haupt nicht entschlieBen will. Im Gegenteil, man
will dies. Man mochte versuchen, die Standpunkte
anzunihern und sie moglichst auf einen gemein-
samen Nenner zu bringen.

Worin lagen die Differenzen? Die erste Frage
war: soll diese Gemeinschaft der sechs Staaten die
Atomenergie ausschiieBlich zu friedlichen Zwecken
verwerten? Mit anderen Worten: soll die Gemein-
schaft sich auf die Ausnutzung dieser ungeheuren
Krafte fiir die Schaffung von Kraftwerken be-
schrinken oder soll sie auch die Moglichkeit haben,
die groBen Vernichtungswaffen zu erzeugen? Die
Monnet-Resolution stellt sich eindeutig auf den
Standpunkt: ausschlieBlich friedliche Verwertung.
Ich gebe zu, daB dieser Standpunkt eine gewisse
Folgerichtigkeit hat. Ich mochte aber betonen —
um jedes MiBverstindnis auszuschlieBen —, daB
die ausschlieBlich friedliche Verwertung nichts zu
tun hat mit einer Neutralisierung und allen Din-
gen, die damit zusammenhingen. Dies ist vollig
klar. Die Monnet-EntschlieBung ist hier zuné&chst
nur wirtschaftlich zu verstehen. Selbstverstindlich
bestehen fiir die Staaten der Gemeinschaft die
Bindungen der atlantischen Verteidigungsgemein-
schaft, der NATO, der Westeuropdischen Union
usw. eindeutig weiter. Es ist also nicht mdoglich,
zu sagen, hier werde irgendeiner Neutralisierung
Vorschub geleistet.

Ich will zur Klarstellung — mein Bemdiihen ist
der Versuch, zu einer Einigung hinzufithren —
auch sagen, dafB3 die Differenz zwischen dem einen
Standpunkt — ausschlieBlich friedliche Verwer-
tung — und dem anderen nicht so groB zu sein
scheint. Auch wenn ein Euratomprojekt mit der
Formulierung einer ausschlieBlich friedlichen Ver-
wertung zustandekommt, schlieBt dies nicht aus,
daB man durch einen gemeinschaftlichen, einstim-
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migen Beschlu$ spéter von diesem Grundsatz wie-
der abgeht, wenn die auBenpolitische Situation
etwas Derartiges erfordert. Es ist nicht vorgesehen,
daB die Atomgemeinschaft gegeniiber dritten Staa-
ten Bindungen {ibernimmt. Dieser Entschlufl bleibt
in ihrer souverinen Entscheidung. Ich will nur
noch sagen: Welchen Weg man auch geht, es ist
notig, klarzustellen, daB auf jeden Fall die nicht
friedliche Fertigung niemals durch einzelne Mit-
glieder der Gemeinschaft durchgefithrt werden
darf, sondern ausschlieBlich durch die Gemein-
schaft.

Ich brauche nur darauf hinzuweisen, daBl fiir die
Bundesrepublik insofern eine besondere Situation
besteht, eine schwierige Lage auch der Gemein-
schaft gegeniiber, als sie im Zusammenhang mit
den Pariser Vertrigen eindeutig auf eine Atom-
waffenfertigung verzichtet hat. Bei uns ist diese
Frage also von dem einzelstaatlichen Gesichts-
punkt aus erledigt.

Auf alle Fille ist folgendes sicher. Diese sechs
Staaten wollen sich nicht zusammenschlieBen, weil
sie allein nicht die Kraft haben, die groBen Ver-
nichtungswaffen herzustellen. Das ist nicht das
Ziel der Gemeinschaft. Das Ziel ist, die Krifte zu
koordinieren, um wirtschaftlich weiterzukommen.
Die Staaten wollen sich zusammentun, um die
Atomkraft fiir die Entwicklung ihrer Wirtschaft
einzusetzen, um ihren Voélkern einen héheren ma-
teriellen Wohlstand erreichbar zu machen.

Nun zur zweiten offenen Frage, der Frage des
Eigentums an den Kernbrennstoffen. Um hier klar
zu sehen, ist von folgendem auszugehen. Das
Eigentum an den Kernbrennstoffen wird in der
Monnet-Deklaration ausdriicklich in Zusammen-
hang gebracht mit der notwendigen Kontrolle, die
iiber die Betriebe ausgeilibt werden mufi, die mit
solchen Kernbrennstoffen arbeiten. Man ist sich
vollig dariiber einig, daB es nicht moglich ist, diese
Kernbrennstoffe irgend jemandem, sei es dem
Staat, sei es Privaten, ohne eine stindige und
wirksame Xontrolle zu {iberlassen. Das ist ein
oberster Grundsatz: Kontrolle und Eingriffsmog-
lichkeiten miissen gegeben sein.

Die Frage ist nur: Ist es zur Durchfithrung die-
ser Kontrolle und fiir die Méglichkeit eines wirk-
samen Eingriffs notig, daB die Gemeinschaft das
Eigentum an den Kernbrennstoffen hat? Die Mon-
net-Erklidrung ist der Meinung, dies sei nbtig. Sie
sagt aber ausdriicklich, daf das Eigentum auf die
Gemeinschaft nur libertragen werden solle wegen
des zu errichtenden Kontrollsystems. Nach langen
Auseinandersetzungen innerhalb des Xomitees
wurde noch der klirende Satz hineingefiigt, daf3
das Eigentum .ausschlieBlich zu diesem Zweck",
namlich zum Zwecke der Kontrolle, zu tibertra-
gen ist.

Nun fragt sich: Ist es zur Kontrolle und zur
Sicherstellung notwendig, das Eigentum zu liber-
tragen? Scheinbar ist das notwendig. Ich sage
scheinbar deshalb, weil in den Vereinigten Staa-
ten von Amerika dieses 6ffentliche Eigentum auch
besteht. Aber dort war eine ganz andere Situation
gegeben. Man hat mit dieser Fertigung im Krieg
zu Kkriegerischen Zwecken begonnen, und das
schuf, auch wegen der Geheimhaltung, eine ganz
andere Lage.

Das Zweite ist folgendes. Ich glaube — einmal
rein juristisch gesehen —, da man im anglo-

amerikanischen Rechtsdenken von anderen Vor-
stellungen ausgeht. Man sagt sich dort: ein wirk-
samer Eingriff setzt private Rechtstitel voraus. Ich
nehme an, mit Herrn Kollegen Schmid dartliber
einig zu sein, daf wir Kontinentaleuropier hier
anders denken. Wir sagen: zum Eingriff und zur
Kontrolle sind nur hoheitliche Befugnisse notwen-
dig. Selbstverstindlich miissen in der Fabrik Leute
stehen, die dariiber wachen, dal mit diesen Roh-
stoffen kein MiBBbrauch getrieben wird. Selbstver-
stdndlich mufl die entscheidende Behotrde die Mog-
lichkeit haben, sofort den Betrieb zu schlieBen, das
Material sicherzustellen und alle MaBnahmen zu
ergreifen, die verhindern, daB ein beginnender
Mi3brauch fortgesetzt wird. Aber nach unserer
Meinung ist es dazu nicht notwendig, einen privat-
rechtlichen Titel, das Eigentum in der Hand zu
haben. Denn dieser Eingriff geht {iber das Eigen-
tum hinweg. Dieser Eingriff erfolgt, gleichgtltig,
wem die Kernbrennstoffe gehoren, die Gegenstand
dieses MiBBbrauches sind.

Wenn ich also zu dem Ergebnis komme, daBl es
fiir die Durchfithrung der Kontrolle und fiir die
Eingriffsmoglichkeiten, die wir alle wollen, gar
nicht nétig ist, das Eigentum zu ilibertragen, dann
glaube ich auch, dafl es dem Sinn und dem Grund-
satz der Monnet-Erkldrung nicht widerspricht,
wenn man hieraus Konsequenzen zieht. Es wire
also dann zur Durchfithrung des Grundsatzes der
Kontrolle und des Eingriffs die Modalitdt des
Eigentummonopols nicht erforderlich.

(Abg. Wehner: Wollen Sie Thre Unter-
schrift wegeskamotieren?)

— Nein! Ich sage das deshalb so deutlich, weil es
ganz Kklar ist, daB in diesem Zusammenhang noch

(o)

andere Gedankenginge eine Rolle spielen, und ich (D)

sage dies auch deshalb, weil ich glaube, daB wir
alles versuchen miissen, Herr Kollege Wehner, um
hier zu einem Zusammenfiihren der Gegensitze zu
kommen. Wir wollen nicht liber doktrinire Strei-
tigkeiten am SchluB in eine Situation geraten, in
der irgendein Partner nicht mehr weiter mitgeht.
Wir haben es ja in Briissel gesehen; man ist we-
nigstens so weit zu sagen: Setzt euch noch einmal
zusammen und priift diese Dinge wirklich. Wir
wollen ja zu einem gemeinsamen Ergebnis
kommen.

Das Dritte, das im Augenblick noch erdrtert
wird, ist die Frage: welcher Zusammenhang be-
steht zwischen der Entstehung von Euratom und
der Entstehung des gemeinsamen Marktes? Beide
Projekte kommen aus den gleichen Quellen. Sicher
besteht ein sehr starker sachlicher Zusammenhang
zwischen der friedlichen Ausnutzung der Atom-
kraft und der wirtschaftlichen Gesamtentwicklung
Europas. Die Atomkraft ist ein Teil des Kraft-
systems liberhaupt. Sie soll eingesetzt werden, um
die Kklassischen Energiequellen zu erginzen, um
weitere wirtschaftliche Expansionsmoglichkeiten in
Europa zu schaffen. Richtig ist auch, da davon
ausgegangen wird, daB3 fiir Euratom ein spezieller
gemeinsamer Markt zu errichten ist, der sich na-
tirlich viel leichter durchfithren 14Bt, wenn er in
den allgemeinen gemeinsamen Markt eingefiligt
wird. Ich glaube also, daB sachliche, psychologische
und politische Gesichtspunkte, der wirtschaftliche
Zusammenhang und die gemeinsame Entstehungs-
geschichte dafiir sprechen, mit dem Vertrag iiber
die Atomgemeinschaft auch die rechtlichen Grund-
lagen fiir den gemeinsamen Markt zu schaffen.
Selbstverstdndlich wollen wir nicht abwarten, bis
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der gemeinsame Markt realisiert ist. In diesem
Sinne wurde die Resolution Monnet dem Bundes-
tag vorgelegt. Die Fraktionen verlangen, daf3 Ver-
handlungen tber die Schaffung von Euratom ge-
fiihrt werden. Sie wiinschen aber auch, daB der
allgemeine gemeinsame Markt mindestens in sei-
nen rechtlichen Grundlagen zur Entstehung
kommt. Um zu verhindern, dafl wir uns iliber diese
Dinge auseinanderleben, wurde ausdriicklich ge-
sagt, dal wir die EntschlieBung Monnet hinsicht-
lich ihrer Grundsidtze billigen. Wir bejahen die
Aktivitat, die in dem Komitee fiir die Vereinigten
Staaten von Europa entfaltet wird. Das Komitee
befaft sich aber — ich betone das — nicht nur mit
Euratom, sondern von vornherein und in der néch-
sten Sitzung weiter auch mit dem gemeinsamen
Markt.

Damit bin ich bei dem gemeinsamen Markt, dem
zweiten, wohl noch gréBferen, noch tiefergreifenden
Projekt, das gegenwirtig diejenigen bewegt, die
mit den europidischen Dingen zu tun haben. Was
ist das, der gemeinsame Markt? Ich kann auf die
technischen Dinge nicht ndher eingehen. Ich will
nur sagen: der Grundgedanke, der sowohl von der
Gemeinsamen Versammlung und ihren Bericht-
erstattern als auch von den Sachverstindigen der
Messina-Konferenz entwickelt wurde, ist klar. Er
ist einfach, aber in seiner Bedeutung von einer
groBen Tragweite. Er sagt némlich, diese sechs
westeuropéischen Staaten sollen eine Zollunion
bilden, und sie sollen {iber diese Zollunion hinaus
einen gemeinsamen Markt schaffen, d. h. ein ein-
ziges Gebiet des freien wirtschaftlichen Austau-
sches, also des Austausches von Waren, von Dienst-
leistungen, von Kapital und der Freiziigigkeit der
Arbeitskrafte.

Daf ein solches Projekt bei so verschiedenartiger
Entwicklung dieser sechs Staaten nicht von heute
auf morgen vollzogen werden kann, ist offensicht-
lich und einleuchtend. Aber auch die historisch
verschiedenen Entwicklungen diirfen uns nicht ent-
mutigen. Wir diirfen nicht sagen: Das ist einfach
so geworden, das muf} so bleiben. Nein; man ist im
Begriff, wenn die nétigen politischen Vorausset-
zungen geschaffen werden kénnen, einen grofien
neuen Weg zu gehen und in langen Etappen zum
Zicle zu gelangen. Es sind drei Stufen von je vier
Jahren, zusammen also zw0lf Jahre, vorgeschlagen.
Weiterhin ist vorgesehen, daB, wenn nach zwdlf
Jahren die véllige Zollunion und die vollige Ge-
meinschaft des Marktes noch nicht erreicht sind,
noch einmal drei Jahre als Ubergangszeit anzu-
hingen. Aber in spitestens 15 Jahren muf das
ganze Projekt durchgefiihrt sein. In dieser Zeit
sollen die Binnenzélle, die ganzen Kontingentie-
rungen und Ausfuhrbeschrinkungen voéllig fallen.

Es ist nun nicht so, daf dies Spekulationen
wiren. Zu diesen sehr schwierigen Fragen der Auf-
hebung der Zolle, der Beseitigung der Kontingente
usw. liegen ganz konkrete, realisierbare Vorschlége
in Gutachten vor, die sich nicht in einem Wolken-
kuckucksheim bewegen, sondern die gepriift sind
und die nunmehr den Regierungen zur Entschei-
dung vorgelegt werden. Man kann natiirlich nicht
die Dinge véllig automatisch durchfiihren. Man will
eine groBe Elastizitdt und ecinen gewissen Spiel-
raum lassen. Aber dies ist wichtig: es darf keine
endgiiltigen Durchbrechungen geben.

Solche Projekte lassen sich nicht ohne gewisse
Anpassungen durchfithren. Wie Herr Wirtschafts-
minister Erhard soeben sagte, sind zu diesem

Zweck verschiedene Mafinahmen vorgesehen. Man
hat einen Anpassungsfonds vorgeschlagen, der bei
Betriebsstillegungen helfen soll, mit dessen Hilfe
also die menschlichen und betrieblichen Schiden
oder auch Schiden, die in den Wirtschaften der
Linder entstehen koénnen, von der Gemeinschaft
ausgeglichen werden, Man hat einen Investitions-
fonds vorgeschlagen, der mit sehr groBen Mitteln
arbeiten und dazu dienen soll, Projekte durchzu-
fithren, die die Kréfte des Einzelnen {ibersteigen.
Mit seiner Hilfe sollen in weniger entwickelten
oder in solchen Gebieten, die in Schwierigkeiten
kommen, Neuinvestitionen durchgefiihrt werden.
Man hat vor allem grofziigige Sicherheitsklauseln
vorgesehen, die es ermdglichen, eine gewisse Uber-
gangszeit ohne allzu groBle schmerzliche Eingriffe
zu Uberwinden.

Was ich fiir sehr wesentlich halte, ist, daBl diese
Gemeinschaft, diese Zollunion — und das ist ein
Faktum, das sehr stark gemeinschaftsbildend wirkt
— nach aufBlen, dritten Staaten gegeniiber einen
einheitlichen Zolltarif haben soll, wodurch sich
ohne weiteres eine Verbindung der Zollpolitik der
Mitgliedstaaten ergeben muB.

Man will auf keinen Fall eine Autarkie an-
streben. Man will diese Gemeinschaft nicht dazu
ausniitzen, irgendwelche Kampfzélle gegen dritte
grofle Gebiete zu schaffen. Das hindert schon das
Bestehen des GATT, in dem sich diese Gemein-
schaft, diese Zollunion befindet. Die Vorschriften
des GATT schliefen eine Erhéhung der Auflenzdlle
aus. Die Gemeinschaft kann in ihren Zéllen nie
héher gehen als der bisherige Durchschnitt. Sie
kann nach unten variieren, was im Interesse der
wirtschaftlichen Verflechtung mit der {ibrigen
Welt sehr erwiinscht ist.

Nur nebenbei will ich bemerken, daB3 auch die
Landwirtschaft in diese Gesamtbindung, in diese
Zollunion, in diesen gemeinschaftlichen Markt ein-
geschlossen werden soll. Dies wirft natiirlich
schwierige Probleme auf. Besonders umfassende
Anpassungsmoéglichkeiten werden hier notwendig
werden.

Daf} diese Gemeinschaft, wenn sie politisch durch-
gefiihrt werden kann, gemeinsamer Organe bedarf,
versteht sich von selbst. Es ist unmoglich, Der-
artiges automatisch vor sich gehen zu lassen. Man
will aber nicht in doktrinidre Auseinandersetzungen
dariiber eintreten: supranationaler Charakter —
nicht supranationaler Charakter., Man will einen
Ausschufl schaffen, der die Befugnis hat, im Rah-
men der zu schliefenden Vertrige einzugreifen,
der den Ubergang, den Vollzug iiberwacht, der hier
sachlich begrenzte, aber wirkliche Entscheidungen
treffen kann. Diese Organe sollen unter einer par-
Jamentarischen Kontrolle stehen.

Wichtig an dem Ganzen ist folgendes. Bei allen
Anpassungsmoéglichkeiten, bei allen Investitions-
hilfen ist es so, daBl es kein Zuriick geben darf.
Der Plan muf} als Einheit angenommen werden.
Man kann also nicht nach vier Jahren sagen: Nun
hort es auf, wir betreiben wieder eine andere Po-
litik! Man kann auch nicht Gebiete herausnehmen,
reservieren, auflerhalb -des gemeinsamen Marktes
lassen. Die Einheit ist schon deshalb dringend erfor-

derlich, weil sonst die Kraft, der heilsame Zwang

verlorengehen. Wenn sich jeder, der betroffen
wird, sagen kann: ich warte eine Zeit ab, es wird
sich schon wieder alles #ndern, dann wiirde der
notwendige Strukturwandel, der erwiinscht ist,
nicht eintreten.
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Meine Damen und Herren, ich will mich nicht
mehr lange mit diesem Projekt auseinandersetzen.
Ich will in dieser Diskussion nur noch einige kon-
krete Bemerkungen machen. Es ist erstaunlich, daf
eine Kritik kommt, die sagt: Das alles geht nicht
weit genug, wir miissen eigentlich viel mehr zu-
gleich tun. Wir miissen die Zollpolitik, die Wirt-
schaftspolitik harmonisieren und &hnliches mehr.

Ich glaube, man sollte die Kritik nicht hier an-
setzen, sondern sich darauf verlassen, daf} gewisse
Dinge mit Notwendigkeit eintreten. Die Harmeo-
nisierung der Wirtschaftspolitik wird die not-
wendige Folge dieser Gemeinschaft sein. Und so
sagt auch die EntschlieBung, die in Briissel von
allen Fraktionen des Montanparlaments einstimmig
angenommen worden ist, dafl der gemeinsame
Markt ,,die Koordinierung der Wirtschafts-, Sozial-,
Wiéhrungs- und Steuerpolitik der Mitgliedstaaten
notwendig macht“. Die JFolgerungen aus dem
Faktum des gemeinsamen Markts und der Zoll-
union werden sich im Laufe der Jahre ohne wei-
teres ergeben. Man soll diese realistische Haltung,
nicht zu viel zu verlangen und nur das Mégliche zu
erstreben, nicht dadurch in Gefahr bringen, daB
man Bedingungen aufstellt, die einfach unerfiillbar
und die aber auch nicht notwendig sind.

Eine besondere Rolle spielt hier immer die Frage
der sozialen Lasten. Ich glaube, wir miissen hier
ganz offen zusagen, daB wir von der Bundes-
republik aus im Interesse des groflen Zieles selbst-
verstindlich damit einverstanden sind, daB3 diese
sozialen Lasten nicht differierend sein kénnen. Wir
wollen die Gemeinschaft nicht in einer solchen
Form, daB3 der eine den anderen dadurch konkur-
renziert, daf in den Lasten, die hier zu tragen sind,
gewisse Verschiedenartigkeiten bestehen. Ich glaube,
wir miissen sagen, daB wir jede parititische Formel
aufnehmen, die fiir notwendig gehalten wird, um
das groBe Ziel des Gemeinsamen Marktes zu er-
reichen.

Nun am SchiluBl ein paar kurze allgemeine Be-
merkungen.

Nachdem die EVG gescheitert ist, nachdem auch
die politische Integration nicht weitergefiihrt
werden konnte, haben wir gegenwirtig Ansatz-
punkte dafiir, daf3 die Bestrebungen, eine Gemein-
schaft und eine Einigung auf wirtschaftlichem
Gebiet herbeizuflihren, weiterkommen. Ich glaube,
es ist realistisch, diese Ziele zunéchst auf die sechs
Staaten der Montanunion zu beschrinken. Ein Dar-
iiberhinausgehen fiihrt zu so groBen Schwierig-
keiten, daB3 es hoffnungslos wire, das Projekt aus-
zuweiten. Ich betone aber, daBl diese Gemeinschaft
nicht gegen das gréBere Europa gerichtet ist. Im
Gegenteil: sie arbeitet fiir dieses gréBere Europa
deshalb, weil, wenn in einem Teilgebiet eine stir-
kere Kraft entsteht, dies auch ohne weiteres der
Gesamtheit zugute kommt.

Alte Vorstellungen wie die einer kontinentalen
Hegemonie, eines Ubergewichts, eines notwendigen
Gleichgewichts sind durch die weltpolitische Si-
tuation véllig tiberholt. Wir kénnen in unserem
kontinentalen Europa nur noch erwarten, daB wir
gemeinsam die Kraft finden, uns zu erhalten. Wir
kénnen. selbst wenn wir uns noch so eng zusam-
menschlieBen, gegeniiber den groBen Weltmichten
nicht mehr fiihrend werden und auch nicht daran
denken, irgendwelche anderen europiischen Staaten
zu konkurrenzieren. Wir wollen nur ein Zentrum
der Einigkeit, ein Zentrum der Uberwindung der
Spaltung und der Isolierung schaffen. Denn das ist

sicher: wir kommen, so gut die wirtschaftliche Ent-
wicklung auch heute ist, iber einen gewissen Stand
der wirtschaftlichen Expansion nicht hinaus, wenn
wir getrennt bleiben. Nur diese Zollunion, nur der
Gemeinsame Markt schafft die Moglichkeit eines
weiteren Fortschreitens. Wenn wir auch nicht so
stark werden wie die Vereinigten Staaten von
Amerika, so ist doch einleuchtend, dafl ein Gebiet
von 150 Millionen Menschen, selbst wenn es rdum-
lich nicht so ausgedehnt und nicht so reich ist, eben
weiter kommt als die getrennten Staaten.

Wir wissen genau, dafl groe Schwierigkeiten zu
tiberwinden sind. Wir wissen genau, daf3 die Reali-
sierung nicht allein von uns abhingt. Es wire
falsch, einem wirklichkeitsfremden Optimismus das
Wort zu reden. Es wire aber genauso verfehlt,
gegeniiber der europiischen Entwicklung in einen
Pessimismus zu verfallen, der jedes Streben, jedes
Handeln hindert.

Ich moéchte am SchluBl nur eines sagen. Sicher
scheint mir das zu sein: Wir kénnen nicht wieder
Jahre der UngewiBlheit auf uns nehmen, Jahre, in
denen vollig offen ist, ob die Pléane realisiert wer-
den koénnen oder ob sie zum Scheitern verurteilt
sind. Wir haben Verstidndnis dafiir, dal es Hem-
mungen gibt — bei uns und bei anderen. Wir haben
Verstindnis daflir, daB die Krifte des Alten sich
wehren gegen den groBflen neuen Gedanken. Aber
ich glaube, wir miissen die EntschluBkraft auf-
bringen, und wir miissen sie bald aufbringen. Denn
die Zeit arbeitet nicht fiir uns. Noch haben wir in
diesen westeuropdischen Staaten eine relativ giin-
stige Wirtschaftssituation, eine Situation, die es
leichter macht, die Opfer zu bringen, die notwendig
sind. Wenn eine Krise kdme oder wenn nur poli-
tische Verdnderungen stattfinden, so wiirde das
ganze geplante Werk in Gefahr kommen.

Deshalb meinen meine Freunde und ich, daBl es
unsere Aufgabe ist — und das entspricht auch den
Entschliefungen, die Ihnen vorliegen —, die Re-
gierungen zu dringen, bald die notwendigen Ver-
trage abzuschlieBen. Wenn aber diese Vertridge da
sind, miissen wir und die anderen Linder alles
tun, um die endgiiltige Entscheidung der Parla-
mente schnellstens herbeizuflihren,

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Vizeprésident Dr. Schneider: Das Wort hat der
Abgeordnete Dr. Drechsel.

Dr.-Ing. Drechsel (FDP): Herr Président! Meine
Damen und Herren! Es sei mir zunichst gestattet,
darauf hinzuweisen, dafl es mir auBerordentlich
bedauerlich erscheint, da wir heute erstmalig in
diesem Hause {iber all die Fragen, die mit der
Atomenergie in Zusammenhang stehen, sprechen.
Es héatte meiner Auffassung nach schon eher die
Notwendigkeit bestanden, und auch die Méglich-
keit wire gegeben gewesen. Ich erinnere, dal3 uns
hier zwei Anfragen — vom 10. September und vom
3. Oktober 1955 —, die von Mitgliedern aller Frak-
tionen dieses Hauses unterzeichnet waren, vorge-
legen haben. Die Beantwortung dieser Anfragen
hitte zweifellos beste Gelegenheit gegeben, end-
lich einmal diese Dinge hier zur Sprache zu brin-
gen, fiir die ja schlieBlich die Bundesrepublik seit
der Ratifikation der Pariser Vertriage, seit Mai
1955, auch zustdndig ist. Wenn wir uns schon eher
iiber diese Dinge ausgesprochen hitten, wiren auch
manche Unklarheiten hier im Hause und in der
ganzen Bundesrepublik nicht aufgetreten.

—_—
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Ich habe mit groBer Freude die AuBerungen von
Herrn Bundesminister StrauB gehort, dal die
beiden Losungen, die uns hier vorgetragen werden,
Euratom und OEEC, irgendwie in Einklang ge-
bracht werden konnten. So ohne weiteres kann
man das eigentlich nicht einsehen; denn die Auf-
fassung von Euratom scheint mir doch in erheb-
lichem Gegensatz zu den Auffassungen zu stehen,
die in der OEEC erarbeitet worden sind. Ich erin-
nere an die Ubertragung des Eigentumsrechtes an
allen Kernbrennstoffen, auch wihrend der Um-
wandlung, an das Genehmigungsrecht fiir Einrich-
tung und Betrieb von Atomanlagen und an den
Ubergang aller Rechte, die aus bereits abgeschlos-
senen Vertriagen einzelner Staaten hervorgegangen
sind.

Wohl ist gesagt worden, daBl Euratom nun
allen anderen Lindern offensteht. Aber Herr Kol-
lege Furler hat eben erklart, er glaube, man sollte
sich zunichst einmal auf die sechs Staaten der
Montan-Union beschrinken, wiahrend unserer Auf-
fassung nach der Rahmen besser von vornherein
groBer gehalten werden sollte, ndmlich, was eben
moglich ist im Rahmen von OEEC, unter Beteili-
gung auch der Vereinigten Staaten und Kanadas,
die das meines Wissens ja auch in Aussicht gestellt
haben.

Ich halte die Losung von OREC auch in andez:en
Dingen fiir wesentlich gliicklicher, weil sie nur eine
Koordinierung vorsieht, die auf etwas fre1w111}—
gerer Grundlage beruht und einzelnen Léndern die
Moglichkeit 148t, sich an Einzelprojekten zu beteili-
gen oder nicht zu beteiligen. Bei Euratom ist
diese Moglichkeit wohl nicht so ohne weiteres ge-
geben; denn dort wird man zum Gesamten ja.sa—
gen miissen, sich aber nicht zu einzelnen Projek-
ten getrennt entscheiden kénnen.

Ich verkenne nicht, daB Euratom gewisse Vor-
teile hat, gerade durch die beweglichere Form der
Organisation, indem man sich dort eine supranatio-
nale Behorde schaffen kann, die von der Biirokra-
tie oder von der engeren Betrachtung der einzelnen
Staaten unabhingig ist. Das ist zweifellos ein Vor-
teil.

Ich bin also sehr einverstanden damit, dal man
jetzt versucht, in Verhandlungen — wie es gesagt
worden ist — irgendeine Zusammenfiihrung der
beiden Ansichten zu erreichen und sich dann viel-
leicht auf einer gemeinsamen Basis zu finden.

Grundsitzlich scheint mir aber notwendig zu
sein, bei allen Uberlegungen davon auszugehen,
daB die Freiheit der technischen Entwicklung ge-
sichert sein muB. Diese Freiheit ist auch unerlaB-
lich — das haben wir doch nun im Laufe der Zeit
erfahren —, um wirklich neue Entwicklungen zu
finden. Trotzdem muB natiirlich eine Ordnung im
Rahmen des Gemeinschaftslebens im einzelnen
Staat und auch im zwischenstaatlichen Verkehr
gegeben sein. Die Aufgabe wird sein, hierfiir die
ginstigsten Bedingungen zu schaffen.

Es ist nur die Frage, ob man heute schon so weit
gehen kann, die hier vorgelegte Drucksache 2229
mit zu unterzeichnen und schon als eine Grundlage
fiir die weiteren Mafnahmen der Bundesregie-
rung zu beschlieBen. Mir scheint gerade aus der
Diskussion, die hier stattgefunden hat, aus den
AuBerungen von Herrn Kollegen Schmid, aus den
etwas gegensitzlichen AuBerungen des Herrn Bun-
desatomministers und auch von Herrn Kollegen
Furler sich herauszukristallisieren, dal man sich

selbst hier in diesem Hause noch nicht ganz klar ©

ist. Das ist kein Wunder; denn auch die Herren in
Briissel sind ja mit ihren endgtiltigen Besprechun-
gegn durchaus noch nicht am Ende, und es ist ge-
sagt worden, daB die Berichte von OEEC und von
Euratom in Arbeit sind und vorgelegt werden sol-
len. Unserer Auffassung nach sollte man, bevor
man in diesem Hause zu einer Entscheidung dar-
iiber kommt, welcher Weg nun gegangen werden
s0ll — wobei wir doch von vornherein wissen miis-
sen, daBl der erste Schritt auch weitere Schritte
nach sich ziehen wird, man sich also den ersten
Schritt besonders gut zu iiberlegen hat — zu-
nichst einmal abwarten, die Berichte priifen und
si¢ dann in ausfiihrlichen Unterhaltungen in eine
Ubereinstimmung mit den etwas verschiedenen
Auffassungen auch hier in den einzelnen Fraktio-
nen bringen.

Es ist demnach die Frage, ob wir heute schon so
weit gehen sollen. Wir in Deutschland beginnen ja
— das ist auch gesagt worden — in der Atom-
energiefrage eigentlich etwa bei Null. Wir sind
iiberhaupt noch nicht die gewichtigen Partner, die
etwas bieten konnen. Wir haben wahrscheinlich
Miihe, die Organisationen und die vielen Komitees,
die gebildet worden sind, mit Sachverstindigen zu
besetzen. Wir haben eine Handvoll Wissenschaftler,
eine Handvoll Techniker, eine Handvoll Physiker,
die sich mit diesen Fragen beschiftigt haben und
liber das notige Sachverstindnis verfligen, um uns
in diesen notwendigen Ausschiissen zu vertreten.
Wir haben eigentlich praktisch noch gar nicht be-
gonnen.

Wir haben uns im letzten Jahre in der Bundes-
republik sehr viel iiber Organisationen unter-
halten. Wir haben manchmal den Eindruck, daB
wir die Organisationen fiir wichtiger halten als die
eigentliche Arbeit. Wir haben hier in der Bundes-
republik viele Fachzeitschriften bekommen. Aber
wir haben eins noch nicht in die Wege geleitet: die
Ausbildung der Fachkrifte, die notwendig sind,
um im Laufe der Jahre, und zwar in kiirzester
Zeit, zur Verfiigung zu stehen. Bevor wir diese
Grundlagen nicht geschaffen haben, sollten wir,
glaube ich, bei einer internationalen Zusammen-
arbeit zurilickhaltend sein; denn erst muB im eige-
nen Lande ein organisatorisches und auch gesetz-
lich gesichertes Fundament vorhanden sein. Hier
ist die Frage, ob wir dieses Fundament haben,
und ich meine, wir werden wohl sagen miissen,
daB wir es nicht haben.

Wir miissen uns also selbst etwas konsolidieren.
Deshalb haben wir die Bitte, die beiden Antrige
Drucksachen 2152 und 2229 zunichst dem Ausschull
fiir Atomenergiefragen zur weiteren Uberpriifung
und vielleicht zur Neuformulierung zu iiberweisen.
Herr.Kollege Furler hat auf die zwei Punkte
hingewiesen, die auch uns bei diesem Gemein-
schaftsantrag bedenklich erscheinen. Dies ist ein-
mal der Gesichtspunkt der ausschlieBlich fried-
lichen Entwicklung, der darin festgelegt werden
soll. Auch wir sind der Auffassung, daB man das
in den Vordergrund stellen soll. Aber fiir mich
bestehen Zweifel, ob man sich bei den sechs Mit-
gliedstaaten von Euratom auf die ausschlieBlich
friedliche Entwicklung der Atomenergie beschrin-
ken wird. Bisher jedenfalls hat wenigstens einer
dieser Mitgliedstaaten eine andere Auffassung
vertreten, und es wiirde nun zu kldren sein, ob er
sich jetzt offiziell verpflichten will, ausschlieBlich
die friedliche Entwicklung der Atomenergie zu be-
treiben. Dann ist doch sehr die Frage, wie man die
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militiirische Verwendungsmiglichkeit der Atom-
energie von ihrer friedlichen Verwendungsmog-
lichkeit trennen kann. Meiner Ansicht nach kann
man das nicht; das greift weitgehend ineinander
iiber, und es wird sehr schwer sein, irgendwelche
bestimmten Begrenzungen zu ziehen.

Weiterhin hat Herr Kollege Furler auf ein Be-
denken hingewiesen, das ich teile: die Ubertragung
der Eigentumsrechte an die Kommission. Wir sind
der Auffassung, daB das absolut nicht notwendig
ist.

(Abg. Dr. Kreyssig: Warum?)

Wir haben im Kernenergiegesetzentwurf, der von
meinen Freunden vorgelegt worden ist, auch einen
Weg gewiesen, wie man ohne Ubertragung
der Eigentumsrechte geniigend Kontrollfunktionen
ausiiben kann. Auch Herr Kollege Furler ist der
Auffassung, daB man ausreichende Kontrollen
ohne Eigentumsiibertragung durchfiihren kann.
Diese Kontrollen miissen aber dann bei den ein-
zelnen Staaten liegen. Es ist gar nicht notwendig,
daB man nun einer supranationalen Behérde die
Kontrollen bis in die einzelnen Betriebe jedes
Landes iibertrdgt. Diese Aufgabe kénnte durchaus
im Lande zusammengefafit werden, und eine Kom-
mission oder eine hoheitliche Stelle konnte die
Verantwortung dafiir iibernehmen, daB die Kon-
trollen im Lande auch richtig durchgefiihrt wer-
den. Dazu bedarf es keiner Eigentumsiibertragung
auf eine Organisation oder etwa gar auf eine
supranationale Kommission. Diese Fragen sollten
wir uns etwas ndher iiberlegen.

Wir sind der Auffassung, daB man die euro-
pdische Zusammenarbeit auf dem Gebiete der
Kernenergie sehr ernsthaft betreiben sollte. Wir
sollten uns aber hiiten, uns bei der Verwirk-
lichung einer so hervorragenden Idee von politi-
scher Leidenschaft leiten zu lassen und die niich-
ternen Uberlegungen in den Hintergrund zu stel-
len. Zweifellos handelt es sich nicht allein um eine
6konomische Frage, die hier zu behandeln ist, son-
dern auch um eine politische, und man sollte des-
halb gerade die realpolitischen Uberlegungen mit
in den Vordergrund stellen. Selbstverstiandlich muf3
Europa auf diesem Gebiet seine Kriafte und Mittel
zusammenfassen, um mit der Entwicklung in der
Welt Schritt halten zu kénnen. Hierin stimme ich
den Vorrednern absolut zu. Es erscheint mir nur
zweifelhaft, ob es dabei notwendig ist, so weit zu
gehen, wie es der Antrag vorsieht. Herr Kollege
Furler hat erklart, daB es sich eigentlich nur um
Grundsitze handelt, die angenommen werden
sollten. Je nach dem Ergebnis der Briisseler Ver-
handlungen oder nach sonst sich ergebenden Ge-
sichtspunkten kénne man dann noch #ndern und
modifizieren. Fiir einen unbefangenen Leser wer-
den in diesem Antrag aber immerhin Grundsétze
festgelegt und anerkannt. Beispielsweise steht
unter Ziffer 2 a ausdriicklich, daB die Kernbrenn-
stoffe, die hergestellt werden, der Kommission
ausschliefllich als Eigentum iibertragen werden
sollen, und unter Ziffer 2b, daB die Errichtung
und der Betrieb von Atomanlagen der Kommis-
sion zur vorherigen Genehmigung unterbreitet
werden miissen. Hierin sind also zweifellos Grund-
sitze enthalten, die eine unterschiedliche Auf-
fassung zulassen, wie es auch in der Debatte zum
Ausdruck gekommen ist. Herr Kollege Schmid hat
daraus die absolut kollektivistische und dirigisti-
sche Methode herausgelesen, wihrend Sie, Herr
Kollege Furler, eine etwas lockere Form in den
Vordergrund gestellt haben.

Ich méchte damit abschliefend noch einmal un-
sere Bedenken gegen den Antrag Drucksache 2229
zum Ausdruck gebracht und begriindet haben,
warum dieser Antrag von uns nicht unterzeichnet
worden ist, obwohl wir grundsitzlich sehr wohl
auf dem Standpunkt stehen, dafl auf diesem Gebiet
eine europiische Zusammenarbeit erreicht werden
muB. Wir fiirchten nur, daBl schon diese Formulie-
rung eine Voraussetzung schafft, die uns vielleicht
in irgendeiner Phase Schwierigkeiten machen und
Spannungen verursachen kann, was nicht im Inter-
esse des europaischen Zusammenschlusses liegt.
Deshalb nochmals meine Bitte, dal wir diesen
Antrag zunichst dem Ausschufl iiberweisen, um
ihn dort zu iberpriifen und, wenn notwendig, zu
dndern.

(Beifall bei der FDP.)

Vizeprésident Dr. Schneider: Das Wort hat der
Abgeordnete Dr. Blank.

Dr. Blank (Oberhausen) (DA): Herr Président!
Meine Damen und Herren! Die Frage, die uns un-
ter 1 b und 1 ¢ der heutigen Tagesordnung be-
schaftigt, ist, wie mir scheint, nun schon sehr
griindlich erdrtert worden. Ich glaube, daB ich
mich daher auf einige ganz kurze Bemerkungen
beschranken kann. Sie sollen sich insbesondere da-
mit befassen, daBl der Kollege Drechsel nach mei-
ner Meinung aus der Drucksache 2229 etwas mehr
herausliest, als bei dem tatsachlichen Stand der
Dinge darin steht. Der Vordersatz dieses Entschlie-
Bungsentwurfs mit den Grundsétzen zeigt, daB} im
weiteren Verlauf nicht etwa Festlegungen erfol-
gen, die irrevisibel wiren. Der Herr Bundesmini-
ster fiir Atomfragen hat vorhin mit Recht gesagt,
daB zwei wirklich abschlieBende und in Sachen
Atom zweifellos sachverstindigere Berichte dem-
nachst vorliegen werden als das, was in einem
relativ frithen Zeitpunkt, nadmlich Mitte Januar,
das Aktionskomitee fiir die Vereinigten Staaten
von Europa in Paris iberhaupt beschliefen
konnte.

Ich bin mit den Vorbehalten, die Herr Kollege
Furler beziiglich des Eigentums gemacht hat — im
Hinblick auf das, was in der EntschlieBung steht —
vollig einverstanden und unterstreiche noch ein-
mal, dafl das Eigentum an den Kernbrennstoffen
hier nur zum Zwecke der Kontrolle gefordert wird.
Die Kontrolle kann, davon sind wir iiberzeugt, auf
anderem Wege genauso gut und wirkungsvoll
sichergestellt werden. Daf3 die Kontrolle aber er-
forderlich ist, wollen wir uns doch einmal, bitte,
angesichts der ungeheuerlichen Gefahren klar-
machen, die fiir die Gesundheit der Bevdlkerung
entstehen kdénnen, wenn nicht die zum Teil noch
gar nicht entwickelten Sicherheitsvorschriften
eines Tages wirklich so durchgefiihrt werden, daB
der Bevolkerung auch bei der friedlichen Verwen-
dung von Kernbrennstoffen keine Schiaden erwach-
sen.

Zu der Ausgestaltung der europilischen Kommis-
sion — oder wie immer man es nennen will —, die
nun eines Tages die Befugnisse der Kontrolle auf
der einen Seite und die Zustindigkeiten fiir die
Forderung im Rahmen der Gemeinschaft Euratom
— oder wie immer sie heiflen wird — auf der an-
deren Seite haben soll, mochte ich gern etwas aus-
sprechen, was mir sehr wichtig erscheint. Viele
Leute sind vielleicht geneigt, in dem Vertrag iiber
die Europiische Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl

®)



(A)

(B)

7100

2. Deutscher Bundestag — 137. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 22. Mirz 1956

(Dr. Blank [Oberhausen])

ein Vorbild fiir einen Vertrag zu erblicken, der
auch tiber die europidische Atomkommission zu
schlieBen wére. Ich bitte, doch einmal zu beden-
ken, wie auflerordentlich verschieden die Verhalt-
nisse hier liegen. Einerseits ist es durchaus uner-
wiinscht, daB neben eine vorhandene und — wie
heute gesagt wurde — auch funktionierende Teil-
integration auf dem Gebiet von Kohle und Stahl
nun eine weitere Teilintegration auf dem Gebiete
der Atomenergie gestellt wiirde. Aulerdem haben
wir im Vertrag iiber die Montanunion ein Ver-
tragswerk vor uns — es war erstmalig in seiner
Art in der Weltgeschichte, wir haben aber inzwi-
schen 3!/2 Jahre Erfahrungen sammeln kénnen —,
in dem man es fiir richtig gehalten hat, eine mit
allen entscheidenden Vollmachten ausgestattete
zentrale Autoritidt, die Hohe Behorde, zu schaffen.
AuBerdem wurde dieser Hohen Behorde in dem
auf 50 Jahre bemessenen Vertrag eine Vollmacht
iibertragen, die mit tausend Einzelvorschriften in
einer ganz besonders kasuistischen Form festgelegt
war. Das sollten wir auf keinen Fall bei einem
technisch, wirtschaftlich und wissenschaftlich so
neuen und nach allem, was man dariiber erfihrt,
so wenig entwickelten Gebiet wie dem der Kern-
energie tun. Hier werden wir eine sehr viel ela-
stischere Form finden miissen. Dal das notwendig
ist, ist in erfreulicher Weise auch gelegentlich der
Tagung der Gemeinsamen Versammlung in der
vorigen Woche in Briissel von allen Seiten in glei-
cher Weise zum Ausdruck gekommen.

Wir wollen aber — das wird auch sehr wichtig
sein — niemals Atomenergie als ein Ding an sich
betrachten. Die Atomenergie gehoért auch in den
Rahmen der klassischen, der allgemeinen Energie-
wirtschaft.

(Abg. Dr. Mommer: Sie ist aber explo-
siver, Herr Blank!)

— Sicherlich; von der Notwendigkeit von Schutz-
mafinahmen und Kontrollen habe ich ja eben
ziemlich ausfiihrlich gesprochen. — Sie gehort,
wenn man es wirtschaftlich betrachtet, in diesen
Rahmen mit hinein, und das Ganze gehoért — alle
Kontrollen selbstverstdndlich zugestanden — in
den Rahmen der Gesamtwirtschaft der Lénder,.die
sich hier zusammentun wollen und sollen.

Wir wollen und miissen auf dem Gebiet der
Atomenergie ebenso einen gemeinsamen Markt
schaffen, wie wir es moglichst auf dem ganzen wirt-
schaftlichen Gebiet erreichen wollen. Die zeitliche
Abfolge wird voraussichtlich etwas verschieden
sein, weil es durchaus denkbar und moglich er-
scheint, beziiglich der Atomenergie verhiltnis-
miBig schnell zu einem Einverstindnis zu gelan-
gen, moglichst mit der von mir soeben geforderten
Elastizitdt, wihrend — das ist ja alles im einzel-
nen vorgetragen worden — die Schaffung des all-
gemeinen europdischen gemeinsamen Marktes nach
den jetzigen Uberlegungen eine Zeitspanne von
12 bis vielleicht sogar 15 Jahren einnehmen wird.
Hier glauben wir, dafl eine verniinftige Verbin-
dung des Euratom-Projekts und des Projekts des
gemeinsamen Marktes in der Weise hergestellt
werden sollte, dal man sich, wenn man verhiltnis-
maBig bald zu einer Einigung iiber die Kernener-
gie kommen sollte, gleichzeitig zum mindesten in
der Form eines pactum de contrahendo dazu ver-
pflichten sollte, daBl der gemeinsame Markt, dessen
Zweck hier auch schon nachdriicklich erldutert
worden ist, nicht in den Hintergrund tritt und in
Vergessenheit gerit.

Der Kollege Drechsel hat Bedenken ge#uBlert,
daf3 wir praktisch als nichtgewichtiger Partner, der
von Null ausgehen muB, in die europiische Atom-
gemeinschaft eintreten wiirden. Demgegeniiber
mochte ich betonen, daB wir nach meiner Uber-
zeugung kaum erwarten diirfen, daB, wenn wir
uns in stolzer Isolierung allein entwickeln wol-
len, wir etwa schneller weiterkommen, als wenn
wir uns der besonderen Mé6glichkeiten der gemein-
samen Anstrengung bedienen.

(Abg. Dr. Becker [Hersfeld]: Das hat er
gar nicht gesagt!)

— Er hat ernste Bedenken gedufBlert, da} wir von
Null ausgehen, und hat gesagt, wir seien kein ge-
wichtiger Partner und miiiten uns allein entwik-
keln. Ich habe ihn so verstanden. Ich weiB nicht,
ob das Haus den Herrn Drechsel anders verstanden
hat. Jedenfalls glaube ich, daB das gemeinsame
Interesse der sechs Linder, die sich bisher vorge-
nommen haben, auf diesem Gebiet gemeinsam zu
arbeiten, doch darin liegt, alle geistigen und mate-
riellen Krifte in einem wirklich auf den Fort-
schritt gerichteten Geist zu vereinigen, und daB
daraus erheblich mehr hervorgehen kann.

Unter diesen Gesichtspunkten haben meine
Freunde und ich auch keine Bedenken getragen,
uns dem Antrag auf Drucksache 2229 anzuschlie-
Ben. Ich glaube, es wird alle Gelegenheit be-
stehen, den auch uns natiirlich auftauchenden Be-
denken in der weiteren Gestaltung — von den
Staatsvertréigen, zu denen es ja schlieflich kom-
men mufB, sind wir noch weit entfernt — Rech-
nung zu tragen.

(Beifall bei der DA und in der Mitte.)

Vizeprdsident Dr. Schneider: Das Wort hat der
Abgeordnete Dr. Reif.

Dr. Reif (FDP): Herr Prisident! Meine Damen
und Herren! Ich habe nicht die Absicht, die Vor-
behalte zu wiederholen, die mein Freund Drechsel
und mehrere Vertreter der Koalition, insbesondere
auch die Herren Bundesminister, hier ausgesprochen
haben. Ich méchte gegeniiber der Bemerkung, die
der Herr Kollege Blank eben gemacht hat, doch
sagen: Es ist nicht so, da man, wenn man nun nicht
glles, was in dieser Resolution niedergeschrieben
ist, fir richtig hdlt — und Sie selbst halten es ja
nicht fiir richtig —, gar nichts will. Das war ja nicht
gemeint. Gemeint ist: wir wollen uns die Moglich-
keit, zu einer Verbindung der beiden Projekte zu
kommen, die beide wertvolle Gesichtspunkte ent-
halten, nicht verbauen. Wozu uns also festlegen auf
Elemente der einen Seite, die unter Umstinden ein
Hindernis fiir die Synthese beider Projekte dar-
§tellen? Der Wunsch, den ich hier wiederhole, das
im AusschuB noch einmal zu iiberpriifen, scheint mir
schon deshalb sehr berechtigt zu sein, weil ja auch
in anderen Gremien noch keine richtige Verhand-
lungsgrundlage vorgelegen hat. Ich erinnere mich
an die Unterhaltung, die vor einigen Tagen in
Briissel in der Commission des affaires générales
stattgefunden hat, wo wir ja sogar in bezug auf die
Berichterstattung der Meinung gewesen sind, daB,
solange nicht die endgiiltigen Formulierungen der
Projekte und ihre Begriindungen vorliegen, im
Grunde genommen nicht einmal ein wirklich fiir
die Diskussion brauchbarer Bericht vorgelegt wer-
dgn kann; wieviel weniger also eine Entschliefung,
dlg uns in ganz bestimmten Punkten festlegt und
bei der wir sogar von der Regierungsseite horen,
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in diesen Punkten eine Festlegung
eigentlich gar nicht erwiinscht ist!

Aber ich wollte im Grunde genommen nur in
Ergénzung der Ausfuhrungen meines Freundes
Drechsel etwas iiber den gemeinsamen Markt sagen.
Die merkwiirdige Verbindung des Themas Euratom
auf der einen Seite mit dem Thema gemeinsamer
Markt auf der anderen Seite ist ja nicht ganz zu-
fallig. Es geht, wie eben auch vom Herrn Kollegen
Blank gesagt worden ist, nicht nur um den gemein-
samen Markt fiir die Verwertung der Kernenergie,
sondern es geht um den gemeinsamen Markt {iber-
haupt. Lassen Sie mich hier noch einmal auf eines
hinweisen. Ich hore die Ausfiihrungen, die in dieser
Beziehung gemacht werden, manchmal mit einer
gewissen Wehmut, weil sie mich an gewisse Aus-
fiihrungen in der Weimarer Zeit erinnern, wo jede
Regierung, jede deutsche Reichsregierung, jede fran-
zbsische, jede andere Regierung beim Amtsantritt
in einer Regierungserkliarung sich feierlich vor der
Welt verpflichtete, an dem Abbau der internationa-
len Handelsschranken tatkraftig mitzuwirken. Das,
was in Wirklichkeit geschah, veranlaflte einen klu-
gen Berliner Bankier zu dem Scherzwort: ,Schutz-
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zoll per Kasse, Freihandel auf Termin!

Ich habe manchmal die Befiirchtung, als gibe es
Kreise in Europa, die den Wunsch haben, es moge
wieder ebenso sein, und ich glaube, dieser Wunsch
ist angesichts der bevorstehenden Mdbglichkeiten
einer zweiten industriellen Revolution durch die
Verwertung der Kernenergie nicht mehr am Platze.
Ich bin wirklich und aufrichtig der Meinung — und
das ist auch die Meinung meiner Freunde —, dal3
eine so weitgehende Entwicklung der Verwertung
der Kernenergie in einer sich entwickelnden euro-
péischen Wirtschaft — wie wir sie wiinschen miis-

(B) sen, wenn wir nicht eines Tages in den Rang eines

unterentwickelten Gebietes kommen wollen
organisch liberhaupt nur moglich ist, wenn sie
sich gleichzeitig mit der Entwicklung des gemein-
samen Marktes {iberhaupt vollzieht, eines gemein-
samen Marktes, der nicht auf den Markt der sechs
beteiligten Lander der Montanunion beschrinkt
bleiben kann, sondern der — mit welchen Mitteln
auch immer — der wirkliche gemeinsame euro-
paische Markt sein muBl und auch sein kann.
Ich darf vielleicht einmal daran erinnern, daf$
man so gerne und so oft die Geschichte des Deut-
schen Zollvereins als Vorstufe nicht nur der Reichs-
griindung, sondern auch als Instrument zur Ent-
wicklung einer deutschen Volkswirtschaft ansieht.
Eine Seite des Beispiels ist vielleicht nicht ganz
brauchbar; denn jene Zeit war eben die Zeit, in
der die Grundlagen der industriellen Entwicklung
gelegt wurden. Das Beispiel ist aber nach einer
anderen Richtung hin doch sehr brauchbar, weil es
némlich bestatigt, daBl sich die Grundlagen der
europdischen Industriealisierung — d. h. die Stand-
ortverteilung der industriellen Produktion in Eu-
ropa — im Grunde genommen im Zeichen des Frei-
handels entwickelt haben. Das heiit: Wir haben
schon einmal so etwas wie eine integrierte euro-
pdische Wirtschaft gehabt, — nicht eine Integra-
tion, die man macht, sondern eine, die man zu-

148t, und Freihandel ist nicht anderes, als die Inte- -

gration des groBen Marktes zuzulassen.

Die Periode des nationalstaatlichen Imperialis-
mus, die uns dann in den ersten Weltkrieg gebracht
hat, und die verzweifelten Bemiihungen einsichti-
ger Frauen und Méanner nach dem ersten Weltkrieg,
die Folgen dieser Entwicklung durch einen allge-
meinen Abbau der Handelsschranken wieder zu be-
seitigen, kennen wir ja alle.

Nun stehen wir wieder vor dieser Aufgabe.
Wiederum geht es darum, diesem Europa die Mog-
lichkeit zu geben, eine Entwicklung nun endlich
wieder zu vollziehen, deren Grundlagen ja lédngst
vorhanden sind, und sich damit gleichzeitig auf eine
industrielle Entwicklung vorzubereiten, die uns
bevorsteht und die wir wollen, weil sie die Entwick-
lung der Zukunft ist.

Nun wei3 ich auch, meine Damen und Herren,
daBl man so argumentieren kann: Vielleicht schaffen
wir zundchst einmal im Raum der sechs an der
Montanunion beteiligten Linder den gemeinsamen
Markt!

(Prasident D. Dr. Gerstenmaier
libernimmt den Vorsitz.)

Ich weil aber auch, daf3 sich hier unter Umstianden
Differenzierungen vollziehen konnen, die eine Er-
weiterung spéter erschweren. Ich bin deshalb durch-
aus der Meinung — die ja der Herr Bundeswirt-
schaftsminister Erhard immer vertritt —, daB wir
beides gleichzeitig versuchen miissen. Bei allen Be-
mithungen, dem gemeinsamen Markt Europa durch
den gemeinsamen Markt der Montanunion-Linder
sozusagen eine Briicke zu bauen, diirfen wir niemals
vergessen, dafBl das nur eine Vorstufe sein kann und
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sein darf. Die Entwicklung der nuklearen Energie

in der industriellen Produktion, die uns eines Tages
in dieser Welt als Europ&er industriell gleichwertig
macht, ist nur moglich, wenn die markttechnischen
Voraussetzungen dieser Entwicklung ganz Europa
umfassen. Deshalb bin ich etwas vorsichtig in der
Bewertung dessen, was jetzt im Zusammenhang
mit Euratom, diesem Projekt, das nun von Messina
ausgeht und uns vorgelegt ist, unter Umstinden
riskiert wird. Ich weiB3, daB eine Gefahr nicht be-
steht, wenn wir wachsam sind. Aber ich glaube,
diese Wachsamkeit ist dringend vonnéten, wenn wir
gerade dem, was durch die friedliche Entwick-
lung der atomaren Energie geschaffen werden soll,
nicht den Weg verbauen wollen.

Ein allerletztes Wort, meine Damen und Herren,
und eine Warnung! Wir wissen alle, da die Her-
stellung eines gemeinsamen Marktes im Raume der
Sechs oder in gréBerem Raume hier und da zu
Schwierigkeiten fiihren wird. Es ist davon gespro-
chen worden, daf} es genau wie in der Montanunion,
sagen wir, einen Hirtefonds geben sollte, ja, geben
mufBl. Meine Damen und Herren, ich darf Sie viel-
leicht daran erinnern, daf3l wir liber einen solchen
Hirtefonds schon einmal verfiigt haben. Es war
sehr wenig erfreulich, als eines Tages eine Dele-
gation des amerikanischen Kongresses in Straburg
war und den Europidern sagte: Was habt ihr denn
eigentlich mit den Marshallplangeldern gemacht?
Denn die urspriingliche Idee der Marshallplanhilfe
war doch, Hilfestellung zur Uberwindung derjeni-
gen Schw1er1gke1ten zu leisten, die sich bei der Her-
stellung eines gemeinsamen européiischen Marktes
nach jahrzehntelanger Differenzierung selbstver-
stdndlich ergeben. Der nationalstaatliche Egmsmus
hat daraus etwas vollig anderes gemacht.

Ich méchte aus zwei Griinden, daBl wir jetzt nicht
noch einmal in diesen Fehler verfallen, einmal, weil
es so eben nicht geht und wir nicht zur Gemein-
samkeit kommen, und zweitens, weil der grofte
Bundesgenosse oder, ich méchte beinahe sagen, der
grofite Européder, den es heute gibt — mindestens
also der stidrkste Bundesgenosse der europiischen
Integration —, durch die Vereinigten Staaten von
Amerika dargestellt wird. Es wire sehr bedauer-
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lich, wenn die Vereinigten Staaten in dieser Bezie-
hung an uns-zweifelten; sie haben aus ihrem Ver-
halten zwischen den beiden Weltkriegen gelernt,
als Stiarkste berufen zu sein, denen, die durch die
Entwicklung zuriickgedriéngt worden sind, zu der
Entwicklung zu verhelfen, die allein in der Zukunft
dieser Erde ihnen einen Bestand ermoglicht.

Aus all diesen Griinden mochte ich, daB wir,
gerade weil wir tiber Euratom und dhnliche Dinge
sprechen, die Frage der gleichzeitigen Entwicklung
des gemeinsamen- Marktes auBerordentlich ernst
nehmen. _

(Beifall bei der FDP.)

Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Dr. Kreyssig, ich habe eine Wortmeldung
von Ihnen. Wollen Sie nur zu dieser Atom- und
Energiefrage, den Punkten 1b und 1c¢, sprechen?

(Abg. Dr. Kreyssig: Jal!)
— Dann bitte schon!

Dr. Kreyssig (SPD): Herr Prisident! Meine Da-
men und Herren! Ich bin dem Kollegen Furler sehr
dankbar, daB er dem Hause gegeniiber einen Teil
der Berichterstattung iiber die Arbeit des Montan-
parlaments in Briissel in der letzten Woche {iber-
nommen hat. Aber trotz der Courtoisie, die wir uns
in diesem Montan-Parlament angewohnt haben,
weil wir dort ein sehr sympathisches internationa-
les Klima vorfinden, das sehr viel Verstindnis fiir
die Nationalititen, Gruppen und Individualititen
verlangt, muB3 ich dem Herrn Kollegen Furler sa-
gen, daB er in einem Punkt zumindest nicht ganz
korrekt berichtet hat. Es hat sich in Briissel nicht
darum gedreht, daB die dreipolitischen Gruppendes
Montanparlaments eine gemeinsame Resolution zu

(B) den Atomfragen fassen wollten, sondern es war die

Frage gestellt worden, ob man es tun solle. Die
sozialistische Gruppe jedenfalls hat erkldrt: Wir
halten das aus mehreren Griinden fiir voreilig und
fiir viel zu friih. Erstens wuBlten wir nicht, in wel-
cher exakten Form die Arbeiten der Messina-Kom-
mission eines Tages in Erscheinung treten werden.
Zweitens war uns im Montan-Parlament ein Be-
richt vorgelegt worden, der die personliche Mei-
nung eines Berichterstatters wiedergab, dem wir
aber mit der Hoflichkeit, die bei uns ab und zu
herrscht, gestattet hatten, seine perstnliche Mei-
nung als Diskussionsgrundlage vorzulegen. Wir
haben uns dann, weil wir, ohne eine konkrete,
echte Diskussionsgrundlage zu haben, unsererseits
dazu nicht Stellung nehmen konnten, darauf be-
schrinkt, eine Erklarung abzugeben. Es ist eine gute
Sitte in diesem Montan-Parlament, da3 die einzel-
nen politischen Gruppen ihre Meinung in einer
Stellungnahme bekanntgeben, die dieses Hohe Par-
lament sich in vorbildlicher Weise angewdhnt hat
zur Kenntnis zu nehmen, damit man weil}, was der
einzelne Partner liber eine Sache denkt. Das wird
sich hier wahrscheinlich niemals realisieren las-
sen. Ich wollte es aber hier einmal erwidhnen, da-
mit man sieht, daB es Parlamentsformen gibt, die
ausgezeichnet sind, ohne daB es etwa dahin fiihrt,
daB die echte Gegnerschaft in grundsitzlichen Fra-
gen verwischt wiirde.

Die sozialistische Gruppe jedenfalls hat zu der
entscheidenden Frage des Eigentums an den Kern-
brennstoffen erklirt, daB die sozialistischen Mit-
glieder des Montan-Parlaments — und ich kann
das hier zugleich fiir die ganze sozialdemokratische
Bundestagsfraktion sagen — der Meinung sind:
Wenn man Offentliche Gelder in erheblichem Um-
fange dafiir in Anspruch nimmt, die Forschung

durchzufiihren und die Pionieranlagen zu schaffen,
dann haben wir in einer Sache, bei der das allge-
meine Interesse so absolut vorrangig ist, kein Ver-
stindnis dafiir, dal nachher die Privatindustrie die
Moglichkeit haben soll, mit dieser gefdhrlichen Ma-
terie erhebliche Profite zu machen. Das ist eine
entscheidende Frage, vielleicht auch eine grund-
sétzliche Frage.

Ich darf Sie zu Ihrer weiteren Informierung iiber
die Vorginge im Montan-Parlament noch auf fol-
gendes hinweisen, und Kollege Furler wird mir
das sicher nicht iibelnehmen, sondern eher sogar

dankbar sein. In der urspriinglichen Fassung der -

Erkldarung, die die Christlich-Soziale Gruppe in
Briissel abgeben wollte, war ein Passus enthalten,
der der freien Initiative ausdriicklich freie Hand
geben und sie fordern sollte. Ich wei3, zumal ich
mit so manchem dieser Kollegen wegen der ge-
meinsamen Resolution iiber den gemeinsamen
Markt gesprochen habe, daB es auch innerhalb die-
ser Gruppe bei dieser Eigentumsfrage sehr erheb-
liche Unterschiede und Vorbehalte, jedenfalls Mei-
nungsdifferenzen gegeben hat. Die Christlich-
Soziale Gruppe im Montan-Parlament hat sich
dann klugerweise darauf beschrinkt, zu sagen, dal}
die ,konstruktiven Bemiihungen der Privatinitia-
tive“ ermoglicht werden sollten. Nun, dagegen ist
wenig einzuwenden. Herr Furler schmunzelt; er
kennt genau die kleine Finesse: gegen ,Initiative*
der Privatindustrie ist nichts einzuwenden. Die
Frage ist nur, ob sie das machen kann mit Brenn-
stoffen, die ihr gehoéren, oder mit Brennstoffen, die
sie zur Dienstleistung geliehen bekommt. Ich er-
innere daran, daB der sehr kluge Prisident der
Hohen Behorde, Herr René Mayer, sich in einer
sehr kurzen, knappen SchluBlansprache zu diesem
Thema ausgezeichnet gedulBlert hat, und ich emp-
fehle vor allem den Kollegen der FDP, das einmal
nachzulesen. Es besteht die Hoffnung, daf3 sie dann
vielleicht zu der Auffassung kommen, dal die Lo~
sungen, die da vorgesehen sind, moglicherweise
zweckmiBiger sind als das, was in ihrem Gesetz-
entwurf steht. — So weit zu den Fragen der Atom-
energie und der damit zusammenhingenden Pro-
bleme.

Ich bedaure auBerordentlich — und das sind
wieder Dinge, die wir aus anderen Parlamenten
kennen —, daf3 die beiden Herren Bundesminister,
die hier offizielle Erklirungen abgegeben haben,
nicht auf den eigentlich selbstverstidndlichen Ge-
danken gekommen sind, uns die Texte ihrer Aus-
fiihrungen, wihrend sie sie vorlasen, auf den
Tisch legen zu lassen. Es ist sehr schwer, sofort den
Inhalt der Rede, die man nur hért, zu erfassen oder
gar dariiber zu diskutieren. Ich will mich deshalb
nicht darauf einlassen; ich konnte falsch gehort
haben. Aber wenn der Herr Atomminister in sei-
ner Erkldarung gesagt haben sollte, man solle zu-
nichst alles laufen lassen, um es dann moglicher-
weise in Etappen zuriickzuentwickeln, dann hitte
ich doch starke Bedenken.

Viel stirker aber sind meine Bedenken gegen-
iiber dem, was ich vom Herrn Bundeswirtschafts-
minister gehdrt habe, der sich heute mit der an
ihm gewohnten Bescheidenheit als ,Staatsmann
mit besonderen Qualititen® charakterisiert hat.
Er hat erklirt, welche Prinzipien iiber den gemein-
samen Markt die Bundesregierung verfolgen will
oder verfolgt. Er hat einiges gesagt, was vollkom-
men richtig ist. Er hat sehr viel schone Worte ge-
braucht, mit denen die Praktiker aus dem Montan-
parlament, die mit Kohle und Stahl zu tun haben,
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wenig anfangen kémnnen. Ich méchte zu dem, was
Kollege Reif gesagt hat, zu dem, was Kollege Fur-
ler ausgefiihrt hat, und zu dem, was in der Tages-
presse und in vielen Zeitschriften zu diesem Pro-
blem des gemeinsamen Marktes geschrieben und
gesagt wird, doch auf folgendes hinweisen. Ich teile
die Besorgnis, die einer der Kollegen hier ausge-
sprochen hat, daB3 es heute schon wieder sehr viele
merkwlirdige Europider gibt, die sagen: wir sind
fiir den gemeinsamen Markt, und die dann das Ge-
fiihl haben: da haben wir eine schéne Visitenkarte
herausgesteckt und brauchen nicht mehr sehr viel
zu machen, um dieses Europa zu vereinigen.

Es gibt hier einige entscheidende Notwendigkei-
ten, und ich méchte zwei, drei Dinge, die ich in der
Erkldrung der Bundesregierung vermiB3t habe und
die Herr Professor Erhard vergessen oder an die
er offensichtlich nicht gedacht hat, mit knappen
Sidtzen sagen. Es ist zundchst einmal eine absolute
Selbstverstandlichkeit — dariiber war auch erfreu-
licherweise eine {iibereinstimmende Meinung im
Montanparlament vorige Woche in Briissel vorhan-
den, wo wir uns in den Sitzungen der Arbeits-
gruppe und in den verschiedenen Fachausschiissen
mit diesen Fragen sehr griindlich und mit relativ
viel Sachkenntnis unterhalten haben —, daB sich
der gemeinsame Markt unter keinen Umstinden
darin erschopfen kann, dal man die Freiziigigkeit
von Giitern, Sachleistungen, Menschen und Kapital
herbeifiihrt. Diese Freiziigigkeit ist mehr oder
minder auch heute gegeben; dazu braucht man kei-
nen gemeinsamen Markt. Aber viele Leute sagen:
wenn wir ihn proklamieren und sozusagen die Li-
beralisierung noch weiterfiithren, ist alles Notwen-
dige geschehen. Das Entscheidende, was fiir den
gemeinsamen Markt und fiir das Gelingen eines
gemeinsamen Marktes notwendig ist, ist jedoch
die Harmonisierung der Wirtschafts- und der Wah-
rungspolitik und die Koordinierung der Sozial-
und Fiskalpolitik. Sonst geht die Sache nicht, oder
sie geht schief.

Dann mochte ich auf ein Zweites hinweisen; ich
habe das in Briissel getan, und es scheint mir not-
wendig zu sein, das auch hier in unserem eigenen
Parlament zu tun. Wer die Vorstellung hat, daf
der gemeinsame Markt irgendwie zu der mecha-
nischen Maximierung des Sozialproduktes fiithren
miiBte, wie wir das aus einer jahrzehntelangen
Entwicklung in Amerika kennen, begeht ebenfalls
wieder einen Riesenfehler; denn das kann nicht
das Ziel des gemeinsamen Marktes in Europa sein.
Warum nicht? Damit komme ich zum dritten
Punkt: Weil dieses Europa ein Erdteil ist, in dem
die Vélker durch jahrzehnte-, oft jahrhunderte-
lange Traditionen gewachsen sind, wo sie ,Persén-
lichkeiten“ und Individualititen geworden sind.
Das mufl man bewahren kénnen. Es kann also fiir
Europa, auch wenn es zunichst nur sechs Staaten
sind — wir alle hoffen, daB die Zahl moglichst
bald tber sechs hinausgeht —, bei der Schaffung
eines gemeinsamen Marktes nicht darauf ankom-
men, zu einer mechanischen Gileichmacherei zu
kommen.

Damit komme ich zu dem letzten Anliegen, das
ich hier noch vortragen mdchte. Wenn ich die Zei-
tungen und Zeitschriften lese — und auch in der
Diskussion mit vielen, sogar gutwilligen Menschen
—, habe ich immer — und sicherlich auch der eine
oder andere von Ihnen — den Eindruck: man sagt:
»Wir wollen den gemeinsamen Markt“, und man
hat das Gefiihl, als sei das schon wieder ein Dogma

geworden, — man brauche nur den gemeinsamen (C)

Markt zu schaffen, und alles werde automatisch
schoner und besser. Die Schaffung des gemein-
samen Marktes bringt keineswegs automatisch die
Besserung der Lebenshaltung. Sie bringt keines-
wegs die Steigerung der Produktion. Wer das an-
nimmt und glaubt, begeht einen groBen Fehler.
Um zu einer wirklichen Produktivititssteigerung
zu kommen, ist es Voraussetzung, daB die Dinge,
die ich vorher erwihnt habe, beachtet und auch
wirklich praktiziert werden.

Einer der Punkte jedenfalls, auf die wir Sozial-
demokraten entscheidendes Gewicht legen, ist die
Position und die Stellung des Menschen in diesem
gemeinsamen Markt. Wir haben aus den dreiein-
halb Jahren Praxis der Montangemeinschaft doch
gerade diesen einen entscheidenden Punkt in aller
Klarheit erkannt, daB namlich der schéne Vertrag
nicht ausreichend war, um die Hebung der Lebens-
haltung der Menschen der beteiligten Léander
wirklich herbeizufiihren. Glauben Sie mir, meine
Damen und Herren, die Stahlarbeiter und die
Bergarbeiter in diesen sechs Lindern haben bisher
nicht den Eindruck bekommen, dal sich durch
die Schaffung des gemeinsamen Markts fiir diese
beiden Grundstoffe ihre persénliche und mensch-
liche Lage so gebessert hat, daB sie in dieser Ge-
meinschaft wirklich einen groBen TFortschritt
sehen.

Wir sind uns im Montanparlament in dieser
Frage alle einig. Daher die Bemiihung, durch die
Vertragsinderung und -erweiterung der Hohen
Behorde die Vollmachten und Moglichkeiten auf
dem sozialen Gebiet zu geben, die sie bisher nicht
gehabt hat.

Aber daB es in diesem gemeinsamen Markt noch
auf etwas ankommt: da man dahin kommt, den
Menschen die Angst zu nehmen, jemals wieder
nicht beschiftigt zu sein, dariiber habe ich in der
Erkldarung von Professor Erhard nichts gehdrt."DaB
man das Prinzip der Vollbeschéftigung, der Auf-
rechterhaltung der Beschaftigung verfolgt, die Not-
wendigkeit des Konjunkturausgleichs beachtet und
eine laufend steigende Beschiftigung sichert, wenn
der gemeinsame Markt funktionieren soll, das sind
entscheidende Notwendigkeiten, tiber die ich, wie
ich sagte, in der Erklarung nichts gehdrt habe.

Das sei als Letztes gesagt: Der Weg, der gegan-
gen werden soll, ist klar. Er soll iiber die Zoll-
union zu der Wirtschaftseinheit der sechs Linder
filhren und, wenn die andern mitmachen, mog-
lichst bald dariiber hinausgehen. Nach dem bisher
Gesagten war es notwendig, das klar auszu-
sprechen.

Zum SchluB mochte ich mir einen Hinweis ge-
statten, ndmlich bezliglich des Antrags Drucksache
2229. Es ist hier von einem Kollegen gesagt wor-
den, man solle den Antrag in einen AusschuB} ver-
weisen und dort besprechen lassen. Meine Damen
und Herren, wollen wir uns doch dariiber klar
sein, was hier geschieht. Erstens haben die grof3en
Fraktionen diesen Antrag gemeinsam eingebracht,
und zweitens dreht es sich hier doch gewisser-
mafBen darum, daB wir als Bundestag etwas ratifi-
zieren, was in Paris festgelegt worden ist, und daB
kein AusschuB3 des Deutschen Bundestags die Mog-
lichkeit hat, an dieser Festlegung von Paris etwas
zu &ndern. Ich pliddiere also dafiir, daB wir heute
diesen Antrag annehmen.

(Beifall bei der SPD.)
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Prasident D. Dr. Gerstenmaler: Der Herr Bun-
desminister fiir Atomfragen hat das Wort.

Straul, Bundesminister fiir Atomfragen: Herr
Priasident! Meine Damen und Herren! Ich méchte
nur einen kleinen IrrtumdesKollegen Kreyssig
richtigstellen, der meine Ausfiihrungen offensicht-
lich entweder miBverstanden oder im Augenblick
nicht verfolgt hat. Ich habe erklédrt, dal die Bun-
desregierung an den Arbeiten beider Gremien, des
Briisseler Regierungsausschusses und der OEEC,
termingerecht und programmgemiBl teilnimmt.
Von einem Laufenlassen der Entwicklung kann
Uberhaupt keine Rede sein.

Ich habe allerdings erklirt, daB3 die Bundesregie-
rung in der Frage der Verwirklichung einer euro-
piischen Atomgemeinschaft nicht nur auf.einen
gemeinsamen Markt auf dem Atomgebiet, sondern
gleichzeitig auf einen allgemeinen gemein-
samen Markt Wert legt, wenn dessen Verwirk-
lichung auch nur in Stufen erfolgen kann.

Das ist der genaue Sinn und Inhalt meiner Aus-
fithrungen gewesen, Kollege Kreyssig.

(Abg. Dr. Kreyssig: Es wire nett, wenn
wir das nichstes Mal schriftlich bekdmen!)

Président D. Dr. Gerstenmaier: Im Protokoll ha-
ben Sie es schriftlich, meine Damen und Herren.

Nun hat das Wort zu Ziffer 1 a, b und c im gan-
zen der Herr Abgeordnete Dr. von Merkatz.

Dr. von Merkatz (DP): Herr Président! Meine
Damen und Herren! Ich habe die Ehre, namens der
Fraktion der Deutschen Partei zu Punkt 1la, b
und ¢ Stellung zu nehmen. Die Zeit ist vorge-
schritten, und ich will mich bemiihen, unsere An-
sicht so kurz wie moglich darzulegen.

Wir begriiBen das Verfahren, das hier im Bun-
destag eingeschlagen worden ist. Ich glaube, in der
Geschichte dieses Hauses wird diese Verhandlung
einmal als ein groBer Tag bezeichnet werden; denn
hier wird zum erstenmal Hand angelegt, europi-
ische Beschliisse zu verwirklichen. Herr Kollege
Mommer hat mit Recht gesagt, die Zeit der Prokla-
mationen und der groBen europdischen Rhetorik sei
vorbei, man miisse mit den bescheidenen, aber sehr
wirksamen MaBnahmen das kommende Europa ge-
stalten.

Gestatten Sie mir eine kleine Nebenbemerkung.
Es ist allmahlich zur Phrase geworden, dal3 jeder
beteuert, er wolle auf groBe europiische Deklara-
tionen verzichten, man misse das niichtern und
realistisch betrachten. Entschuldigen Sie, meine
Herren, jemand, der Politik nicht realistisch und
niichtern betrachtet, geht, glaube ich, am politi-
schen Problem iiberhaupt vorbei. Insofern wére ich
gliicklich, wenn diese Phrase aus unserem europi-
ischen Gesprich verschwinden wollte. ’

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt]: Sie war
notig, Herr von Merkatz!)

— Ja, sie war sehr nétig. Aber nun hat immerhin
Briissel stattgefunden. Wir haben uns Jahre hin-
durch in der praktischen Arbeit durchaus bewihrt,
und der Deutsche Bundestag hat sich bereitgefun-
den, zur Gestaltung zu schreiten.

Ich mbchte namens der Fraktion der Deutschen
Partei zum Ausdruck bringen, daBl nach unserer
konservativen Auffassung der europiiische Gedanke
nicht ein Gedanke einer bestimmten AuBenpolitik,
nicht der Gedanke einer bestimmten Regierung

oder einer bestimmten Zeitlage ist, sondern dafl er
eine objektive Tatsache ist, die aus dem geschicht-
lichen Geschehen der letzten Dezennien zur prak-
tischen Verwirklichung dréngt. Insofern wird sich
an dieser Grundlinie, die eine objektive Entwick-
lung der Welt darstellt, auch in der Zukunft nichts
dndern.

Ich darf vor dem Ausland und vor unseren euro-
pdischen Freunden dies als einen sehr entschlos-
senen Willen meiner Fraktion zum Ausdruck brin-
gen. Was auch sein moge: wir gehéren nicht zu den
Enttduschten oder zu jenen, denen es nicht schnell
genug geht. Es ist eine absolute Sicherheit gegeben,
gleichgliltig, was in den einzelnen Volkern gewollt
wird: diese europiische Einheit wird entstehen. Es
fragt sich nur, ob die Zeitgenossen aufgeschlos-
senen Geistes und Willens sind, dieser Entwicklung
den Weg zu erleichtern.

Es ist eigentlich etwas Merkwiirdiges. Wir haben
im letzten Jahrhundert eine groBe gesellschaftliche
Revolution hinter uns und vor allen Dingen als
Folgewirkung der beiden letzten Weltkriege eine
grofle wirtschaftliche, eine gro3e technische Revolu-
tion. Das Atomzeitalter hat begonnen. Nur in
einem Punkt hat sich die Welt nicht veridndert: in
den Auffassungen iiber die Staatenordnung im
Volkerrecht und in den Konzeptionen, wie man
eine Volkerfamilie begreift. Daran hat sich seit
dem 19. Jahrhundert eigentlich nichts geédndert.
Das ist merkwiirdig angesichts der dringenden
Krifte, die auf den Gebieten unseres gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Lebens zu groBeren
Zusammenschliissen hinzielen. Tatséchlich wird es
nicht gelingen, die Befriedung der Welt herzustel-
len, wenn sich nicht in den Auffassungen liber die
Staaten- und Vélkerordnung neue Erkenntnisse
Bahn brechen. Das gilt vor allen Dingen im Hin-
blick auf die Betrachtung der Dinge aus dem
nationalstaatlichen Interesse heraus. Das gilt aber
auch fiir die Lehre von der Souver#nitit. Tatsich-
lich haben die politische Souveridnitit ich
spreche nicht von der Souverinitdt im Rechts-
sinne — heute nur noch die Weltmichte, die liber
alle Machtmittel verfiigen, ihr Dasein aus eigener
Kraft zu bewahren. Das gilt fiir die europiischen
Nationalstaaten nicht mehr, gilt selbst nicht mehr
fiir die Staaten, die in der Geschichte des 19. Jahr-
hunderts als Gro8maichte angesehen wurden.

Dieser europiische Gedanke ist im Gegensatz
zwischen Ost und West erwachsen. Ich glaube, daB
man ihn in seiner eigentlichen Tragweite nicht
allein unter diesem Gegensatz zwischen Ost und
West betrachten darf.

(Sehr richtig! rechts.)

Die Tendenzen, die in ihm leben, die in ihm sind,
haben sich schon viel frither gezeigt: in der Fort-
entwicklung der europidischen Staatenwelt, in der
Fortentwicklung der Situation, die sich vor allen
Dingen daraus ergibt, daB die ehemaligen Kolonial-
staaten nunmehr zu eigenen staatlichen Entitdten
geworden sind. Dennoch wire es eine Illusion, nicht
wahrhaben zu wollen, daBl der Gegensatz zwischen
Ost und West auch im Mittelpunkt der Frage des
Werdens der europiaischen Einheit steht.

Ich selbst habe — ich glaube, zu einem verhilt-
nisméBig frihen Zeitpunkt — in diesem Bundes-
tag das Wort von der Politik der Entspannung
gebraucht. Die geschichtliche Entwicklung der letz-
ten drei Jahre 148t aber erkennen, dall wir dieses
Wort von der Entspannungspolitik nicht tiberméfBig
strapazieren sollten. Es sollte eigentlich durch ein
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konkreteres Wort ersetzt werden, ndmlich: Politik
des Ausgleichs zwischen Ost und West. In dem Be-
griff ,Entspannungspolitik“ steckt sehr viel von
einem nur wortlichen Bekenntnis, einem Beschéni-
gen der eigentlichen Machtgegensitze, die bestehen.
In der Politik des Ausgleichs, die wir im Gesamt-
interesse des Friedens der Welt erstreben miissen,
steckt mehr; darin steckt namlich eine Leistung,
eine erstrebte Leistung auch der Sowjetunion, eine
Leistung, die darauf gerichtet ist, die Ursachen der
Spannungen zu beseitigen. Ich muB zu meinem
gréoBten Bedauern feststellen, dafl ungeachtet aller
auf den Frieden und auf die Entspannung gerich-
teten Worte der Sprecher der Sowjetunion eine
Leistung auf diesem Gebiet oder auch nur irgend-
ein konkretes Angebot noch nicht gemacht worden
ist.
Das ist die besorgniserregende Situation.

Kein verniinftiger Mensch wird in dieser Lage —
wir stehen an der Grenze des Machtgegensatzes —
irgendwelche Kreuzzugsideen in sich tragen; jeder
verniinftige Mensch, der den Frieden will, wird
dem russischen Volke den Wohlstand und das Ge-
deihen wiinschen. Aber wenn wir schon iiber die
Politik der Entspannung und des Ausgleichs spre-
chen, dann sind Tatsachen, Anerbieten oder auch
nur Vorstellungen des Ausgleichs von dieser Seite
zu machen und notwendig.

Herr Professor Schmid hat heute in sehr bered-
ten Worten von dem Ziel gesprochen, dafl das Ende
des Kalten Krieges herbeigefiihrt werden miisse.
GewiB} ist das unser heifles Wollen, eine wirkliche
Sehnsucht. Aber ich glaube, ohne dal man einmal
zu einem Anerbieten einer Leistung zur Beseiti-
gung der Ursachen der Spannung in der Welt —
die man weltweit sehen muf3 — kommt, ohne daf3
das vorliegt, wird alles Bemiihen — das wir sehr
bejahen! — doch immer blof an den Symptomen
herumkurieren, aber nicht an die Wurzel kommen.
Ich vermag bisher noch nicht zu sehen, worin wirk-
liche Tatsachen der Entspannung und des Aus-
gleichs gegeben sind, die es zulieBen, die Aussicht
auf eine Beendigung des Kalten Krieges zu kon-
statieren.

Hierbei ist nach unserer Auffassung noch eines zu
sagen. Wenn wir von der Freiheit in Europa spre-
chen, wenn wir vom europdischen Zusammenschluf3
sprechen, dann meinen wir damit auch die Freiheit
der osteuropiischen Vilker. Denn die Freiheit ist
etwas Unteilbares. Und wenn wir von der Wieder-
vereinigung Deutschlands sprechen, dann vergessen
wir dabei nicht, dafl auch die Spaltung Koreas und
Indochinas und der sonstigen geteilten Welt {iber-
wunden werden muB. Niemand im Ausland soll
etwa der Auffassung sein, wir betrachteten — bei
dieser weltweiten Anschauung der Dinge — nur
unsere eigenen Sachen und vergédBen tiber dem Leid
der Unfreiheit unseres eigenen Volkes die Tatsache
der Zerrissenheit der Welt und der Versklavung
ganzer Volker. Das erregt uns genau so wie das,
was uns geschehen ist. Denn wenn dort ein Wandel
eintreten kann, tritt er auch bei uns ein. Die Welt
ist ein unteilbares Ganzes geworden.

Ich darf sagen, daf3 die Tatigkeit des Europarates
gerade auf diesem Gebiet wesentlich zur Erarbei-
tung einer gemeinsamen Auffassung iiber die
Grundlagen, auf denen ein Frieden in der Welt
gebaut werden konnte, beigetragen hat. Die Publi-
zistik hat sich ihm nicht zur Verfiigung gestellt, die
Gespriche wurden fiir eine breitere Offentlichkeit
langweilig. Aber wenn man die Substanz iiber-
blickt, muBl man feststellen, da sehr viel getan

worden ist. Denn das Prinzip der europiischen
Solidaritiit ist in der Praxis bei allen groBen poli-
tischen Fragen der letzten Jahre betidtigt worden,
und zwar nicht nur im Rahmen des Kleineuropas,
sondern im Rahmen des ganzen freien Europas.
Aber vergessen wir nie, halten wir bei allen Uber-
legungen daran fest, daB nicht ein Kleineuropa
und auch nicht ein Westeuropa das Ziel ist! Das
Ziel mulB} letzthin ganz Europa sein. Man darf die
Fragen des Gegensatzes zwischen Ost und West
nicht allein unter den militdrischen Gesichtspunk-
ten betrachten. Die strategischen Gegebenheiten
und Machtpotentiale &ndern sich. Das, worum es
bei allem geht, ist letzthin eine politische Frage.
Mit den politischen Problemen haben wir uns zu
beschiftigen.

Nun ist in den letzten Jahren das Verhiltnis der
europdischen Politik zur Politik der Wiederherstel-
lung der Einheit unseres Landes viel diskutiert
worden. Es hat Leute gegeben, die die Europapoli-
tik und die Titigkeit des Europarates mit der
Wiedervereinigungspolitik, unserem nationalen
Streben, in einen Gegensatz gebracht haben. Es
gibt sogar heute eine Formel, die dem Sinn nach
sagt: Europa nur soviel, als es die Wiedervereini-
gung nicht hindert. Meine sehr verehrten Damen
und Herren, wer die politische Sprache versteht,
die ja nicht immer das ausdriickt, was sie sagt, son-
dern einen anderen Inhalt in sich schliefit, hat den
dringenden Verdacht, daBl diejenigen, die dies
sagen: Europa nur soviel, als es die Wiedervereini-
gung nicht hindert, in Wirklichkeit den europi-
ischen Gedanken, indem sie ihn in einen Gegen-
satz zu der Einheit, zu dem Einheitsstreben
Deutschlands bringen, praktisch verneinen; denn
die Gedanken und die Triebkrifte, die zur Einheit
Europas fithren, sind genau die Triebkrifte, die
uns helfen, die Einheit Deutschlands in Freiheit
wieder zu gewinnen. Das war der ganze Sinn der
deutschen AuBenpolitik. Ich halte es nicht fiir eine
gute Methode fiir ein Parlament, da Fragen der
Diplomatie, d. h. der Methode im einzelnen zum
Gegenstand politischer und vor allem innenpoliti-
scher Auseinandersetzungen gemacht werden, weil
Fragen der Diplomatie — das ist die reine Technik
zur Erreichung eines politischen Zieles — der Dis-
kretion bediirfen und nicht vorzeitig zerredet wer-
den diirfen. Vor allem ist es ein sehr schlechter
Stil, die Frage der Wiederherstellung der Einheit
unseres Landes zu einem XKonkurrenzkampf zu
machen, indem die einzelnen Parteien und Frak-
tionen sich in der Beteuerung ihres Wiedervereini-
gungswillens gegenseitig zu tiiberbieten trachten.
Damit kann man nur schaden.

Denn tiiber eins miissen wir uns klar sein: Gewil3
hat die Welt eingesehen — und daran hat die
deutsche Delegation im Europarat keinen geringen
Anteil —, dafl ein sehr wesentliches Moment der
Entspannung in der Welt die Wiedervereinigung
Deutschlands ist. Sie hat sich dafiir eingesetzt, und
die EntschlieBung 87 ist einer der wichtigsten
Marksteine europiischer Politik. Ich stimme Herrn
Professor Schmid absolut zu, wenn er sagt, daB
diese Entschliefung 87 nicht allein ein Instrument
gewesen ist, das ad hoc zur Lage der Genfer Kon-
ferenz beschlossen worden ist, sondern dafBl diese
bedeutsame EntschlieBung die Prinzipien einer
Politik der Zukunft beinhaltet. Aber wir diirfen
dabei auch nicht verkennen, daB schlieBlich die
Welt als solche viele Anliegen hat, um die Span-
nungen zwischen Ost und West zu beseitigen, um

die tiefe Sorge aller Vélker um die Aufrechterhal-

©

D)



(A

B

—

'

7106

2. Deutscher Bundestag — 137. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 22. Midrz 1956

(Dr. von Merkatz)

tung des Friedens auszurdumen. In der Welt sind
viele Interessen, und ich glaube, daB man durch
eine allzu starke Uberspannung unseres politischen
Gehabens in dieser Frage, unseres rein rhetori-
schen Gehabens, mehr Schaden stiften kann, als
man Niitzliches erreicht. Wir wollen das Reale in
der Biindnispolitik des Westens und in der Bedeu-
tung der Wiederherstellung der deutschen Einheit
fiir die Entspannung in Europa anerkannt sehen
als ein echtes politisches Ziel nicht allein von uns,
sondern auch von den Méachten, mit denen wir ver-
biindet sind, und vom Europarat. Wir wollen diese
Grundlage sehr pfleglich behandeln. Ich personlich
bin der Auffassung, und mit mir ist es meine Frak-
tion, daB die einzig reale Politik einer Wiederher-
stellung der Einheit Deutschlands auf diesem Bo-
den erwachsen kann und erwachsen muf.

Ich habe mit einer gewissen Besorgnis die Aus-
filhrungen von Herrn Professor Schmid iiber die
Frage der Abriistung im Verhéltnis zu den politi-
schen Ursachen, die zu einem Wettriisten gefiihrt
haben, gehort. Ich glaube, kein verniinftiger
Mensch, keine Fraktion dieses Hauses, kein nach-
denklicher Deutscher wird nicht von jedem Fort-
schritt, der auf dem Gebiet der Abriistung erreicht
wird, hochst befriedigt sein. Ich gebe dem Professor
Schmid auch zu, daB Fortschritte, die auf dem Gebiet
der Abriistung erreicht werden, ein gewisses bewe-
gendes Moment auch fiir die Losung der politischen
Fragen, die die Ursachen der Spannung sind, her-
vorbringen konnen. Dieses bewegende Moment
wollen wir unter keinen Umsténden durch eine
falsche Betrachtung der Dinge stdren. Wir freuen
uns iiber jeden Erfolg der Abriistung. Aber man
darf doch auch nicht verkennen, daB wir die gro-
Ben Chancen, die uns die EntschlieBung 87 des
Europarates bietet, damit nicht preisgeben diirfen.
Hier ist zwischen Ursache und Symptom zu unter-
scheiden. Abristungsbesprechungen, wie sie im
Rahmen der UNO stattfinden, sind letzthin militar-
technische Besprechungen. Ohne eine Beseitigung
der Ursachen der Spannung wird man zu keinem
durchschlagenden Erfolg bei den Abriistungsbe-
sprechungen kommen, wird man nicht zu der letzt-
hin tragenden Grundeinigung kommen. Der
Grundgedanke der EntschlieBung 87, daBl ein
Gleichzeitig, ein Nebeneinander stattzufinden hat,
diirfte von hochster Wichtigkeit sein; denn nichts
wire schlimmer, als daB iiber ein Abriistungsge-
sprach die Frage der eigentlichen Ursachen der
Spannung zwischen Ost und West verschwindet,
die Frage der Sicherheit in Europa und im Rahmen
der Sicherheit in Europa auch die Frage der Wie-
derherstellung der Einheit Deutschlands.

Es ist heute bereits Widerspruch gegen die Dar-
legungen des Herrn Professors Schmid hinsichtlich
der Bedeutung der deutschen Nachriistung erhoben
worden. Ich will nicht von Aufriistung sprechen;
denn das, was-hier ganz bescheiden geschieht, ist
ein Nachziehen insofern, als man ein Vakuum an
Potential im Rahmen eines westlichen Biindnisses
wieder aufzufiillen bestrebt ist. Ich darf als Auf-
fassung meiner Fraktion noch sagen, daB wir hin-
sichtlich der Entwicklung der letzten Jahre auch
an der Politik des Westens einige Kritik zu iiben
haben. Man hat die Entspannungspolitik zu einem
Zeitpunkt begonnen, als die Frage der Sicherheit
noch gar nicht geklart war und noch in keiner
Weise zu tatsdchlichen Grundlagen gefiihrt hatte.
Zu der Frage der europiischen Sicherheit gehort
nun einmal unléslich der deutsche Verteidigungs-
beitrag. Das alles war durch vielerlei Verzdgerun-

gen, liber die ich in diesem Augenblick nicht rech-
ten will, noch nicht vollendet. Ich glaube, es war
keine richtige Methode, eine Entspannungspolitik
zu versuchen, bevor ein Gleichgewicht der Krifte
hergestellt war; denn nur auf der Grundlage des
Gleichgewichts der Krafte 148t sich eine echte Poli-
tik der Entspannung im Sinne des echten Aus-
gleichs, wie ich eingangs bemerkte, vollziehen.

Allen Zweifeln gegeniiber méchte ich hier klar
den Willen meiner Fraktion zum Ausdruck brin-
gen: Wir sind nicht gewillt, in der kiinftigen Ent-
wicklung im Rahmen einer Entspannungs- und
Ausgleichspolitik Kompromisse einzugehen, die auf
Kosten der deutschen Freiheit geschehen. Wir sind
nicht gewillt, Verhandlungen mit Pankow zu fiih-
ren. Warum nicht? Weil solche Verhandlungen de
facto und dann eines Tages de jure die Spaltung
Deutschlands, die ja blo8 eine Spaltung der staat-
lichen Organisation, aber in gar keiner Weise eine
Spaltung des Volkes ist, bestitigen wiirden. Wir
sind nicht bereit, Zugestdndnisse auf Kosten der
freiheitlichen Lebensordnung zu machen. Uber die
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung mufl ein
freies deutsches Volk in seiner Gesamtheit ent-
scheiden. Wir gehen noch einen Schritt weiter:
auch die Bewahrung der Grundrechte und der
rechtsstaatlichen Grundlagen unseres deutschen
Staates sind selbst einem Mehrheitsbeschlufl ent-
zogen, siehe Grundgesetz! Wir haben insofern bei
manchen Punkten der Annédherung, die sich in den
Auffassungen auch der Opposition vollzogen hat
oder zu vollziehen scheint, doch — wenigstens wir
von der Deutschen Partei — noch eine Reihe ganz
deutlicher Vorbehalte zu machen, die Ihnen die
Ehrlichkeit unseres Wollens vor Augen stellen
sollen. :

Die Verwirklichung Europas ist durch die Ergeb-
nisse der letzten Briisseler Tagung einen guten
Schritt weitergekommen. Gescheitert ist der Ver-
such, der im Europarat eine sehr groBe Rolle ge-
spielt hat, auf dem Wege des Funktionalismus zu
einer Vereinigung zu kommen; gescheitert ist die
EVG mit ihren Methoden, gescheitert ist auch der
Gedanke einer europiiischen politischen Gemein-
schaft

(Abg. Dr. Mommer: Denken Sie an Ihre
’ Politik an der Saar)

— liber die Saar mochte ich jetzt nicht sprechen;
dafiir wird, Herr Kollege Mommer, noch viel Ge-
legenheit gegeben sein —, die alle auf der suprana-
tionalen Grundkonzeption aufgebaut haben. Nun-
mehr hat man doch auf dem Gebiet des gemein-
samen Marktes, der ja nicht nur rein wirtschafts-
politische Vorgénge in sich schlieBt, den Weg ange-
treten, eine konkrete Form des europdischen Zu-
sammenschlusses zu versuchen. Allerdings erheben
sich auch da bereits wieder die pessimistischen
Stimmen, die davor warnen, zu weit zu gehen.
Vor allen Dingen werden, wenn die Frage der
Institutionen aufkommt, s&mtliche Skeptizismen
und Schwierigkeiten gesucht, die da nur moglich
sind. Es gibt natiirlich eine sehr sichere Methode,
einen guten Gedanken zu zerstéren: indem man
zuviel verlangt,

(Zurufe von der SPD)

indem man zu schnell vorwirtsgeht. Dariiber ist
kein Zweifel. Das hat ja die europédische Arbeit in
jeder Weise herausgestellt. Was aber der belgische
AuBenminister, Herr Spaak, zu den Institutionen
in seiner grundlegenden Rede ausgefiihrt hat, in
der er die Beschliisse der Briisseler Sachverstandi-
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genkonferenz ankiindigte, diirfte genau in der
realistischen Mitte des Moglichen liegen. Dabei ist
es interessant, dafl Herr Spaak gesagt hat: Wir
wollen gar nicht dariiber rechten, ob diese Befug-
nisse der Institutionen, die man ins Auge gefaf3t
hat, supranational oder international sind, sondern
wir wollen das den Professoren iliberlassen, wie sie
diese besondere Regelung bezeichnen wollen. Tat-

‘séchlich hat auch Herr Spaak bei aller Vorsicht

deutlich herausgestellt, daB es im gemeinsamen
Markt, der, wie gesagt, nicht nur eine Zollunion
ist, sondern sehr viel mehr sein muf}, auch Ent-
scheidungsbefugnisse geben muf, die nicht in den
internationalen Methoden gefunden werden kén-
nen. Ich persénlich habe mich schon frither einmal
gegen die allzu hiufige Verwendung des Wortes
supranational gewandt, weil es fiir Menschen, die
sich nicht sehr viel mit den konkreten Fragen be-
schiftigt haben, den Verzicht auf Souverinitits-
rechte in den Vordergrund stellt. In Wirklichkeit
hat es solche Behorden, die iiber der nationalen
Ebene auf Grund eines internationalen Vertrags
und seiner vertraglichen Bindung entscheiden miis-
sen, von jeher gegeben. Ich erinnere nur an die
Donau-Schiffahrts-Kommission oder an die Rhein-
Schiffahrts-Kommission, bei denen ja auch eine
iiberstaatliche Gerichtsbarkeit und Entscheidungs-
gewalt geschaffen wurden. Auch das Wort der
Integration ist, weil es einen irgendwie politisch
unklaren Begriff darstellt, so abgegriffen, daf
man es kaum noch benutzen kann.

Sehr groflen Erfolg diirfte die letzte Briisseler
Tagung und diirften die dort besonders von den
Sachverstindigen angewandten Methoden dadurch
gebracht haben, da3 die Probleme des gemeinsa-
men Marktes und der Energiewirtschaft, auch die
sozialpolitischen und wirtschaftspolitischen Vor-
aussetzungen, alle in ihrem richtigen Gewicht her-
ausgestellt worden sind. Meine Fraktion begriifit
diesen Weg und wiirde es besonders wiinschens-
wert finden, wenn nun auf der parlamentarischen
Ebene nicht etwa ein Widerspruch zu den Sach-
verstidndigenergebnissen der Briisseler Konferenz,
der Herr Spaak vorsitzt, herausgearbeitet wird.

Interessant ist vor allen Dingen auch der Vor-
schlag, wie die parlamentarische Kontrolle der
Institution des gemeinsamen Marktes aufgebaut
werden soll. Ich glaube, daf3 augenblicklich in den
Ergebnissen der Sachverstindigenkommission ge-
danklich und praktisch der hochstmogliche Fort-
schritt erzielt worden ist, der zu einem europé-
ischen ZusammenschluB8 fithren kann. Ich gebe
denjenigen Rednern vollkommen recht, die da
sagen: aus der Institution des gemeinsamen Mark-
tes als solchen heraus muB nicht eine Steige-
rung des Lebensstandards kommen; es wird auch
nicht unbedingt ein Fortschritt im Hinblick auf eine
politische Einheit der europiischen Vilker daraus
erzielt werden koénnen. Das beweist unsere eigene
Geschichte. Wir haben eine Zollunion gehabt, und
diese Zollunion hat nicht unmittelbar zur Einheit
des Reiches gefiihrt. Man darf sich damit nicht zu-
friedengeben. Wenn — und das wird beim gemein-
samen Markt nach Errichtung der vollkommenen
Zollunion sehr deutlich zutage treten — sich die
Frage einer gemeinsamen Wirtschafts-, Sozial-
und Finanzpolitik deutlich stellt, dann ist in der
Praxis dieser gemeinsamen Wirtschafts-, Sozial-
und Finanzpolitik allerdings wirklich ein integrie-
render Faktor fiir die Vollendung einer politischen
Gemeinschaft gegeben.

In der Frage des Euratoms, zu dessen Errichtung
zunichst eigentlich eine allgemeine Zustimmung in
der europdischen Welt bestand, sind gewisse Riick-
schldge oder eine gewisse Distanzierung von den
grundlegenden Ideen zu verzeichnen. Ich habe von
seiten meiner Fraktion zunidchst einmal zu erkla-
ren, daBl die Frage des Verzichts oder Nichtver-
zichts auf die Verwendung der Atomkraft zur Her-
stellung von Waffen, also zu militdrischen Zwek-
ken, keine Frage ist, die das deutsche Interesse
noch wesentlich beriihrt. Diesen Verzicht auf die
militarische Verwendung hat Deutschland ja aus-
gesprochen. Allerdings ergeben sich praktische
Schwierigkeiten hinsichtlich einer gerechten Ver-
teilung und der Anwendung der atomaren Krifte,
wenn eine Ungleichheit der Staaten besteht. Hier
miissen wir mit einer gewissen Geduld die weiteren
Verhandlungen abwarten.

Die zweite Frage, hinter der ja mehr steckt als
blofl eine juristische Konstruktion, ist die Frage,
ob dieses Euratom Eigentum ader nur Kontroll-
recht und Verfiigungsgewalt iiber den Kernbrenn-
stoff haben soll. Ich glaube, es war der Herr Kol-
lege Furler, der in dem Komitee Monnet die Frage
etwas geklidrt hat, dahingehend, daB der angelséich-
sische Eigentumsbegriff und der kontinentale Ei-
gentumsbegriff verschieden sind. Die Figur von
der res extra commercium stimmt nicht; denn es
ist ja keine res extra commercium, sondern eine
res, die in das commercium hineingefiihrt werden
soll. Gleichgiiltig wie die Konstruktion ist, nach
unserer Auffassung kommt es auf die XKontroll-
rechte an, die von einer in diesem Fall allerdings
mit liberstaatlicher Entscheidungsgewalt ausge-
riisteten Behorde ausgeiibt werden miissen. Ob
man dariiber hinaus auch noch eine Konstruktion
der Verfligungsrechte machen soll, muB} ein n#he-
res Durchdenken des Problems ergeben. Auf keinen
Fall aber sind wir gewillt, der von dem Kollegen
Kreyssig vertretenen Auffassung zuzustimmen, dafl
ein privates Eigentum an den Kernbrennstoffen
tiberhaupt nicht moglich sei. Ich glaube, man kann
sich hier mit Beschridnkung der Verfligungsrechte
und mit Kontrollrechten verstindigen und zu dem-
selben Ziel kommen, das angestrebt wird.

Ich mochte diese Frage namens meiner Fraktion
aber noch nicht in einem festlegenden Sinne ab-
schlieBen; denn auch da bedarf es noch eines sehr
viel tieferen Durchpriifens des Tatbestandes, und
wir brauchen hier noch etwas Zeit und ein bifichen
mehr Geduld.

Wir sind auch im Rahmen des Euratom fiir Zu-
sammenarbeit. Aber diese Zusammenarbeit im
europdischen Rahmen hat ja nur dann einen Sinn,
wenn sie den wirtschaftlichen und technischen Fort-
schritt nicht hemmt. Es ist durchaus moglich, hier
zu einer Losung zu kommen. Verstehen Sie also
unsere Unterschrift unter diesen gemeinsamen An-
trag richtig! Das Grundziel, das dieser Antrag auf
Drucksache 2229 zu erreichen bestrebt ist, wird
von uns bejaht. Deshalb haben wir unsere Unter-
schrift gegeben. In den technischen Einzelheiten
aber mochten wir uns heute noch nicht festlegen,
weil uns tatsdchlich die gesellschaftspolitische und
industrielle Tragweite dieser Bestimmungen noch
nicht restlos geklirt zu sein scheint.

Ich wiederhole den Hauptsatz, den wir hier zu
sprechen haben: Beziiglich der Anwendung der
Atomkrifte miissen die Voraussetzungen des Wett-
werbs sicherlich in einem gréfleren- Rahmen ge-
plant werden. Dieser Wettbewerb mufl den tech-
nischen und wirtschaftlichen Fortschritt férdern;
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er darf nicht durch eine libermichtige Bilrokratie
gehemmt werden.

Wir sind uns vor allen Dingen bewufBt, daf die
Fragen der Einheit Europas, des gemeinsamen
Marktes und einer spater entstehenden engen
politischen Gemeinschaft wesentlich von einer Ge-
meinsamkeit der Sozialpolitik und der sozialpoli-
tischen Grundvorstellungen abhangen. Hier sind
wir nach einem alten konservativen Grundsatz ge-
willt, mahnend zu sagen: was als sozialer Fort-
schritt kommt, unabweisbar kommen wird, soll
man rechtzeitig, groBziigig und mit einem starken
Willen gewidhren. So sind stabile Regierungs-
systeme geschaffen worden. Wir werden vom kon-
servativen, also entwicklungsfreudigen Standpunkt
aus unser Augenmerk besonders darauf richten,
daf} als einer der Kernpunkte im Funktionieren des
gemeinsamen Marktes die européischen sozialpoli-
tischen Anliegen gefordert werden. Wir wollen
nicht eine Nivellierung der sozialpolitischen Vor-
aussetzungen; denn wir sind als Voélker und natio-
nale Einheiten gewachsen, und es gibt auch in den
nationalen Wirtschaftsgebieten gewisse Gefille.
Aber gewisse Grundkonzeptionen miissen gemein-
sam geschaffen werden. Wir glauben, daB} gerade
auch diese Hinwendung des européischen Denkens
zum sozialen Fortschritt einer wahrhaft modernen
Gesellschaft sehr viel dazu beitragen wird, eine
Integration im Geiste und im Willen zu erreichen.

Ich darf abschlieBend namens meiner Fraktion
sagen, dal wir sehr gliicklich liber diese im Bun-
destag unternommene Initiative sind und daB wir
nach wie vor unbeirrbar festhalten werden an un-
serer Mitarbeit an der Schaffung eines freiheit-
lichen Europas. Ich betone das Wort ,,freiheitlich*.
Darauf kommt es uns an!

(Beifall bei den Regierungsparteien.)

Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen
und Herren, damit ist die Aussprache iiber den
Punkt 1a, b und ¢ der Tagesordnung beendet.

Wir kommen zunichst zur Abstimmung {iber den
Antrag unter Punkt 1a, den EntschlieBungsantrag
betreffend gemeinsame Politik in den kiinftigen
Ost-West-Konferenzen, Drucksache 2151. Hier wird
vom Altestenrat Uberweisung an den Ausschuf fir
auswirtige Angelegenheiten vorgeschlagen. — Herr
Abgeordneter Dr. Plinder hat das Wort.

Dr. Dr. h. ¢. Piinder (CDU/CSU): Herr Prisident!
Ich habe natiirlich
grofen Respekt vor der Weisheit des Altesten-
rates; aber ich darf mir doch erlauben, namens
der Delegation auf folgendes hinzuweisen: Dieser
Antrag Drucksache 2151 trigt die Unterschrift von
mafigeblichen Vertretern aller Fraktionen dieses
Hauses, und unter den Mitgliedern, die unterzeich-
net haben, sind sogar sehr viele, die auch gleich-
zeitig im Auswirtigen Ausschuf3 sind. AuBerdem
ist die Formulierung so gewihlt, daB sie fast
wortlich der EntschlieBung der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates entspricht. Nach mei-
nem bescheidenen Empfinden ist es also ganz aus-
geschlossen, daB im Auswirtigen Ausschufl auch
nur die kleinste Anderung von irgendeiner Seite
vorgeschlagen wird.

AuBerdem aber, Herr Prisident, darf ich darauf
hinweisen, dal es nach meiner Meinung, sozu-
sagen als AbschluB des heutigen Tages, innenpoli-
tisch und auBenpolitisch eine ganz groBe Wirkung
hitte, wenn gerade diese EntschlieBung jetzt gleich

ohne AusschuBiiberweisung einstimmig angenom- (€)

men wiirde. Das mochte ich beantragen.
(Allseitiger Beifall.)

Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen
und Herren, nach der Ubung dieses Hauses miiite
ich zun#chst tiber den Antrag auf Uberweisung an
den AusschulB} fiir auswirtige Angelegenheiten ab- -
stimmen lassen. Wenn aber diese Uberweisung
nicht gewliinscht wird, dann lasse ich unmittelbar
liber den EntschlieBungsantrag abstimmen und
frage, wer ihm zustimmen will. Die Damen und
Herren, die zustimmen wollen, bitte ich um ein
Handzeichen. — Gegenprobe! — Dann stelle ich
fest, dal dieser EntschlieBungsantrag auf Druck-
sache 2151 vom Hause einstimmig angenommen
worden ist.

Ich komme zur Abstimmung iber den Ent-
schlieBungsantrag auf Drucksache 2152, Hier ist
Uberweisung an den Ausschufl fiir Atomenergie-
fragen und an den Ausschul} fiir auswirtige An-
gelegenheiten vorgesehen. Herr Abgeordneter Piin-
der, wiinschen Sie auch hier sofortige Verabschie-
dung?

Dr. Dr. h. ¢. Pinder (CDU/CSU): Jawohl, Herr
Prisident. Auch bezliglich dieses Antrags liegen
keinerlei Bedenken von irgendeiner Seite vor.

Pridsident D. Dr. Gerstenmaler: Da ich keinen
Widerspruch hore, stelle ich auch diesen Antrag
Drucksache 2152 zur Abstimmung, Wer ihm zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. —
Gegenprobe! — Gegen einige Stimmen ist dieser
Antrag mit groBer Mehrheit angenommen.

Ich komme zu dem Antrag auf Drucksache 2229. ()

Auch hier ist zunichst Uberweisung an den Aus-
schuBl fiir Atomenergiefragen — und zwar als
federfithrenden AusschuBl — und an den Ausschuf
fir auswirtige Angelegenheiten vorgesehen.
Herr Abgeordneter Erler?

(Abg. Erler: Gleich entscheiden!)
Wollen Sie sofort, ohne Uberweisung, entscheiden?

— Herr Abgeordneter Furler!

Dr. Furler (CDU/CSU): Ich bitte, hier eine Uber-
weisung vorzunehmen, und zwar — federfiihrend
— an den Auswirtigen AusschuBl. Es soll noch ein-
mal durchgepriift werden. So war es besprochen.

Président D. Dr. Gerstenmaler: Der Herr Abge-
ordnete Furler schligt also Uberweisung an den
AusschuB fiir auswirtige Angelegenheiten — feder-
filhrend — und an den AusschuB flir Atomfragen
zur Mitberatung vor.

(Abg. Dr. Furler: Federfiihrend Auswir-
tiger AwusschuB}, so war es abgesprochen!)

— Ja nun, ,abgesprochen“.

(Abg. Dr. Furler: Ich stelle den ent-
sprechenden Antrag!)

— Entschuldigen Sie, das Haus ist frei. Wir wer-
den also zundéichst dariiber abstimmen lassen, ob
diese AusschuBiiberweisung durchgefiihrt werden
soll. Sie beantragen, daBl der Ausschu8 fiir auswér-
tige Angelegenheiten federfithrend sein soll. Ich
muf} zunichst dariiber abstimmen lassen, weil liber
Antrige auf AusschuBliiberweisung zuerst abge-
stimmt werden muB. Wer filir diese AusschuBliiber-
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weisung ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — | — Herr Abgeordneter Dr. Piinder?

Gegenprobe! —
(Unruhe und Zurufe.)

— Meine Damen und Herren, vielleicht habe ich
mich nicht geniigend klar ausgedriickt. Wer fiir
die sofortige Annahme ist — die Gegenprobe be-
deutet in diesem Fall die sofortige Annahme —,
den bitte ich um ein Handzeichen. — Es ist unge-
wohnlich schwierig, zu sagen, wie die Mehrheits-
verhiltnisse sind. Ich mufl Sie bitten, daB sich die
Damen und Herren erheben, die fiir die sofortige
Annahme sind. — Eine Sekunde, meine Damen und
Herren, es werden immer mehr.

(Heiterkeit.)

— Das ist die Mehrheit; der Antrag'ist ange-
nommen, Damit ist die Ziffer 1 erledigt.

Ich rufe nun die Ziffer 2 der Tagesordnung auf.
Wird hier das Wort allgemein gewlinscht?

(Abg. Paul:. Zur Geschiftsordnung!)
— Herr Abgeordneter Paul zur Geschiaftsordnung!

Paul (SPD): Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Ich schlage vor, dafl bei der weiteren Be-
handlung der Vorlagen auf alle Reden zur Be-
grindung der Antrige und zur Awussprache ver-
zichtet wird.

' (Beifall)

Ich schlage ferner vor, dal wir nur die Beant-
wortung der Groflen Anfragen sowie die kurzen
miindlichen Berichte entgegennehmen und daB so-
dann iber die vorliegenden Antriage kapitelweise
der Geschaftsordnung gemifl abgestimmt wird.

(Zustimmung.)

Préisident D. Dr. Gerstenmaier: Wenn ich recht
verstehe, meine Damen und Herren, findet dieser
Vorschlag allseitige Zustimmung. Wir werden des-
halb entsprechend verfahren.

Ich rufe also zunichst die Ziffern 2 a und b auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr.
Hellwig, Graf von Spreti, Dr. Mommer, Dr.
Becker (Hersfeld) und Genossen betreffend
Gemeinsame Senkung der Einfuhrzille bei
den Mitgliedstaaten des Europarates (Druck-
sache 2153);

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Leverkuehn, Kalbitzer, Graf von Spreti,
Dr. Mommer, Dr, Becker (Hersfeld) und Ge-
nossen betreffend Wirtschaftshilfe fiir Siid-
europa (Drucksache 2154).

Hier winscht der Herr Staatssekretidr fiir Wirt-
schaft das Wort. Herr Staatssekretar, bitte, Sie
haben das Wort.

(Zuruf des Staatssekretirs im Bundes-
ministerium fir Wirtschaft Dr. Westrick.)

— Sie verzichten? Ausgezeichnet! Der Herr Staats-
sekretdr flir Wirtschaft verzichtet.

(Beifall.)

Meine Damen und Herren, dann kommen wir
unverziiglich zur Abstimmung. Es ist Uberweisung
des Antrags Drucksache 2153 an den Ausschul3 fiir
AufBenhandelsfragen — federfithrend — wund an

den Ausschufl fiir Finanz- und Steuerfragen —

mitberatend — beantragt.
(Zurufe.)

(Abg. Dr. Dr. h. c. Plinder: Herr Président,

ich will nur dasselbe sagen wie vorhin!)

— Sie mochten auch hier sofortige Annahme?

(Abg. Dr. Dr. h. c. Plinder: Jawohl! Es ist

von allen Parteien unterschrieben! Es ist

wortlich die EntschlieBung der Beratenden
Versammlung!)

— Dann ist der Altestenrat in einem bedauerlichen
Irrtum gewesen, als er dem Hause diesen Vor-
schlag machte. Ich lasse diesen Vorschlag fallen.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die dem
Antrag Drucksache 2153 zustimmen wollen, um ein
Handzeichen. Gegenprobe! — Gegen einige
Stimmen angenommen.

Ich komme zur Abstimmung {iber den Antrag
Drucksache 2154. ]
(Abg. Dr. Dr. h. c. Piinder: Genauso!)
Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Dieser
Antrag ist einstimmig angenommen.

Nun rufe ich die GroBe Anfrage, Ziffer 2 ¢, auf:

GrofBle Anfrage der Abgeordneten Dr. Mom-
mer, Dr. Dr. h. c. Plinder, Graf von Spreti,
Dr. Becker (Hersfeld) und Genossen betref-
fend Europiische Zusammenarbeit auf dem
Gebiet des Postverkehrs (Drucksache 2155).

Auf Begriindung wird verzichtet. — Das Wort
zur Beantwortung hat der Herr Staatssekretdr fiir
das Post- und Fernmeldewesen.

Dr. Steinmetz, Staatssekretdr im Bundesministe-
rium fiir das Post- und Fernmeldewesen: Herr Pra-
sident! Meine Damen und Herren! Im ersten Teil
der GroBen Anfrage Drucksache 2155 werden gleich
zwei Fragen gestellt, erstens, ob die Bundesregie-
rung erstrebe, daBl der européische Postverkehr auf
die Grundsitze des Inlandverkehrs umgestellt
werde, und zweitens, wie sie sich zu den Vorschla-
gen des franzosischen Postministers auf der Tagung
der Beratenden Versammlung des Europarates im
Juli 1955 stelle.

Gestatten Sie mir, die zweite Frage zuerst zu
beantworten. Die Bundesregierung hat sich mit den
Vorschligen des franzosischen Postministers ein-
gehend beschiftigt. Der auf Grund der Beschliisse

der Messina-Konferenz im Herbst 1955 in Briissel

zusammengetretene Regierungsausschufl benutzte
bei seinen Besprechungen liber Fragen des Post-
verkehrs diese Vorschldge als Arbeitsunterlagen.
Die Vertreter der Bundesregierung haben sich
dort zu den Vorschligen des franzésischen Mini-
sters zustimmend geduflert.

Fir die europidische Zusammenarbeit auf dem
Gebiet des Postwesens sind bereits jetzt nennens-
werte Fortschritte erzielt worden. Zwar nicht de
jure, wohl aber de facto besteht bereits eine stin-
dige Konferenz europiischer Postminister. Am
1. Juli 1955 und zuletzt am 20. Januar 1956 haben
in Paris Konferenzen der Postminister der Mon-
tanunion-Lénder und GrofBbritanniens stattge-
funden, auf denen die ersten MaBnahmen zur Ver-
wirklichung der Vorschlige des franzdsischen Post-
ministers beschlossen wurden. Die Postminister der
Lander der Montanunion sind sich darin einig, daB

alle anderen europdischen Staaten sich jederzeit

den bereits getroffenen und noch zu treffenden
Vereinbarungen anschlieBen kénnen.
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Lassen Sie mich kurz auf das Erreichte ein-
gehen! In Paris beschlossen die Postminister der
Montanunion die Herausgabe einer gemeinsamen
europiiischen Marke fiir die Linder der Montan-
union. Jede der sechs Postverwaltungen soll einen
Entwurf oder mehrere Entwiirfe fiir die Europa-
Marke vorlegen. Eine aus Vertretern dieser Ver-
waltungen gebildete Jury sollte am 20. Mirz 1956
in Paris zusammentreten, um sich aus den vor-
liegenden Entwiirfen auf ein gemeinsames Motiv
zu einigen. Dieses Motiv soll in gleichem Format,
aber in den verschiedensten Werten und Auflagen,
die den Verwaltungen freigestellt sind, fiir die
Europa-Marke verwendet werden.

Am 20. Mirz ist nun diese Jury zusammenge-
treten, um das fiir die Europa-Marke zu verwen-
dende Motiv auszuwihlen. Mit Freude und Genug-
tuung darf ich dem Hohen Hause ihren Beschlull
zur Kenntnis bringen. Sie wihlte von den 23 vor-
gelegten Entwiirfen, darunter auch deutschen Ent-
wiirfen, den Entwurf des Franzosen Gonzague, in
dem die Idee des europiischen Aufbaues symbo-
lisch dargestellt wird. Er zeigt ein Geriist mit
sechs Bausteinen, die zusammengesetzt das Wort
»Europa“ ergeben, und im Hintergrund die
wehende Europafahne mit einem groBen ,E“. Die
Briefmarke soll zum erstenmal am 15. September
1956 ausgegeben werden. So werden also die Lén-
der der Montanunion demnichst Briefmarken oder
auch Briefmarkenserien herausgeben, die das
gleiche Markenbild tragen; ein erstes Symbol, so
diirfen wir feststellen, der werdenden Einheit
Europas. Mit dem Erscheinen dieser Postwert-
zeichen wird endlich der vom Europarat und auch
von diesem Hohen Hause lange gehegte Wunsch
nach einer Europa-Marke erfiillt. Die Tragweite
dieses Vorgangs kann kaum hoch genug einge-
schédtzt werden, bedeutet doch die Einigung auf ein
gemeinsames Markenbild bereits den freiwilligen
Verzicht auf nationale Hoheitsrechte durch die
Postverwaltungen.

Die Postminister haben ferner eine Arbeits-
gruppe , Post“ und eine Arbeitsgruppe ,,Fernmelde-
wesen“ eingesetzt. Diese beiden Arbeitsgruppen
tagen ebenfalls seit dem 20. Mérz in Paris, um die
ersten MafBinahmen zur Vereinfachung des Post-
und Fernmeldeverkehrs und zur engeren Zusam-
menarbeit der beteiligten Postverwaltungen ein-
zuleiten.

Auf der Tagesordnung der Arbeitsgruppe ,,Post
stehen u. a. folgende Beratungspunkte: Erstens
Vereinfachung des Postaustausches zwischen den
beteiligten Landern, zweitens Verbesserung der
Leitung der Postsendungen, drittens regelméiBige
Zusammenkiinfte und zeitweiser Austausch von
Beamten der Postverwaltungen wund schlieBlich
viertens Einrichtung eines Studienausschusses fir
Postmaterial.

Von der Arbeitsgruppe ,Fernmeldewesen“ wer-
den insbesondere behandelt: Erstens MaBnahmen
zur Entwicklung des Fernsprech- und Telex-
Netzes in Europa und zur Abstimmung der natio-
nalen Programme, zweitens Vereinbarungen {iber
den vollautomatischen Fernsprechdienst in Europa,
vorldufiges Studium der Gebiithrenberechnung und
der Bestimmung der Gebithrenanteile der einzelnen
Verwaltungen und drittens Tarifrevisionen nach
den allgemeinen Tarifempfehlungen des Inter-
nationalen Fernmeldevereins mit dem Ziel der
Herabsetzung und Vereinfachung der internationa-

len Fernsprech-, Telegraphen-

und Telex-Ge-
bithren.

Auflerdem wird sich demnéchst eine besondere
Arbeitsgruppe ,,Postscheckwesen“ um die Verein-
heitlichung und Vereinfachung des Postscheckver-
kehrs bemiihen.

Die Bundesregierung ist bestrebt, die ange-
bahnte Entwicklung mit allen Mitteln zu férdern.
Das Ziel widre ohne Zweifel dann erreicht, wenn
die beteiligten Liander ein einheitliches Postgebiet
bildeten, in dem die gleichen Bedingungen fiir den
Inlandspostverkehr und den Postverkehr der Lén-
der untereinander gelten wiirden. Gegenwirtig
sind fiir den Postverkehr der Linder untereinan-
der die Bestimmungen der Vertrige des Welt-
postvereins maBgebend, deren Normen fiir alle
Lander verbindlich sind und den Postbenutzern
gleiche Bedingungen bieten. Dagegen weisen die
Inlandsbestimmungen fiir den Postverkehr der
einzelnen Linder Unterschiedlichkeiten auf, deren
Angleichung zur Zeit noch auf groBere Schwierig-
keiten st6éBt. Das Ziel, ein einheitlicher Inland-
verkehr, kann nur dadurch erreicht werden, dal
die beteiligten Postverwaltungen die Inlandbe-
stimmungen schrittweise aneinander angleichen.

Ich weise darauf hin, daB die Bundesregierung
nicht von sich aus allein den jetzigen Zustand
dndern kann. Zu ihrer Bereitschaft, die wir zum
wiederholten Male in aller Form versichern, muf}
auch die der tibrigen Postverwaltungen hinzukom-
men, wenn wir zu den erwiinschten erfolgreichen
Ergebnissen gelangen wollen. Es ist Aufgabe der
bereits laufenden Verhandlungen und Konferenzen,
hier iibereinstimmende Meinungen zu erzielen.
Vieles 148t sich z. B. im Postpaketverkehr oder im
Postzahlungsverkehr erst vereinfachen und verein-
heitlichen, wenn gewisse Zoll- und Devisenbe-
stimmungen gedndert werden.

Die Umstellung des europiischen Postverkehrs
auf die Grundsitze des Inlandverkehrs ist bei den
unterschiedlichen Verhiltnissen der einzelnen Ldn-
der nicht in Tagen oder in wenigen Wochen zu
verwirklichen. Die Bundesregierung wird in dieser
Frage alles tun, um weitere Fortschritte zu dem
gemeinsamen européischen Ziel zu erreichen. Da-
mit hoffe ich, die erste Frage hinreichend beant-
wortet zu haben.

Darf ich mich nun der letzten Frage, der Be-
forderung zuschlagfreier Post auf dem Luftwege,
zuwenden. Nach den Vorschriften des Weltpost-
vertrags von Briissel {iber den Luftpostverkehr
mit Briefsendungen ist fiir das Beféordern von
Sendungen auf dem Luftweg neben den gewo6hn-
lichen Postgebiihren im allgemeinen ein beson-

- derer Luftpostzuschlag zu entrichten. Ausnahms-

weise konnen die Verwaltungen unter bestimmten
Voraussetzungen davon absehen.

Aus der Formulierung der Anfrage konnte ge-
schlossen werden, dall die meisten europiischen
Liander Briefe im internationalen Verkehr, also
auch nach Ubersee, ohne den besonderen Zuschlag
auf dem Luftweg befdrdern. Dies ist jedoch nicht
so. Lediglich eine Gruppe europiischer Linder be-
fordert im Gegenseitigkeitsverkehr oder auch un-
eingeschridnkt nach allen Léndern Europas Luft-
postbriefe ohne Zuschlag, wenn diese dadurch frii-
her zugestellt werden konnen als bei einer Befor-
derung auf dem Schienenweg. Ich mochte deshalb
annehmen, daB sich die groBe Anfrage nur auf den
Verkehr innerhalb Europas beziehen soll, und darf
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bei meiner Antwort von dieser einschrinkenden
Auslegung ausgehen.

Der Gedanke, zuschlagfreie Briefe auf dem Luft-
weg zu beférdern, ist der Deutschen Bundespost
nicht neu. Bereits vor dem Krieg und bis zum
Jahre 1945 wurde von der ehemaligen Deutschen
Reichspost in der jetzt wieder angestrebten Weise
verfahren, Die Deutsche Reichspost war allerdings
in einer glinstigeren Lage. Ihr stand ein ausge-
dehntes européisches Flugnetz der alten Deutschen
Lufthansa, also einer deutschen Gesellschaft, zur
Verfiigung. Wenn die Deutsche Bundespost sich
bisher nicht dazu entschlieBen konnte, wieder zu-
schlagfreie Briefpost auf dem Luftweg weiterzu-
leiten, so waren dafiir neben der Tatsache, daB im
Luftpostverkehr erst 1952 die letzten alliierten
Beschrinkungen fielen, vor allem drei Gesichts-
punkte mafBgebend.

Erstens. Die Beforderung zuschlagfreier Briefe
auf dem Luftweg innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland einschlieBlich Berlin und nach den
europdischen Lindern wiirde nach iiberschligigen
Berechnungen den Etat der Deutschen Bundespost
mit rund 10 Millionen DM jshrlich belasten, die
sich aus dem Wegfall der Einnahmen an Luftpost-
zuschldgen und aus den Kosten fiir die Luftbefér-
derung der bisher auf dem Schienenweg beférder-
ten Briefe ergeben. Auf diese 10 Millionen DM
sollte unseres Erachtens nur verzichtet werden,
wenn ein dringendes volkswirtschaftliches oder
politisches Bediirfnis dazu zwéinge. Dies scheint
uns aber nicht der Fall zu sein.

Denn zweitens bestehen nach zahlreichen euro-
paischen Léndern, insbesondere nach allen angren-
zenden Staaten seit geraumer Zeit gute bis sehr
gute Zugverbindungen, die eine rasche Uber-
kunft der Sendungen an die Empfénger gewidhr-
leisten. Da die benutzten Ziige weitgehend in den
Abend- und Nachtstunden verkehren, die Fliige
im europdischen Raum dagegen durchweg in den
Tagesstunden liegen, erschien es bislang nicht not-
wendig, die beachtlichen Postmengen auf den Luft-
weg zu verweisen.

Drittens. Die Bundesrepublik ist zwar in der
gliicklichen Lage, in der neuen Deutschen Luft-
hansa wieder ihre eigene, nationale Luftverkehrs-
gesellschaft zu besitzen. Das européische Strecken-
netz der Lufthansa aber, das erst seit knapp elf
Monaten aufgebaut wird, ist noch so klein, daf3 zur
Beforderung der Sendungen fast ausschliefllich
fremde Luftverkehrsgesellschaften herangezogen
werden miiB3ten.

Zahlungen fiir Sonderdienste, denen keine Ein-
nahmen gegentiberstehen, haben im Verhiltnis
von Postverwaltungen zu Luftverkehrsgesellschaf-
ten den Charakter von Subventionen. Wiahrend bei
fast allen Postverwaltungen diese Subsidien der
eigenen, nationalen Fluggesellschaft zusute kom-
men. weil sie {ilber ein ausgedehntes Eurovanetz
verfiigt, wiirde die Deutsche Bundesvost bei einer
Beforderung ihrer zuschlagfreien Briefpost bedeu-
tende Summen in Devisen an die fremden Luft-
verkehrsgesellschaften zahlen miissen.

Die Deutsche Bundespost wendet seit lingerem
dem Problem der zuschlasfreien Briefbeférderung
auf dem Luftweg innerhalb Europas und damit in
erster Linie auch innerhalb Deutschlands die
grofite Aufmerksamkeit zu. Sie ist gewillt, sich der
Ubung der anderen europiischen Postverwaltun-
gen anzuschlieflen, sobald gilinstigere Verhiltnisse

und ein groferes Streckennetz der Deutschen Luft-
hansa ihr dies gestatten.

Zusammenfassend sei festgestellt: Die Bundes-
regierung begriiBt jeden Vorschlag und jede MaB-
nahme zur Europiisierung des Post- und Fern-
meldewesens. Ihre Vertreter, insbesondere die
Vertreter der Deutschen Bundespost, nehmen an
allen Beratungen aktiven Anteil, so auch bei den
zur Zeit laufenden Pariser Verhandlungen. Wo
und wie immer nur moglich, arbeiten sie mit be-
fruchtenden Vorschligen fiir das gemeinsame Ziel:
die Europiische Postunion.

Prdsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen
und Herren! Sie haben die Antwort der Bundes-
regierung auf die GroBe Anfrage gehort. Auf eine
Aussprache dazu wird verzichtet. Damit ist
Punkt 2c¢ der Tagesordnung erledigt.

Ich komme zu Punkt 2 d:

Beratung des Miindlichen Berichts des Aus-
schusses flir auswirtige Angelegenheiten
(4. Ausschufl) iber den Antrag der Fraktion
der SPD betreffend Postverkehr mit dem
Ausland (Drucksachen 1787, 436).

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Dr.
h. c¢. Prinz zu Lowenstein. Herr Abgeordneter,
wiinschen Sie als Berichterstatter das Wort dazu?
— Bitte sehr.

Dr. Dr. h. c. Prinz zv Léwenstein (FDP), Bericht-
erstatter: Herr Président! Meine Damen und Her-
ren! Ich werde meinen Bericht ganz kurz fassen.
Ich habe vom Auswirtigen AusschuB den Auftrag
erhalten, liber Drucksache 1787 betreffs Postver-
kehr mit dem Ausland zu berichten. Die Grund-
lage hierzu findet sich auf Drucksache 436 im An-
trag der sozialdemokratischen Fraktion vom
6. April 1954. Dieser Antrag wurde in der
28. Sitzung des Deutschen Bundestages am 6. Mai
1954 dem AusschuB§ fiir auswirtige Angelegenhei-

ten — federfithrend — und — mitberatend — dem .

AusschuBl fiir Post- und Fernmeldewesen zur wei-
teren Bearbeitung liberwiesen. In seiner 15. Sitzung
am 14. Juni 1954 beschloB der Ausschuf§ fiir aus-
wirtige Angelegenheiten die Griindung eines Un-
terausschusses, der sich mit Drucksache 436 und

‘verwandten Materien befassen sollte.

Ganz allgemein darf ja gesagt werden,daB Druck-
sache 436 in organischem Zusammenhang mit meh-
reren Antrédgen der sozialdemokratischen Fraktion
steht, materiell den Verkehr zwischen den euro-
pédischen Staaten zu erleichtern und politisch —
nach den AuBlerungen der Antragsteller — einen
Fortschritt in der Entwicklung zur europiischen
Einheit zu erzielen.

Dieser Unterausschufl hat fiinf Sitzungen abge-
halten, in denen er sich auf das ausfiihrlichste mit
allen zur Erwidgung stehenden Problemen befafBte.
Hierbei ist im Zusammenwirken der Vertreter
aller Parteien und der zustindigen Bundesministe-
rien in Uberwindung mancher technischer und all-
gemeiner Bedenken und als Ergebnis vieler kon-
struktiver Diskussionen das diesem Hohen Hause
nun vorliegende Ergebnis erarbeitet worden.

Von seiten der Antragsteller, denen sich weitere
AusschuBmitglieder anschlossen, wurde des &fte-
ren betont, dafl eine deutsche Initiative auch dann
zu bejahen sei, wenn gleichlautende Mafnahmen
anderer Staaten vorldufig noch nicht erwartet wer-
den koénnen. Es wurde hierbei auf die glinstige

©
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Auswirkung der deutschen Initiative bei der Be-
seitigung der Sichtvermerke im Reiseverkehr hin-
gewiesen. Brieflich und dann im miindlichen Vor-
trag hatten die Vertreter des Bundespostministe-
riums in der zweiten Sitzung des Unterausschusses
vom 11. November 1955 gewisse Bedenken zur Er-
wagung gestellt, ob ndmlich bilaterale Abkommen
uberhaupt moglich und zweckdienlich seien und ob
nicht vielmehr das Zustandeckommen umfassender
postalischer Unionen dadurch unglinstig beein-
fluBt werden konne, ferner, ob nicht erhebliche
finanzielle Verluste bei einer Durchfiihrung der
vorgeschlagenen Regelungen zu erwarten seien.
Der Herr Abgeordnete Dr. Karl Mommer, der sich
in besonders aktiver Weise dieser Arbeiten im
Unterausschufl und im HauptausschuB annahm,
brachte demgegeniiber wiederholt zum Ausdruck,
daBl zur Erreichung eines wirklich europiischen
Zieles gewisse finanzielle Opfer nicht gescheut
werden diirften.

In seiner dritten Sitzung vom 18. Mai 1955 hat
sich der Unterausschull3 dieser Meinung angeschlos-
sen. Auch ist es die Ansicht des Unterausschusses
gewesen, daBl irgendwo ein Anfang gemacht wer-
den miisse, daB also bilaterale und sonstige Teil-
abkommen durchaus einen Weg darstellen, um
schliefilich zur Europdischen Postunion zu gelan-
gen. Bis diese verwirklicht sei, konnten bi- und
multilaterale Abkommen von erheblichem ideellen
und materiellen Nutzen sein.

In der dritten Sitzung des Unterausschusses
haben dann die Behordenvertreter ihre Bedenken
zwar nicht zur Génze fallenlassen, aber doch zu-
riickgestellt, darunter auch die Erwdgung, ob eine
Initiative der Bundesrepublik, die noch nicht for-
mell Mitglied des Weltpostvereins sei, auflenpoli-
Damit
waren die Vertreter der Regierung und die Mit-
glieder des Unterausschusses dariiber einig gewor-
den, dafl der wahre, ndmlich der auf wirklicher
Gleichheit und briiderlicher Zusammenarbeit zwi-
schen den Volkern ruhende Europagedanke neuer
belebender Impulse bediirfe.

In dieser gleichen Sitzung kam es zu dem er-
ganzenden Vorschlag Punkt ¢ auf Drucksache 1787,
»,die Voraussetzungen zur Schaffung einer euro-
piischen Briefmarke zu priifen“. Dies ist die Wie-
deraufnahme eines Gedankens, der zum erstenmal
am 9. September 1929 vom Reichsauflenminister
Dr. Gustav Stresemann bei seiner letzten Rede vor
dem Voélkerbund in Genf ausgesprochen wurde.
Wir wiirden dem Geiste Europas und dem Anden-
ken dieses groBen deutschen und europaischen
Staatsmannes dienen, wenn wir im Deutschen
Bundestag uns diese Forderung zu eigen machten.
Nach dem, was wir soeben vom Herrn Staatssekre-
tdr im Postministerium erfahren haben, scheinen
die Aussichten dafiir auch in der Praxis sehr giin-
stig zu sein. .

Bereits in der dritten Sitzung des Unteraus-
schusses kam es demnach zu einer Einigung zwi-
schen allen Mitgliedern und Teilnehmern an den
Beratungen. In der Form der nun vorliegenden
Drucksache 1787 wurde in der filinften Sitzung am
12. Oktober 1955 der Antrag dem Ausschufl fiir
auswirtige Angelegenheiten zur Annahme empfoh-
len. Noch am selben Tag hat der Ausschuf} fiir
auswirtige Angelegenheiten in seiner 51. Sitzung
nach Berichterstattung durch den Herrn Abgeord-
neten Dr, Gille auf Empfehlung des Vorsitzenden
des Ausschusses, des Herrn Abgeordneten Kiesin-

ger, die vom UnterausschuB erarbeiteten und vor- (C)

geschlagenen Antrige einstimmig angenommen.

Am 14, Oktober hat der Ausschufl fiir Post- und
Fernmeldewesen die Drucksache 436 abschliefend
behandelt und dem Auswirtigen Ausschuf3 durch
Schreiben vom gleichen Tage mitgeteilt, daB er
einstimmig beschlossen habe, dem federfithrenden
Ausschuf3 fiir auswirtige Angelegenheiten zu
empfehlen, die vom /Unterausschul -erarbeitete
Fassung unverdndert dem Plenum zur BeschluB3-
fassung vorzulegen. Der Ausschul fiir Post- und
Fernmeldewesen bat, diesen BeschluB3 bei der Be-
richterstattung im Plenum bekanntzugeben.

Ich bin ferner vom AusschuBl fiir auswirtige
Angelegenheiten beauftragt worden, dem Plenum
mitzuteilen, daf3 der Abgeordnete Herr Dr. Karl
Mommer im Laufe der Beratungen die hochst
wertvolle Anregung gab, mit der Europa-Brief-
marke eine Spendenmarke zu verbinden; ihr Erlés
solle dem Europarat fiir Notfille besonderer Art
zur Verfiigung gestellt werden. AuBerdem mége ich
bei der Berichterstattung auf die iiberaus dankens-
werte erneute Initiative des franzosischen Post-
ministers und auf den Schritt hinweisen, der von
ihm gerade in dieser Richtung unternommen
wurde, ndmlich eine Konferenz der Postminister
zu einer stindigen Einrichtung zu gestalten, zwei-
fellos etwas, was von deutscher Seite jeder Unter-
stiitzung wiirdig ist.

Im Auftrag des Ausschusses fiir auswirtige
Angelegenheiten darf ich daher diesem Hohen
Hause die Bitte vortragen, den Antrigen auf
Drucksache 1787 seine Zustimmung zu erteilen.

(Beifall))

Prasident D. Dr. Gerstenmaler: Sie haben den
Bericht gehort. Ich erdffne die Beratung. Das
Wort wird nicht gewlinscht. Ich schlieBe die Be-
ratung, Wer dem Antrag des Ausschusses auf
Drucksache 1787 zustimmen will, den bitte ich um
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Der Antrag
ist angenommen.

Ich komme zu Punkt 3. Die Punkte 3a und 3b
kdnnen verbunden werden, nachdem die Herren
Berichterstatter auf das Wort verzichtet haben.

(Zuruf.)

— Sie haben nicht verzichtet, Herr Abgeordneter?
Einen kurzen Satz? — Bitte sehr, Herr Abgeord-
neter Mader als Berichterstatter zu Punkt 3 a:

Beratung des Miindlichen Berichts des Aus-
schusses fiir Angelegenheiten der inneren
Verwaltung (8. AusschuBl) lUber den Antrag
der Fraktion der SPD betreffend Verein-
fachung der Grenzformalitiiten fiir Reisende
(Drucksachen 2011, 198).

Maier (Freiburg) (SPD), Berichterstatter: Meine
Damen und Herren, ich werde mich wirklich kurz
fassen und Thnen nur empfehlen, den Miindlichen
Bericht — Drucksache 2011 —, wie ihn der Aus-
schuB3 fiir innere Verwaltung nach einstimmigem
GutheiBlen durch den Auswirtigen Ausschull Thnen

vorschligt, anzunehmen.

Im Zusammenhang mit dieser Drucksache 2011
steht ein Initiativentwurf, der aus den beiden
Ausschuflberatungen herausgewachsen ist und der
sich mit der Anderung des PaBigesetzes befaf3t. Ich
mochte Thmnen empfehlen, auch diesen Initiativ-
entwurf in drei Lesungen heute anzunehmen.
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Préisident D. Dr. Gerstenmaier: Sie haben den

. Bericht gehort. Ich danke dem Herrn Bericht-

B)

erstatter. Ich erdoffne die Beratung. Das Wort wird
nicht gewlinscht. Ich schlieBe die Beratung. Wir
kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag auf
Drucksache 2011 zustimmen will, den bitte ich um
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Einstimmig
angenommen, Ich rufe Punkt 3b auf:

Beratung des Miindlichen Berichts des Aus-
schusses fiir auswirtige Angelegenheiten
(4. AusschuB) tiber den Antrag der Abge-
ordneten Dr. Mommer, Dr. Dr. h. c. Piinder
und Genossen betreffend Vereinfachung der
Grenzformalititen fiir private Kraftfahr-
zeuge und liber den Antrag der Fraktion
der SPD betr. Vereinfachung der Zollkon-
trolle (Drucksachen 1788, 576, 338).

Wiinscht der Herr Berichterstatter dazu das
Wort? — Herr Abgeordneter Dr. Briihler als Be-
richterstatter.

(Abg. Dr. Mommer: Auch so kurz,
Herr Briihler!)

Dr. Brithler (DP), Berichterstatter: Herr Prési-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich werde versuchen, mich so kurz als méglich zu
fassen. Aber das Thema ist auf der anderen Seite
so interessant, daB es auch das miide Hohe Haus
vielleicht etwas wieder aufmuntern wird.

Die Entstehung der Antriige der Fraktion der
SPD Drucksache 338 — Vereinfachung der Zoll-
kontrolle — und Drucksache 576 — Vereinfachung
der Grenzformalititen fiir private Kraftfahr-
zeuge —, die diesem Bericht zugrunde liegen, ist
eng verkniipft mit dem Ursprung der Antrige
Drucksache 198 — betreffend Vereinfachung der
Grenzformalitidten fiir Reisende — und Drucksache
436 — betreffend Postverkehr mit dem Ausland —,
zu denen zuvor die Herren Kollegen Maier und
Dr. Prinz zu Léwenstein berichtet haben.

Alle diese Antrige gehen zuriick auf Beratungen
des Unterausschusses ,Grenzformalititen® im
RechtsausschuBB des Europarates, der schon im
Mai 1954 gerade hinsichtlich der Vereinfachung
der Grenzformalititen fiir private Kraftfahrzeuge
— zunichst in der Recommendation Nr. 59 — sehr
detaillierte Empfehlungen vorlegte, die — um das
vorwegzunehmen — allerdings in ihren einzelnen
Vorschligen bei weitem noch nicht eine solche
Vereinfachung erreichten, wie sie als Ergebnis
der Beratungen des Auswirtigen Ausschusses und
des Ausschusses fiir Verkehrswesen in vollem Ein-
vermehmen mit den zusténdigen Ressorts der Bun-
desregierung dem Bundestag in diesem Miind-
lichen Bericht empfohlen werden sollen. Es darf
angemerkt werden, daBl der Europaratsausschuﬁ
im iibrigen seine Vorschlige inzwischen durch wei-
tere Rekommendationen erginzte und die Bundes-
regierung kiirzlich einen BeschluB des Minister-
komitees im Europarat herbeifiihren konnte, wo-
nach das Generalsekretariat des Europarates ge-
meinsam mit Sachverstindigen der Regierungen
den gesamten Komplex der Empfehlungen zum
Problem der Grenzformalititen d{iberpriifen und
ordnen soll.

Damit, meine Damen und Herren, ist tiber die
von mir im weiteren zu unterbreitenden Empfeh-
lungen des Ausschusses zugleich eine Antwort auf
Ziffer 1 des Antrags der SPD, Drucksache 576,
vorweggenommen, in der es heit, daB die Bun-

desregierung beauftragt werden solle, im Minister-
ausschul des Europarates die Annahme der
Empfehlung Nr. 59 lber die Vereinfachung der
Grenzformalitdten fiir private Kraftfahrzeuge zu
befiirworten.

Die zweite Empfehlung des SPD-Antrags ging
dahin, die Bundesregierung zu beauftragen, die-
jenigen Vorschlige dieser Europaratsempfehlungen,
die gegeniiber der gegenwiartigen deutschen Ver-
waltungspraxis eine Vereinfachung bedeuten, un-
verziiglich und von sich aus in Kraft zu setzen.
Hier war zunichst zu untersuchen, wie das Ver-
fahren bei der Abfertigung privater Kraftfahr-
zeuge an den Grenzen auf Grund der zur Zeit
geltenden deutschen Vorschriften durchgefiihrt
wird und wie sich diese Praxis zu den Vorschli-
gen des Europaratsausschusses verhilt.

Dem UnterausschuB3, den der Auswirtige Aus-
schufl mit der Behandlung all dieser von mir ge-
nannten, auf die Erleichterung der Grenzformali-
tdten hinausgehenden Antrige beauftragt hatte,
wurde nach seinen ersten Beratungen hierzu vom
Bundesfinanzministerium im August 1955 eine
ganz ausgezeichnete Ubersicht vorgelegt, die —
um es kurz zu machen — schlieBlich ganz konkrete
Vorschlige umfaBte, wie im Sinne der Antrag-
steller unter den besonderen Gegebenheiten der
Abfertigung an den deutschen Grenzen das Anlie-
gen der Rekommendationen des Europarates ver-
wirklicht werden konne. Tatsédchlich wurden die
Vorschldge in den Empfehlungen, die der Aus-
wirtige Ausschull mit diesem Bericht dem Hohen
Hause wvorlegt, fast vollig unverdndert {iber-
nommen.

Um zu verdeutlichen, welche Vereinfachungen
eine Annahme dieser Empfehlungen tatsidchlich
bringen wiirde, lassen Sie mich einen kurzen Ab-
ril der bestehenden Vorschriften geben. Inlidn-
dische private Kraftfahrzeuge, die voriibergehend
in das Ausland mitgefiihrt werden, bleiben bei der
Riickkehr auch im Sinne der geltenden Bestim-
mungen als sogenannte ,Riickware“ zollfrei. Ein
Nachweis dafiir, daB diese Kraftwagen nur voriiber-
gehend im Zollausland gewesen sind, wird schon
allein darin erblickt, dafl diese Wagen eine inlén-
dische Zulassungsnummer fiihren. Es werden also
keine besonderen Zollpapiere gefordert und nur in
Zweifelsfdllen die Zulassungspapiere iiberpriift.
Mit dieser Regelung wird den Empfehlungen des
Europaratsausschusses in vollem MafBle entsprochen.

Bei auslandischen Kraftfahrzeugen, die in gleicher
Weise voriibergehend eingefiihrt werden, besteht
bisher unter der Bedingung der Einhaltung be-
stimmter Fristen ebenfalls Zollfreiheit. Die Uber-
wachung findet hier durch das sogenannte Zollvor-
merkverfahren statt. Durch die Abfertigung einer
Ware zum Zollvormerkverkehr entsteht eine be-
dingte Zollschuld, die bei fristgerechter Wieder-
gestellung der Ware — wie es in den Vorschriften
heiflit — wegfillt, jedoch unbedingt und fillig wird,
wenn eine solche fristgerechte Wiedergestellung
nicht nachgewiesen wird. Fiir diese bedingte Zoll-
schuld ist bei der Einfuhr der Ware Slcherhelt zZu
leisten.

Kraftfahrzeuge konnen nun auf Antrag durch
tinen Einfuhrzollvormerkschein abgefertigt wer-
den oder auf besonders fiir den Kraftfahrzeugver-
kehr geschaffene Zollpapiere eingefiihrt werden.
Der erwéhnte Einfuhrzollvormerkschein ist nur fiir
eine einmalige Ein- und Ausfuhr giiltig und erfor-
dert eine personliche Sicherheitsleistung.

(C)
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Als besonders fiir den Kraftfahrzeugverkehr ent-
wickelte Zollpapiere bestehen in der Bundesrepu-
blik als nationales Zollpapier der Kraftfahrzeug-
vormerkschein und als internationale Zollpapiere
der Zollpassierschein, das Triptyk und das Zoll-
passierscheinheft Carnet de passage en
douanes —.

Zur Erfullung der geforderten Sicherheitsleistun-
gen und zur Ausstellung und Uberwachung der
geforderten Papiere sind neben den zusténdigen
Staatsbehdrden internationale Automobilklubs
und Versicherungsgesellschaften eingeschaltet, und
im ganzen ist ein noch sehr beschwerliches Verfah-
ren zu durchlaufen.

Der Europaratsausschufl hatte in seinen Empfeh-
lungen nun vorgeschlagen, daf fiir eine solche vor-
lUibergehende Einfuhr von Privatkraftwagen von
Touristen a) keine finanziellen Garantien mehr ge-
fordert werden sollen, b) alle Zollpapiere abge-
schafft werden und c), falls der Empfehlung zu b)
nicht in vollem Umfange entsprochen werden kann,
fiir eine Ubergangszeit kostenlose europiische Pa-
piere fiir die voriibergehende Einfuhr geschaffen
werden.

Da das Ergebnis der Beratungen in den Ausschiis-
sen, die sich an diese Vorstellungen kniipften, zu
einer sehr einfachen, sehr einleuchtenden und ein-
hellig von allen Beteiligten unterstiitzten Empfeh-
lung fihrte, kann ich Thnen ersparen, die einzelnen
Phasen der Erwigungen darzustellen, die ja zwangs-
ldufig mit der Absicht zur Vereinfachung eines so
heterogenen Komplexes von Vorschriften verbun-
den sein mufiten.

Ich glaube aber, mich zum Sprecher der Antrag-
steller und aller Kollegen die an diesen Beratungen
beteiligt waren, zu machen, wenn ich insbesondere
dem Bundesflnanzmlnlsterlum gegeniiber nach-
driicklich der Befriedigung dariiber Ausdruck gebe,
daBl — trotz mehrfacher administrativer Bedenken,
die sich insbesondere auf eine erhebliche Vermeh-
rung der Verwaltungsarbeit bezogen, die unter Um-
stdnden fiir die Zollverwaltungen mit den Vorschli-
gen der Ausschiisse verbunden sein kénnte — durch
die sehr intensive und konstruktive Zusammenarbeit
der zustindigen Referate die Ausarbeitung nach-
folgender Vorschlidge moglich wurde.

Der Auswirtige Ausschuf3 und der bei den Bera-
tungen der Drucksache 576 beteiligte Ausschuf3 fiir
Verkehrsfragen schlidgt Thnen vor, die Bundesregie-
rung zu ersuchen, in der Zollabfertigung von Kraft-
fahrzeugen im Reiseverkehr kiinftig wie folgt zu
verfahren.

Personenkraftfahrzeuge, die in einem anderen
Land ordrfungsmiBig zum Verkehr zugelassen sind,
eine nationale Zulassungsnummer tragen und fiir
die bei der Einfuhr das dariliber erteilte nationale
Zulassungspapier vorgelegt wird, werden jeweils
fiir die Dauer von drei Monaten voriibergehend
zum personlichen Gebrauch durch den Einfiihren-
den ohne Erhebung der Eingangsabgaben und ohne
Leistung einer Zollsicherheit zugelassen.

Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter, verzeihen Sie, daB ich
unterbreche: der Text des Antrags liegt dem ganzen
Hause vor. Ich glaube, wir kdonnen darauf verzich-
ten, daf} er verlesen wird. Das kiirzt das Verfahren
etwas ab.

Dr. Brihler (DP), Berichterstatter: Das ist jetzt
wohl auch erledigt; ich habe ihn schon verlesen.

Préasident D. Dr. Gerstenmaler; Bitte?

Dr. Brilhler (DP), Berichterstatter: Den Antrag
habe ich jetzt verlesen. Das ist jetzt — —

Priisident D. Dr. Gerstenmaier: Ich kann Sie
nicht verstehen. Weicht der Antrag, den Sie miind-
lich vortragen, von dem Antrag des Ausschusses ab,
Herr Abgeordneter?

Dr. Briihler (DP), Berichterstatter: Nein!

Die Zulassung wird dadurch erteilt, daB3 das Ein-
gangszollamt auf einer Zusatzkarte — —

(Lachen und Zurufe.)

Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter, ich muf3 doch bitten, daB Sie nach Moglich-
keit abkiirzen. Der Text liegt vor, und das Haus
ist ohnehin in Zeitbedringnis.

Dr. Briihler (DP), Berichterstatter: Die vorgeschla-
gene Regelung wird — ich darf hierbei auf die
guten Erfahrungen verweisen, die Sie mit der Auf-
hebung des Visumszwangs machten — es der Bun-
desrepublik ermdglichen, zuné#chst einseitig, also
ohne Riicksicht auf die Verhandlungen, die auch
nach Absicht der Bundesregierung selbstverstind-
lich mit anderen europiischen Staaten und auf der
Ebene des Europarats fortgefiihrt werden sollen,
auf jedes Zolldokument zu verzichten und ledig-
lich eine lockere Kontrolle tiber die Wiederausfuhr
der ausliandischen Kraftfahrzeuge dadurch zu hand-
haben, dafl bei der Einreise auf dem Einlegeblatt
zu der Zulassungskarte vermerkt wird, daf3 sich das
Fahrzeug von einem solchen Datum an drei Monate
lang in der Bundesrepublik aufhalten kann. Das
ist die groBite Vereinfachung, die es seither auf
diesem Gebiet nicht nur in Europa, sondern in der
ganzen Welt gibt; denn soweit ich unterrichtet bin,
hat sich auBler Didnemark noch kein anderer Staat
entschlossen, auf ein Dokument zu verzichten, das
in der Hand des Staates bzw. der Verwaltung
bleibt, in deren Gebiet das Fahrzeug -einreist.
Unser Vorschlag machte allerdings — hierauf darf
ich an dieser Stelle hinweisen — —

(Abg. Ritzel: § 37 der Geschiftsordnung!
Freie Rede! — Weitere Zurufe.)

Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Nun, Herr Ab-
geordneter Ritzel, darauf konnen wir bei den Be-
richterstattern am wenigsten bestehen. Aber ich
appelliere noch einmal auch an die Herren Be-
richterstatter, sich kurz zu fassen.

(Beifall links, in der Mitte und rechts. —
Abg. Baur [Augsburg]: Dazu muB man
seinen Bericht konnen!)

Dr. Brithler (DP), Berichterstatter: Ich bin gleich
fertig, Herr Priasident, ich habe noch eine Seite zu
lesen.

Unser Vorschlag machte allerdings — hierauf
darf ich an dieser Stelle hinweisen — eine Er-
ginzung des deutschen Zollgesetzes notwendig,
wonach die Entnahme der im erleichterten Ver-
fahren eingefiihrten Kraftfahrzeuge in den freien
Verkehr, die bisher gestattet war, mit Riicksicht
auf die geleistete Sicherheit ohne zollamtliche Mit-
wirkung verboten wird. Im Einvernehmen und
mit der Amtshilfe des Bundesfinanzministeriums
wird dem Hohen Hause in dieser Sitzung ein ent-
sprechender interfraktioneller Gesetzesinitiativ-
antrag zur BeschluBfassung vorgelegt. Der Aus-
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schul wurde iiberdies dahingehend unterrichtet,
daBl die Bundesregierung in Aussicht genommen
habe, in geeigneter Weise mit anderen européi-
schen Staaten in Verbindung zu treten, um die
Einfithrung einer solchen erleichterten Grenz-
abfertigung unter entsprechender Verwendung und
gegebenenfalls Ausgestaltung der nationalen Zu-
lassungspapiere zu erreichen. Im Ausschufl wurde
ferner vorgeschlagen, daBl die Bundesregierung im
Falle der Annahme der AusschuBlempfehlungen die
Neuregelung dem Europiischen Wirtschaftsrat,
dem Europarat sowie deren Mitgliedstaaten ein-
zeln mitteilen solle. Eine entsprechende Empfeh-
lung ist dem Hohen Hause unter Buchstabe B des
Awusschulantrags zur BeschluBfassung vorgelegt.

Am Rande darf ich mich noch mit dem Einwand
auseinandersetzen, der darauf verwies, daB3 die zu-
néchst unvermeidliche einseitige Einfiihrung der
Zusatzkarte auf jeden Fall ein neues Papier im
Grenzverkehr bedeute. Diesemm Einwand kann
leicht dadurch begegnet werden, dafl man iiberein-
kommt, daB3 diese Zusatzkarte nicht unbedingt vor-
handen sein muB. Wenn jemand z. B. ein Carnet
de’ passage besitzt, weil er auch in andere Lander
einreisen will, in denen dieses internationale Zoll-
papier .verlangt wird, sollte er die erforderliche Ab-
stempelung natiirlich auch in seinem Carnet er-
halten konnen. Es diirfte fiir die Verwaltung eine
Sache von einiger Wichtigkeit sein, daB hier so
schnell als méglich Klarheit geschaffen.wird. Das
Bundesfinanzministerium hat diesen Gedanken in
seiner Vorlage selbst ausgesprochen und Verein-
barungen mit den fiir die Verkehrskontrolle zu-
stdndigen deutschen Behoérden in all diesen Dingen
empfohlen.

SchlieBlich hat sich mein Bericht der Erledigung
des gemeinsam mit dem Antrag zur Verein-
fachung der Grenzformalititen fiir private Kraft-
fahrzeuge vorgelegten Antrages der SPD Druck-
sache 338 zur Vereinfachung der Zollkontrolle
zuzuwenden. Ziffer 1 dieses Antrages, wonach die
Bundesregierung aufgefordert werden sollte, die
in der Empfehlung Nr. 51 des Europarates unter
Teil D geforderten Erleichterungen bei der Zoll-
kontrolle der Reisenden von sich aus in Kraft zu
setzen, wurde vom Antragsteller in einer Sitzung
des Finanz- und Steuerausschusses vom 26. Mai
1954 zurtickgezogen. Ziffer 2 des Antrages ent-
spricht in ihrem materiellen Inhalt der Empfeh-
lung der Drucksache 576 zur Vereinfachung der
Zollkontrolle fiur Kraftwagen und wurde daher
vom Auswirtigen AusschuB3 durch seine in diesem
Zusammenhang beschlossene Empfehlung als er-
ledigt betrachtet.

(Zurufe von der SPD.)

— Meine Damen und Herren, ich habe noch drei
oder vier Sitze zu lesen; Sie werden die Geduld
aufbringen, auch noch bis dorthin zuzuhéren.

(Zuruf von der SPD: Es ist nur nicht zu
verstehen!)

Der mitbeteiligte Ausschuf3 fiir Finanz- und
Steuerfragen, der zunichst die Annahme dieser
Ziffer des SPD-Antrags empfohlen hatte, erklirte
sich mit dieser Auffassung einverstanden.

In diesem Sinne ‘darf ich namens des Auswir-
tigen Ausschusses dem Hohen Hause vorschlagen,
den Antrag der Fraktion der SPD betreffend Ver-
einfachung der Zollkontrolle — Drucksache 338 —
durch die BeschluBfassung zu den Buchstaben A

und B des AusschuBantrags fiir erledigt zu erkliren. (C)

Prasident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke dem

Herrn Berichterstatter.
(Heiterkeit.)

Ich eroffne die Beratung. — Das Wort wird
nicht gewlinscht. Ich schlieBe die Beratung. Wer
dem Antrag des Ausschusses auf Drucksache 1788
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
— Gegenprobe! — Der Antrag ist angenommen.

Ich rufe Punkt 3 ¢ auf:

Erste, zweite und dritte Beratung des von
den Fraktionen der -CDU/CSU, SPD, FDP,
GB/BHE, DP eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zur Anderung des Zollgesetzes
(Zweites Anderungsgesetz zum Zollgesetz)
(Drucksache 2038).

Auf das Wort zur Einbringung wird verzichtet.
Ich eroffne die Beratung der ersten Lesung. —
Das Wort wird nicht gewiinscht. Ich schlieBe die
Beratung der ersten Lesung.

Ich eroffne die zweite Beratung. Ich rufe auf .
Art. 1, — 2, — 3, — Einleitung und Uberschrift.
— Das Wort wird nicht gewiinscht. Ich schlieBe die
Beratung. Ich komme zur Abstimmung. Wer den
aufgerufenen Artikeln, der Einleitung und der
Uberschrift zustimmen will, den bitte ich um ein
Handzeichen. — Gegenprobe! — In der -zweiten
Lesung einstimmig angenommen, —

(Abg. Dr. Mommer: Das nenne ich mir
ein Tempo!)

Ich eroffne die
dritte Beratung.

Wer dem Gesetzentwurf Drucksache 2038 zu-
stimmen will, den bitte ich, sich vom Platz zu er-
heben. — Gegenprobe!— Einstimmig angenommen.

Punkt 3 d:

Erste, zweite und dritte Beratung des von
den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP,
GB/BHE, DP eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber
das PaBBwesen (Drucksache 2044).

Ich eréffne die Beratung der ersten Lesung. -—
Das Wort wird nicht gewlnscht. Ich schliefe die
Beratung erster Lesung.

Ich komme zur zweiten Beratung. Ich rufe auf
Art. 1. Hier ist ein Anderungsantrag auf Umdruck

551 gestellt. — Herr Abgeordneter, wiinschen Sie
den Anderungsantrag Umdruck 551 zu begriinden?

(Abg. Dr. von Buchka: Ich werde ihn ganz
kurz begriinden!)

— Zur Begriindung des Antrags Umdruck 551 hat

das Wort der Abgeordnete Dr. von Buchka.

Dr. von Buchka (CDU/CSU): Meine Damen und
Herren! Seien Sie unbesorgt! Ich werde Sie nicht
durch lange Ausfiihrungen strapazieren, zumal es
schade wire um den Europagedanken.

. Es handelt sich hierbei um keinerlei materielle
Anderungen, sondern lediglich um redaktionelle
Klarstellungen. — Ich darf noch bitten, den Antrag
Umdruck 551*) unter Ziffer 2 wie folgt zu dndern:
In § 11 Abs. 1 Nr. 1 werden hinter den Worten ,,des
§ 3 Abs. 1“ die Worte ,,oder 2¢ gestrichen.

*) Siehe Anlage 2.
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Ich bitte das Hohe Haus, diesem Antrag zuzu-
stimmen.

Prdsident D. Dr. Gerstenmaler: Meine Damen
und Herren, das Wort dazu wird nicht gewiinscht.

Wir kommen zur Abstimmung iiber den Ande-
rungsantrag, den Sie soeben gehdrt haben, Wer
diesem Anderungsantrag zustimmen will, den bitte
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das
erste ist die Mehrheit; der Anderungsantrag ist
angenommen.

Ich komme zur Abstimmung iiber den Art. 1 in
der durch diesen Anderungsantrag geiinderten
Fassung. Wer diesem Art. 1 zustimmen will, den
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! —

_Art. 1 ist angenommen.

(B)

Ich rufe auf die Art. 2, — 3, — Einleitung und
Uberschrift. — Wer ihnen zustimmen will, den
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! —

Das Gesetz ist mit den im Antrag Umdruck 551

enthaltenen Anderungen in zweiter Lesung an-
genommen.

Ich komme zur
dritten Beratung,

Ich eroffne die Beratung. — Das Wort wird nicht
gewlinscht. Ich schlieBe die Beratung.

Ich komme zur Abstimmung. Wer dem Gesetz-
entwurf Drucksache 2044 mit den in der zweiten
Lesung angenommenen Anderungen in der dritten
Lesung zustimmen will, den bitte ich, sich vom
Platz zu erheben. — Gegenprobe! —_ Einstimmig
angenommen.

Ich rufe auf Punkt 3e:

Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Mommer, Dr. Dr, h. c. Pinder, Graf von
Spreti, Dr. Becker (Hersfeld) und Genossen
betreffend Vereinfachung der Grenzforma-
litaten fiir Reisende (Drucksache 2156).

Wird zu diesem Antrag das Wort gewiinscht?
— Das Wort wird nicht gewiinscht. Ich schliefe die
Beratung.

Ich komme zur Abstimmung. Wer dem Antrag
Drucksache 2156 zustimmen will, den bitte ich um
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Der Antrag ist
angenommen.

Ich rufe auf Punkt 3f:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr.
Mommer, Kiesinger, Dr. Becker (Hersfeld),
Dr. Schranz und Genossen betreffend Be-
schliisse des Unterausschusses 3 des Aus-
schusses des Deutschen Bundestages fiir aus-
wiirtige Angelegenheiten und der interparla-
mentarischen franzosischen Kommission fiir
Fragen der Grenzformalititen iiber die Ver-
einfachung der Grenziormalititenim deutsch-
franzosischen Reiseverkehr (Drucksache 2157).

Wird dazu das Wort gewiinscht? — Das Wort
wird nicht gewiinscht. Ich schlieBe die Beratung.
Ich komme zur Abstimmung. Wer diesem Antrag

zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen.
— Gegenprobe! — Der Antrag ist angenommen.

Ich rufe auf Punkt 3g:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr.
Mommer, Dr. Dr. h. c. Pilinder, Graf von
Spreti, Dr. Becker (Hersfeld) und Genossen

betreffend Vereinfachung der Formalitiiten
in Flughifen (Drucksache 2158).

Wird zu diesem Antrag das Wort gewlinscht? —
Das Wort wird nicht gewiinscht. Ich schlieBe die
Beratung.

Bei diesem Antrag ist wieder vorgesehen Uber-
weisung an den AusschuB fiir Angelegenheiten der
inneren Verwaltung und an den Ausschuf} fir aus-
wirtige Angelegenheiten. Wird dem widerspro-
chen? —

(Zurufe: Ja! — Abg. Dr. Mommer:
Abstimmen!)

— Abstimmen? Gut, wenn nicht auf Ausschuf3iiber-
weisung bestanden wird, stimmen wir dartber ab.

Wer dem Antrag Drucksache 2158 zustimmen
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Angenommen.

Ich komme zu Punkt 3h:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr.
Mommer, Dr. Dr. h. c. Piinder, Graf von
Spreti, Dr. Becker (Hersfeld) und Genossen
betreffend Verzicht auf den internationalen
Fiihrerschein (Drucksache 2159).

Wird dazu das Wort gewiinscht? — Das Wort
wird nicht gewlinscht. Ich schlieBe die Beratung.

Wird hier ein Uberweisungsantrag gestellt?
(Abg. Riimmele: Verkehrsausschuf}!)

— Herr Abgeordneter Riimmele, Sie wollen bean-
tragen, daB dieser Antrag an den Verkehrsaus-
schufl kommt?

(Abg. Rimmele: Er ist ndmlich schon dort!)

— Eine Sekunde! — Herr Abgeordneter‘Mommer,
wollen Sie dazu etwas sagen?

(Abg. Dr. Mommer: Keine Uberweisung!)

— Der Uberweisung wird widersprochen. Herr Ab-
geordneter Riilmmele, konnen Sie Thren Antrag zu-
riickziehen?
(Abg. Riimmele: Einverstanden, wir haben
ihn némlich schon!)

— Sie haben ihn schon. Also keine Uberweisung.

Wer dem Antrag Drucksache 2159 zustimmen
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Der Antrag ist angenommen.

Meine Damen und Herren, den Punkt 3i stellen
wir zuriick, da es sich um eine GroBe Anfrage
handelt und der Herr Staatssekretir des Auswir-
tigen dann zum SchluB zu Punkt 3 sprechen
und dabei die GroBe Anfrage beantworten wird.

Ich fahre fort mit Punkt 3 j:

Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Mommer, Graf von Spreti, Dr. Becker
(Hersfeld) und Genossen betreffend Zoll-
befreiung fiir Betriebsstoffe der Landkraft-
fahrzeuge (Drucksache 2161).

Wird dazu das Wort gewiinscht? — Das Wort
wird nicht gewiinscht. Ich schlieSe die Beratung.
Soll verabschiedet werden oder wird ein Uber-
weisungsantrag gestellt?

(Zuruf: Verabschieden!)

— Uberweisung wird nicht gewiinscht. Also wer
diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Der Antrag ist
angenommen.

©
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Ich komme zu Punkt 3 k:

Beratung des Antrags der Abgeordneten
Grafin Finckenstein, Dr. Leverkuehn, Dr.
Becker (Hersfeld) und Genossen betreffend
Erleichterung des europiischen Reisever-
kehrs durch Autobahnsymbeol (Drucksache
2162).

Wird dazu das Wort gewiinscht? — Das Wort
wird nicht gewiinscht. Ich schlieBe die Beratung.
Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich
um ein Handzeichen. — Der Antrag ist ange-
nommen.

Punkt 31:

Beratung des Schriftlichen Berichts*) des
Ausschusses fiir Finanz- und Steuerfragen
(19. AusschuBl) tuber den Antrag der Frak-
tion der SPD betreffend Zollfreie Einfuhr
von Kaffee und Tee im Reiseverkehr
(Drucksachen 1969, zu 1969, 1773).

Berichterstatter: Abgeordneter Krammig.

Auf miindliche Berichterstattung wird verzichtet.
Ich eroffne die Beratung. — Das Wort wird nicht
gewlinscht.

(Abg. Dr., Mommer: Herr Prisident, ich
bitte ums Wort!)

— Sie wollen dazu das Wort nehmen? Zur Ab-
stimmung?

(Abg. Dr. Mommer: Nein, zur Sache!)
Herr Abgeordneter Mommer! ‘

Dr. Mommer (SPD): Herr Président! Meine Da-
men und Herren! In dem AusschuBlbericht wird
dem Hause vorgeschlagen, den Antrag meiner Frak-
tion abzulehnen. Dieser Antrag lautete, daB3 es in
Zukunft so sein soll wie in der Vergangenheit, daf3
Reisende aus dem Ausland die bescheidene Quanti-
tit Kaffe und Tee mitbringen diirfen, ohne daf
sie deswegen belastigt werden. Ich bitte Sie, den
Antrag des Ausschusses abzulehnen und dem An-
trag meiner Fraktion auf zollfreie Einfuhr von
einem halben Pfund Kaffee im Monat zuzustim-
men.

Prasident D. Dr. Gerstenmaler: Herr Abgeord-
neter Dr. Mommer, ich bedaure, im Augenblick liegt
mir nur dieser AusschuBlantrag vor. Dann miif3te der
Antrag auf Drucksache 1773 wieder aufgenommen
werden. Wenn der Ausschuflantrag abgelehnt wer-
den sollte, dann mii3te das Haus erneut iiber den
Antrag auf Drucksache 1773 entscheiden. — Zu-
nichst hat das Wort der Herr Staatssekretidr der
Finanzen.

Hartmann, Staatsekretir im Bundesministerium
der Finanzen: Herr Prisident! Meine Damen und
Herren! Ich werde mich in Anbetracht der vorge-
rickten Stunde sehr kurz fassen. Auf der letzten
Seite des Schriftlichen Berichts des Ausschusses zu
Drucksache 1969 sind die Ausfiihrungen des Regie-
rungsvertreters zusammengefa3t worden. Es heif3t

*) Siehe Anlage 3.

dort, daB die Wiedereinfiihrung des fritheren Zu-
standes im groflen Reiseverkehr mit dem Gesetz
nicht im Einklang stehe, dafl die Wiedergewihrung
der Abgabebefreiung, wie sie voriibergehend be-
standen hat, weiterhin eine Abstempelung der
Reisepiisse erforderlich machen wiirde, und wir sind
doch alle froh, daB das nicht mehr notwendig ist.
Daher hat sich die Mehrheit des Ausschusses dem
Standpunkt des Bundesfinanzministeriums ange-
schlossen. Ich darf Sie bitten, sich im Plenum des
Hohen Hauses dem Votum des AusschusSes anzu-
schlieBen.

Prdsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird dazu weiter
das Wort gewlinscht? — Abgeordneter Dr. Mommer.

Dr. Mommer (SPD): Der Herr Staatssekretir hat
sicher recht., Aber im Ausschufl fiir Finanz- und
Steuerfragen ist diese Sache eben unter fiskali-
schen Aspekten gepriift worden, und wir meinen,
da3 das Finanzministerium unsere MaBnahmen
zur Befreiung des Grenziibergangs von den vielen
Formalitdten nicht benutzen sollte, seinerseits Er-
schwerungen des Grenziibergangs einzufiihren.

Prasident D. Dr. Gerstenmaler: Weiter wird das
Wort nicht gewiinscht.

: ]

Dann kommen wir zur Abstimmung tiber den
Antrag des Ausschusses. Wer diesem Antrag des
Ausschusses zustimmen will, den bitte ich um ein
Handzeichen. — Gegenprobe!

(Abg. Dr. Mommer: Das ist die Mehrheit! —
Heiterkeit.)

— Meine Damen und Herren, bei dieser Besetzung
des Hauses ist schwer zu entscheiden, Wir wieder-
holen die Abstimmung. Wer fiir den Antrag des
Ausschusses ist, d. h. dafiir, den SPD-Antrag ab-
zulehnen, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Meine Damen und Herren, es bleibt uns
nichts erspart; wir kommen zum Hammelsprung.
Ich mache noch einmal darauf aufmerksam, daB
nunmehr liber das Ja oder Nein zu dem Ausschufl-
antrag abgestimmt wird.
(Die Abgeordneten verlassen den Saal)
Ich bitte, die Tiuren zu schlieBen.

Ich bitte, die Tiiren zu 6ffnen. Die Auszidhlung
beginnt. ‘
(Wiedereintritt und Zahlung.)

Ich bitte, die Tliren zu schlieBen. Die Auszihlung
ist beendet.

Meine Damen und Herren, das Ergebnis der
Auszihlung: 85 Ja, 135 Nein. Das ergibt eine Ge-
samtzahl von 221 Mitgliedern des Hauses.

Ich stelle fest, dal das Haus bei Anwesenheit
von 221 Mitgliedern nicht beschluBfihig ist. Ich
hebe deshalb nach § 51 der Geschidftsordnung die
Sitzung auf.

Ich berufe die néachste Sitzung des Deutschen
Bundestages ein auf morgen, Freitag vormittag,
9 Uhr. Die Sitzung ist geschlossen.

(SchluB3 der Sitzung: 20 Uhr 24 Minuten.)

(©)
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(A) Anlage 1
Liste der beurlaubten Abgeordneten

®)

a) Beurlaubungen

Abgeordnete beurlaubt bis einschlieBlich
Peters 15. 1.
Meitmann 12. 5.
Dr. Starke 30. 4.
Blachstein 20. 4.
Mensing 15. 4.
Morgenthaler 15. 4.
Miller 10. 4.
Dr. Dittrich 7. 4.
Kalbitzer 7. 4.
Lulay 7. 4.
Kahn : 1. 4.
Bohm (Diisseldorf) 31. 3.
Diedrichsen 31. 3.
Dr. Hammer 31. 3.
Dr. Kopf 31. 3.
Dr. Luchtenberg 31. 3.
Dr. Maier (Stuttgart) 31. 3.
Moll 31. 3.
von Manteuffel (NeuB) 28. 3.
Gedat 24. 3.
Hoogen 24. 3.
Horn 24. 3.
Frau Keilhack - 24. 3.
Frau Schroeder (Berlin) 24. 3.
Altmaier 23. 3.
Dr. Baade 23. 3.
Birkelbach 23. 3.
Brandt (Berlin) 23. 3.
Brookmann (Kiel) 23. 3.
Cillien 23. 3.
Dr. Conring 23. 3.
Dopatka 23. 3.
Feldmann 23. 3.
Frau Geisendorfer 23. 3.
Hansen (Koéln) 23. 3.
Horauf 23. 3.
Dr. .Lindenberg 23. 3.
Frau Dr. Dr. h. c. Liiders 23. 3.
Oetzel 23. 3.
Ollenhauer 23. 3.
Pelster 23. 3.
Frau Pitz 23. 3.
Rademacher 23. 3.
Frau Dr. Rehling 23. 3.
Reitzner [ 23. 3.
Stiicklen 23. 3.
Wagner (Ludwigshafen) 23. 3.
Dr. Atzenroth 22. 3.
Bettgenhiuser 22. 3.
Brockmann (Rinkerode) 22. 3.
Dr. Biirkel . 22. 3.
Dr. Deist 22. 3.
Etzenbach 22. 3.
Frehsee 22. 3.
Dr. Glasmeyer 22. 3.
Gilinther 22. 3.
Jahn (Frankfurt) 22. 3.
Koénen (Diisseldorf) 22. 3.
Kiithn (Kéln) 22. 3.
Leibfried 22. 3.
Dr. Leiske 22. 3.
Marx 22. 3.
Massoth 22. 3.
Frau Dr. Maxsein 22. 3.
Dr. Mocker 22. 3.
Rasch 22. 3.
Richarts 22. 3.
Dr. Schellenberg 22. 3.

Schneider (Bremerhaven) 22, 3.
Voss 22. 3.
Dr. Willeke 22. 3.
b) Urlaubsantrige
bis einschlieBlich
Dr.-Ing, E. h. Schuberth 15. 4.
Anlage 2 Umdruck 551

(Vgl. 8. 7115 D)

Anderungsantrug des Abgeordneten Dr., von
Buchka zur zweiten Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Anderung
des Gesetzes iiber das Palwesen (Drucksache 2044).

Der Bundestag wolle beschliefen:

1. Die Einleitung des Art. 1 wird wie folgt gefaSit:
Das Gesetz liber das PaBwesen vom 4. Mirz
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 290) wird wie folgt
geédndert: :

1. § 3 erhilt folgende Fassung:
2. Dem Art. 1 wird folgende Nummer 2 angefiigt:

2. In § 11 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte
,oder 2“ gestrichen.

Bonn, den 21. Mirz 1956
Dr. von Buchka

Drucksache zu 1949
(Vgl. S. 7117 A)
Schriftlicher Bericht

des Ausschusses fiir Finanz- und Steuerfragen iiber
den Antrag der Fraktion der SPD betr. zollfreie
Einfuhr von Kaffee und Tee im Reiseverkehr
(Drucksache zu 1969)

Berichterstatter: Abgeordneter Krammig
I. Darstellung der Rechtslage

1. Zoll- und Verbrauchsteuerbefreiung fiir Kaf-
fee und Tee bei der Einfuhr in das Bundesgebiet
basieren im wesentlichen auf § 69 Abs. 1 Ziff. 23,
24 und 25 des Zollgesetzes (ZG) vom 20. Miirz 1939
(RGBL. I S. 529), dem Kaffee- und dem Teesteuer-
gesetz, beide vom 30. Juli 1953 (BGBl. I S. 708
bzw. 710). Das Kaffee- und das Teesteuergesetz be-
stimmen, daB8, wenn in Fillen des § 69 ZG Zoll-
befreiung eintritt, auch Steuerbefreiung zu gewih-
ren ist.

2. § 69 Abs. 1 Ziff. 23 ZG befreit von der Ein-
fuhrzollschuld Waren in kleinen Mengen oder von
geringem Zollwert. Was solche Mengen sind, be-
stimmt § 122 der Durchfiihrungsbestimmungen zum
Zollgesetz (Allgemeine- Zollordnung — AZO) vom
21. Miérz 1939 (RMinBl. 1939 S. 313) und vom
8. Miarz 1951 (BGBL I S. 171). Kaffee und Tee fal-
len unter diese Befreiungsvorschrift nur dann,
wenn sie lose oder in angebrochenen Packungen,
in Mengen von weniger als 50 Granim bei Kaffee,

Anlage 3

- in Mengen von weniger als 20 Gramm bei Tee, von

Bewohnern des deutschen Zollgrenzbezirks (in der
Regel ein Grenzstreifen von 15 km Tiefe) im Alter
von mehr als 16 Jahren zum Verbrauch in der Fa-
milie eingebracht werden. Diese Vergiinstigung,
die alle Eingangsabgaben (Zoll, Kaffee- bzw. Tee-
und Umsatzausgleichsteuer) umfait, kann zweimal
monatlich in Anspruch genommen werden.

3. Proben und Muster von Kaffee und Tee in
zum Genufll geeigneter Beschaffenheit sind in Men-
gen bis zu 250 Gramm Rohgewicht zoll- und steuer-
frei, wenn sie mit der Post fiir einschligige Han-
delsunternehmen eingehen (§ 69 Abs. 1 Ziff. 24 ZG
in Verbindung mit § 122 Abs. ‘1 Ziff. 1 AZO).

©
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4. Vor ErlaB der die abgabenfreie Einfuhr von
Kaiffee und Tee begiinstigenden Anordnungen des
Bundesministers der Finanzen, die in Drucksache
1773 und in diesem Bericht, Ziffer 6 bis 11, im ein-
zelnen genannt bzw. behandelt worden sind, gal-
ten im Reiseverkehr die Bestimmungen des § 69
Abs. 1 Ziff. 25 ZG, §§ 124, 126 AZO.

Soweit sie fiir die Beurteilung des Beratungsge-
genstandes von Bedeutung sind, werden sie nach-
stehend zitiert.

§ 69 Abs. 1 Ziff. 25 ZG lautet:

(1) Einfuhrzoll wird nach niherer Bestimmung
des Reichsministers der Finanzen nicht erhoben
............... ; von Nahrungs- und GenuBmit-
teln zum Reiseverbrauch,

Was Reise im Sinne dieser Vorschrift ist, erldu-
tert § 124 AZO wie folgt:

(1) Als Reise im Sinne des § 69 Abs. 1 Ziff. 25
des Zollgesetzes wird fiir im Zollausland wohnende
Personen die Reise ins Zollausland, die unmittel-
bare Durchreise durch das Zollgebiet und die Ein-
und Ausreise mit einem kiirzeren Aufenthalt im
Zollgebiet angesehen. . . .

(2) Reist eine im Inland wohnende Person zu
voriibergehendem Aufenthalt ins Zollausland, so
ist diese Reise im Sinne des § 69 Abs. 1 Ziff. 25
des Zollgesetzes die im Zollausland zuriickgelegte
Reise und die Riickreise im Zollgebiet.

Nahrungs- und Genufimittel, die der Reisende
bei der Einreise mit sich fiihrt, bleiben nach § 69
Abs. 1 Ziff. 25 ZG in Verbindung mit § 126 Abs. 1
AZO insoweit zollfrei, als sie zum Verbrauch auf
der Durchreise oder bis zum Erreichen des Reise-
ziels im Zollgebiet bestimmt und nach Reiseziel
und Reisedauer angemessen sind. Die Entscheidung
dariiber, welche Mengen im einzelnen Fall zollfrei
bleiben, treffen die Zollabfertigungsbeamten nach
ihrem Ermessen, bei Waren, fiir die Héchstmen-
gen festgesetzt sind, im Rahmen dieser Begren-
zung. Beim groBBen Reise- und Durchgangsverkehr
wird nicht kleinlich verfahren, bei Grenzbewoh-
nern wird ein strenger MaBstab angelegt. Im Rah-
men dieser Vorschrift sind fiir Kaffee und Tee in
der AZO keine Hochstmengen festgesetzt worden.

Werden im Reiseverkehr gréfere Mengen an
Nahrungs- und GenuBmitteln zur Zollabfertigung

. gestellt, als zum Verbrauch auf der Reise zollfrei

gelassen werden koénnen, so werden gemiB3 § 126

- Abs. 5 AZO nur die den Reisebedarf iibersteigen-

den Mengen verzollt oder zu einem Zollverkehr
abgefertigt.

5. Mit Erlal vom 24. April 1951 III — Z 2321 —
9/51 — O 1729 — 121/51 —, verdffentlicht im Bun-
deszollblatt (BZBL) 1951 S. 188, ordnete der Bun-
desminister der Finanzen Erleichterungen fiir Rei-
sende aus europiischen und auBereuropiischen
Lindern an. Soweit diese Anordnung fiir die hier
behandelte Vorlage von Bedeutung ist, fithrte sie
aus:

»Die Organisation fiir die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit Europas (OEEC) hat in ihren Ratsbe-
schliissen vom 17. November 1949 und 5. Juni 1950
fir alle Mitgliedstaaten verbindliche wesentliche
Erleichterungen in der Behandlung von Reisenden
aus liberseeischen und OEEC-Lindern ver-
einbart. Die Erleichterungen betreffen die Ab-

gabenfreiheit und die allgemeine Genehmigung
zur Ein- und Ausfuhr von Waren. Zur Durchfiih-
rung dieser Beschliisse ordne ich folgendes an:

A. Allgemeines

3. Es ist wieder nach § 69 Abs. 1 Ziff. 25 ZG
und den dazu erlassenen Durchfithrungsbestim-
mungen unter Beriicksichtigung der nach Ab-
schnitt B dieses Erlasses geplanten und schon
jetzt anzuwendenden Anderung des § 126 AZO
zu verfahren.

..............

Der Abschnitt B des Erlasses bezog sich nicht
auf Kaffee und Tee, sondern nur auf Tabakwaren
(Tabakerzeugnisse und Zigarettenhiillen). Der Er-
1aB stellte also fir verschiedene Waren, auch fiir
Kaffee und Tee, fest, dal nach § 69 Abs. 1 Ziff. 25
ZG bei der Einfuhr dleser Gegenstinde zu verfah-
ren sei. Demnach galt fiir Kaffee und Tee, daB sie
insoweit abgabenfrei zu belassen seien, als sie zum
Verbrauch auf der Durchreise oder bis zum Er-
reichen des Reiseziels im Zollgebiet bestimmt und
nach Reiseziel und Reisedauer angemessen sind
(Relsebedarf) Die Entscheidung dariiber, welche

Mengen im einzelnenFall abgabenfrei blelben hat-

ten die Zollabfertigungsbeamten nach ihrem Er-
messen zu treffen.

6. Kaffee und Tee konnten daher nach geltendem
Recht nur in Ausnahmefillen als Reisebedarf zoll-
frei gelassen werden. Als solche Ausnahmefille
sind in dem Erlafl des Bundesministers der Finan-
zen vom 30. August 1955 III B/1 — Z 2320 — 93/55
beispielsweise aufgefiihrt:

. »Kaffee und Tee bei Touristen, Faltbootfahrern,
Campingreisenden usw., wenn sie eine Aus-
ristung mit sich fithren, die auf die ernstliche
Absicht, die Mahlzeiten selbst zuzubereiten,
schlieBen 14B3t.“

7. In extensiver Auslegung des unter Ziffer 5
dieses Berichts erwéhnten Erlasses vom 24. April
1951 und in Abweichung von § 126 AZO erklirte
sich der Bundesminister der Finanzen mit ErlaB
vom 15. August 1951 III Z 2321 — 32/51 damit ein-
verstanden, bei derFestsetzung der zollfreien Men-
gen von Genufimitteln im groBen Reiseverkehr bei
Kaffee und Tee wie folgt zu verfahren:

Die Notwendigkeit, Kaffee und Tee als Reise-
bedarf (§ 126 AZO) zollfrei zu lassen, kann sich
nur im Reiseverkehr tiber gréfere Strecken, d. h.
bei einer Entfernung iiber 50 km von der Grenze
bis zum Reiseziel ergeben. Unter dieser Voraus-
setzung kénnen gebrannter Kaffee bis zu einer

- Menge von 250 Gramm oder 125 Gramm Kaffee-
ausziige und Tee bis zu einer Menge von 50
Gramm im allgemeinen als Reisebedarf abgaben-
frei belassen werden.

8. Ab 1. August 1952 erfolgte mit ErlaB des
Bundesministers der Finanzen vom 21. Juni 1952
III B— Z 2321 — 9/52 eine Einschrinkung der Ver-
glinstigung. Danach konnte grundsétzlich nur noch
ein Reisebedarf an Kaffee und Tee im Reisever-
kehr iiber griBere Strecken, d. h. bei einer Entfer-
nung von etwa 100 km von der Eingangszollstelle
bis zum Reiseziel anerkannt werden. Unter dieser
Bedingung durften 250 Gramm gebrannter Kaffee
oder 125 Gramm Kaffeeauszlige und 50 Gramm
Tee bei der ersten Einreise im Monat als Reisebe-
darf abgabenfrei belassen werden.

©

(D)



7120

2. Deutscher Bundestag — 137. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 22. Mérz 1956

(Krammig)

9. Der Erlafl des Bundesministers der Finanzen
vom 27. August 1952 III B — Z 2321 — 22/52 stellte
klar, daf3

1. Kur-, Sommergiste usw., die sich voriiber-
gehend im Zollgrenzbezirk aufhalten, keine ab-
gabenfreien Mengen von Kaffee und Tee ein-
fihren konnen, wie sie Grenzbewohnern mit
stindigem Wohnsitz im Zollgrenzbezirk zu-
stehen (Ziffer 2 dieses Berichtes),

2. Kaffee- und Teemengen unter den Vorausset-
zungen des in Ziffer 8 dieses Berichtes erwihn-
ten Erlasses zollfrei eingefiihrt werden kénnen,
wenn die Reise nicht in einem Zuge ausgefiihrt,
sondern durch einen lidngeren oder kiirzeren
Aufenthalt (z. B. Kuraufenthalt) unterbrochen
wird,

3. die Abgabenvergiinstigung, die nur bei der
ersten Einreise im Monat gewahrt wird, von
der Vorlage eines Reisepasses abhingig zu
machen ist, aus dem ersichtlich ist, daBl es sich

. um die erste Einreise im Monat handelt.

10. Der weitere ErlaB des Bundesministers der
Finanzen vom 1. Oktober 1952 III B—Z 2321 —
26/52 lieB schlieBlich die Abgabenvergiinstigung
auch bei SammelpaBireisenden zu, obwohl ein ein-
wandfreier Nachweis der ersten Einreise im Monat
bei SammelpaBreisenden nicht moglich ist.

11. Mit Erla8 vom 13. Miirz 1953 III B — Z 2320
— 17/53 wies der Bundesminister der Finanzen die
Zollstellen darauf hin, dafl in dem Merkblatt iiber
die abgabenfreie Einfuhr von Tabakwaren, Kaffee
und Tee die Hundertkilometergrenze bei der ab-
gabenfreien Einfuhr von Kaffee und Tee weggelas-
sen worden sei. Insoweit galt der in Ziffer 8 dieses
Berichtes erwihnte ErlaB als geandert.

12. SchlieBlich, und damit wurde der Rechtszu-
stand des § 69 Abs. 1 Ziff. 25 ZG in Verbindung
mit § 126 AZO wiederhergestellt (Ziffer 4 bis 6 die-
ses Berichts), hob der Bundesminister der Finan-
zen mit Erlafl vom 30. August 1955 III B/1 — Z 2320
— 93/55 mit Wirkung vom 1. November 1955 die
Bestimmungen iiber die allgemeine Abgabenbefrei-
ung fiir Kaffee und Tee im groBen Reiseverkehr
(Ziffer 7 bis 11 dieses Berichtes) wieder auf.

II. Beratung im Ausschufl

13. Der Antrag auf Drucksache 1773 wurde in
der 109. Sitzung des Bundestages am 27. Oktober
1955 an den AusschuBl zur Beratung iberwiesen.
Der AusschuB behandelte die Vorlage in der
80. Sitzung am 14. Dezember 1955.

14. Die Antragsteller begriindeten die von ihnen
angestrebte Wiederherstellung der allgemeinen
Abgabenvergiinstigung fiir Kaffee und Tee im
Sinne des in den Ziffern 7 bis 11 dieses Berichtes
erwiahnten AusmaBes insbesondere damit, daB die
Aufhebung der Abgabenvergiinstigung im Zuge
des ‘Abbaues der Zollschranken und der Verein-
fachung der Zollabfertigung beim Grenziibertritt
unverstindlich sei. Sie wiesen ferner darauf hin,
daB die Aufhebung der Vergiinstigung in erster
Linie minderbemittelte Bevodlkerungskreise trife
und zu Kaffee- und Teeschmuggel erneut anreize.

15. Der Vertreter der Bundesregierung begriin-
dete die Aufhebung der allgemeinen Abgabenver-
glinstigung mit liangeren Ausfiihrungen. Er fiihrte
im wesentlichen folgendes aus: )

a) Als Folge der Verknappung von Kaffee und
Tee nach dem Kriege, der verhiltnism#é8ig hohen

Verbrauchsteuerbelastung und der
Preise fiir diese GenuBmittel seien an den Grenz-
zollstellen erhebliche Abfertigungsschwierigkeiten
dadurch aufgetreten, daB die Reisenden in zuneh-
mendem MaBe bestrebt gewesen waren, mdglichst
groBe Mengen dieser Waren abgabenfrei einzufiih-
ren. Diese anormalen Verhiltnisse hitten es ge-
rechtfertigt, zur Wahrung der Einheitlichkeit und
Erleichterung bei der Zollabfertigung den Begriff
»Reisebedarf“ weitherzig auszulegen, also auch
dem Reisenden Kaffee und Tee abgabenfrei zu be-
lassen, der sie nicht wihrend der Reise verbrauche.
Den Zollstellen sei daher die Richtlinie gegeben
worden, im grofien Reiseverkehr allgemein Kaffee
bis zu einer Menge von 250 Gramm und Tee bis zu
einer Menge von 50 Gramm als Reisebedarf anzu-
erkennen. Der Erlafl dieser Richtlinie zur Anwen-
dung des § 126 Abs. 1 AZO erschien insbesondere
auch deswegen vertretbar, weil er nur im groflen
Reiseverkehr und damit unter den damaligen Ver-
hiltnissen auf einen beschriankten Personenkreis
(insbesondere Auslinder) Anwendung fand.

b) Durch die Aufhebung des Visumzwanges sei-
tens der meisten Nachbarliander der Bundesrepu-
blik sei der Grenziibertritt erheblich erleichtert
worden. Dies und die Gewihrung der allgemeinen
Abgabenbefreiung fiir Kaffee und Tee habe fiir in
erreichbarer Nihe zur Grenze wohnende Bevoélke-
rungskreise einen immer groBer werdenden Anreiz
geboten, ihren Bedarf an diesen GenuBmitteln im
Ausland zu decken. Das habe dazu gefiihrt, daB es
weniger die zum internationalen Reisepublikum
rechnenden Personen waren, die entsprechend dem
Zweck der Vergiinstigung anlaBlich einer Reise
Kaffee und Tee mitbrachten, als vielmehr und in
stindig zunehmendem Umfang Inlinder, die dem

Sinn der gewidhrten Vergilinstigung zuwider aus- (D)

schlieBlich zum Einkauf dieser GenuBmittel die
Grenze iiberschritten hitten. An allen Grenzen,
insbesondere von den in Grenznahe liegenden
Grofstadten, hiatten Autobusunternehmer z. T. re-
gelmiaBig Gesellschaftsfahrten in das benachbarte
Ausland veranstaltet, die laut 6ffentlichen Ankiin-
digungen ausschlieBlich zum Kaffeeinkauf durch-
gefiihrt worden seien. So habe z.B. die Zeitung
sDer Mittag® am 12. September 1955 einen mit
»Schiffer bringt uns an den Bettelstab“ {iiber-
schriebenen Bericht aus Diisseldorf gebracht, wo-
nach die Omnibusunternehmer selbst zugaben, daB3
der Hauptanreiz fir die von ihnen durchgefiihrten
Tages- und Kurzfahrten nach Holland und Belgien
das zollfreie halbe Pfund Kaffee gewesen sei.

¢) Diese Entwicklung habe in immer starkerem
MaBe dazu gefiihrt, daf auf Grund der friither den
Zollstellen gegebenen Richtlinie Zollbefreiungen
gewidhrt wurden, die auch bei sehr weitherziger
Auslegung nicht mehr mit dem Gesetz in Einklang
zu bringen wiren. Denn die Einfuhr von Kaffee
und Tee durch die in erreichbarer Nihe zur Grenze
wohnende Bevélkerung koénne beim besten Willen
nicht unter den Begriff ,Reisebedarf“ gebracht
werden. Schon um die GesetzmiBigkeit der Ver- -
waltung wiederherzustellen, sei es deshalb nicht
mehr vertretbar gewesen, die Zollstellen weiter
nach diesen Richtlinien verfahren zu lassen.

d) Dariiber hinaus sei als Folge der allgemei-
nen Abgabenbefreiung fiir Kaffee-und Tee an den
hauptsichlich dafiir in Frage kommenden Grenz-
iibergingen ein Massenandrang von , Kaffeereisen-
den“ aufgetreten, der an den Hauptverkehrstagen
zu Stauungen von Menschen und Fahrzeugen und

Stockungen bei den zollamtlichen Verrichtungen

iiberhshten (©)
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an den Grenziibergingen gefiihrt habe, wodurch
auch das internationale Reisepublikum, das kaum
noch von der Vergiinstigung Gebrauch mache, in
Mitleidenschaft gezogen wurde. Die Abgabenbe-
freiung, die zunichst zur Erleichterung und Be-
schleunigung der Zollabfertigung im internationa-
len Reiseverkehr beigetragen habe, habe somit im
Laufe der Zeit durch die oben geschilderte Ent-
wicklung sowohl fiir die Verwaltung als auch fiir
den echten Reiseverkehr in immer gréBerem Um-
fang Erschwerungen und Nachteile mit sich ge-
bracht. . :

e) Ferner sprichen auch Griinde der Gerechtig-
keit gegen eine Beibehaltung des bisherigen Zu-
standes. Denn nur in erreichbarer Nihe zur Lan-
desgrenze wohnende Inldnder oder die weiter von
der Grenze wohnenden begiiterten Reisenden kénn-
ten die Steuerbefreiung fiir sich in Anspruch neh-
men, wihrend der Verbraucher im Landesinnern
seinen Kaffee nur mit entsprechender Zoll- und
Kaffeesteuerbelastung erwerben kénne.

f) SchlieBlich habe die umfangreiche Ausnutzung
der Abgabenbefreiung zu teilweise existenzgefihr-
denden EinbuBlen fiir den einschligigen Handel im
Grenzgebiet gefiihrt. Allein aus der Schweiz seien
nach schweizerischen handelsstatistischen Angaben
auf diesem Wege monatlich 40 bis 50 000 kg Kaffee
in die Bundesrepublik eingefiihrt worden. Nach
holléindischen Schitzungen wiirden durch deutsche
Reisende monatlich 100 000 kg Rostkaffee aus Hol-
land in die Bundesrepublik verbracht.

g) Den letzten AnstoB zur jetzt erfolgten Auf-
hebung der genannten Richtlinie habe aber folgen-
der Umstand gegeben:

Die allgemeine Abgabenbefreiung fiir Kaffee

®B) und Tee sei nur einmal im Monat, und zwar bei

der ersten Einreise im Monat gewihrt worden. Die
Kontrolle hieriiber konnte von den Zollabferti-
gungsbeamten bis zum 30. Juni 1955 ohne nennens-
werten Zeitverlust fiir den Reisenden durch Ein-
sichtnahme i1 den PaBl an Hand der darin abge-
druckten Einreisestempel des PafBkontrolldienstes
ausgelibt werden. Seitdem aber bei Inlindern zur
Vereinfachung und Beschleunigung der Grenzab-
fertigung vom PaBkontrolldienst keine PaBeintra-
gungen mehr vorgenommen werden, sei diese Még-
lichkeit entfallen. Es miisse deshalb zur Uber-
wachung der abgabenfreien Einfuhr von Kaffee
und Tee durch die Zollverwaltung nunmehr eine

Stempelung der Pisse erfolgen. Da die Zollabfer- (C)

tigung sich in der Regel nach der Reihenfolge des
Grenziibertritts vollziehe, werden von den durch
die Abstempelung verursachten Verzdgerungen in
nicht zumutbarer Weise auch die ausldndischen
Reisenden betroffen, die in der Mehrzahl keinen
Kaffee und Tee mit sich fiihren. Der mit dem Weg-
fall der Abstempelung durch den PaBkontrolldienst
verfolgte und auch erreichte Zweck der Erleichte-
rung und Beschleunigung der Grenzabfertigung
werde bei der Abstempelung der Pisse durch die
Zollbeamten wieder aufgehoben.

h) Zusammenfassend sei zu sagen:

aa) Unter den geschilderten Verhiltnissen stehe
die Wiedereinfithrung des fritheren Zustandes und
die weitere Aufrechterhaltung der allgemeinen Ab-
gabenbefreiung fiir Kaffee und Tee im groBen
Reiseverkehr mit dem Gesetz nicht in Einklang.

bb) Die Wiedergewsdhrung der Abgabenbefrei-
ung wiirde weiterhin eine Abstempelung der Reise-
pisse zur Uberwachung der abgabenfreien Einfuhr
erforderlich machen, wodurch der mit dem Weg-
fall der Abstempelung durch den PaBkontroll-
dienst verfolgte Zweck wieder aufgehoben wiirde.

16. Die Antragsteller bezweifelten die Richtigkeit
der handelsstatistischen Zahlen (Ziffer 15 f), weil
Ausfuhren solcher Art sich nie zutreffend feststel-
len lassen wiirden.

17. Die Mehrheit des Ausschusses machte sich die
Begriindung des Regierungsvertreters zu eigen. Sie
hielt den Zeitpunkt fiir gekommen, den Rechtszu-
stand des Zollgesetzes und der Allgemeinen Zoll-
ordnung wiederherzustellen. Denn sowohl die wirt-
schaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik als

"auch die Riicksichtnahme auf die durch die allge-
meine Abgabenvergiinstigung bisher geschidigten (D)

Gewerbekreise rechtfertigten dies, zumal Kaffee
und Tee wieder in beliebigen Mengen und Quali-
tdten im Inland zu kaufen seien.

Der Antrag wurde daher mit Mehrheit gegen die
Stimmen der Antragsteller bei wenigen Enthal-
tungen abgelehnt.

Bonn, den 20. Dezember 1955

Krammig
Berichterstatter



Druck: Bonner Universitits-Buchdruckerei, Bonn, Richard-Wagner-Strale 30
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, Telefon 3551.



	137. Sitzung
	Bonn, Donnerstag, den 22. März 1956.
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3




